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Namentliche Abstimmung 13300/04 


Die Sitzung wird um 9 Uhr 52 Minuten eröffnet. 

Vizeprösident Dr. Schmid: Meine Damen und 
Herren, ich eröffne die Sitzung. 

Ich habe zunäch^st mlitzuteilen, /daß nach einer 
»interfraktionellen Vereinbarung die Punkte 61 und 
63 bis 69 von der Tagesordnung abgesetzt worden 
sind. 

Ich rufe »auf Punkt 9 der gedruckten Tagesord- 
nung, die Ihnen vorliegt: 

Dritte Beratung des Entwurfs eines Gesetzes 
gegen Wettbewerbsbeschränkungen (Druck- 
sache 1158); 

Schriftlicher • Bericht des Ausschuisseß für 
Wirtschaftspolitik (21. Ausschuß) (Druck- 
sachen 3644, zu 3644) 

Ich eröffne die iallgemedne Aussprache. Wo,rt- 
meldungen? — Herr Abgeordneter Dr. Hoffmann, 
ich erteile Ihnen das Wort. (D) 

Dr. Hoffmann (FDP); Herr Präsident! Meine Da- 
men und Herreni Da interfraktioneli vereinbart 
worden ist, daß wir uns in der dritten Lesung des 
Kartellgesetzes lauf verhältnismäßig kurze Erklä- 
rungen beschränken wollen, möchte ich mich damit 
begnügen, mitzuteilen, daß die Fraktion der Freien 
Demokraten trotz erheblicher Bedenken bes^chlos- 
sen hat, dem Kartelilgesetzentwiurf in /der gestern 
in zweiter Beratung beschlossenen Fassung zuzu- 
stimmen.' 

Wir tun das nicht, weil wir etwa der Meinung 
sind, daß dieser Gesetzentwurf die Voraussetziun- 
gen erfüllt, das zu sein, was der Herr Bundeswirt- 
schaftsminister einmal ein Grundgesetz der Sozia- 
len Marktwirtsichiaft genannt hat. Davon kann gar 
keine Rede sein, zumal es gestern in der zweiten 
B'eratung ni-cht gelungen ist, auch nur die lun'anige- 
nehmsten, empfindlichsten Beschränakiungen des 
Prinzips der Verbotsgesetzgebung wieder zu be- 
seitigen. 

Es ist begreiflich, daß der Herr Bundeswirt- 
schaftsminister bei der Behandlung des Gesetzes 
geneigt war, viele Kompromisse hinzunehmen; 
denn es ist psychologisch verständlich, daß es für 
ihn außerordentlich peinlich gewesen wäre, wenn 
dieser Gesetzentwurf, /um den nun schon ein sie- 
benjähriger Krieg geführt worden ist, in der zwei- 
ten Legislaiturperiode des Bundestages wiederum 
nicht über die Runden zu bringen gewesen wäre. 

Aber es bleiibt nun einmal die Tatsache bestehen, 
/daß diese Vorlage, so wie sie jetzt beschlossen wer- 
den soU, gegenüber der ursprünglichen Konzeption 
dies Regierungsentwiurfs außerordentlich stark de- 
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(Dr. Ho ff mann) 

oatuiriiert ist. Man kiainn allen£all‘S sagen, idaß es 
sich hier um einen, wenn auch höchst unvollkom- 
menen Anfang einer gesetzlichen Sicherung des 
Wettbewerbs handelt. 

Wir haben gestern immerhin mit lebhaftem 
Intereisse davon Kenntnis genommen, diaß der Ab- 
geordnete Dr. Erhard nach tder /ausgezeichneten 
Hede unseres Kollegen Professor Böhm bei der 
Absti'mmunjg über den Änderungsantrag zu § 57 
Abs. 4 mit dem Team gestimmt hat, dem er es zu 
verdanken hat, daß Wienigstens das Prinzip der 
Verbo^tsigesetzgebung in diesem Gesetz gerettet 
worden ist. 

(Beifall (bei der PDP und SPD.) 

Meine Damen und Herren, wir haben in der 
Fraktion lange geprüft, was überwiegt: die Be- 
denken gegen die starke Verwässerung des Ge- 
setzentwurfs Older der Gedanke daran, daß hier 
immerhin ein Anfang zu einer Kartellgesetzgebung 
gemacht wird, die man später ergänzen und ver- 
bessern kann. . 

Wir haben uns da:bei überlegt, daß zwar das gel- 
tende Recht, das alliierte Recht, das Bundesrecht 
geworden ist, dem Grundsatz der Verbotsgesetz- 
gebung — :dem wir zuneigen — besser als dieser 
Gesetzentwurf entspricht, daß »aber auf der ande- 
ren Seite die bisherige Rechtslage deshalb unbe- 
friedigend ist, weil die organisatorischen Voraus- 
setzungen dafür fehlen, dieses Verbotsp-rdnzip /auch 
wirklich durchzusetzen. 

Insofern bedeutet dieser Gesetzentwurf unserer 
Auffassung nach doch einen gewissen Fortschritt, 
weil wir in Gestalt der KartelKbehörden, insbeson- 
dere des Bundeskartellamts, nun die Apparatur 
schaffen, die uns die Möglichkeit gibt, gestützt auf 
Erfaihrungen, die mit diesem Gesetzentwurf ge- 
macht werden, in Zukunft zu Verbesserungen zu 
kommen. 

Wir haben deshalb auch so großen Wert darauf 
gelegt, daß sich die Arbeit des Bundeskartellamtes 
möglichst großer Publizität erfreut. Sie haben ja 
gestern auch unseren Antrag angenommen, wonach 
der Bericht, den die Kartelllbehörde alljährlich zu 
veröffentlichen hat, durch die Bomdesregierung 
/auch diesem Hause vorgelegt werden muß. Das 
Haus wird dann zu prüfen haben, Wielche Maßnah- 
men, eventuell auch welche Novellierungen des 
Gesetzes auf Grund der Erfahrungen der Kartell- 
behörde erforderlich erscheinen. 

Wir Freien Demokraten stimmen also dem Ge- 
setz im der vorliegenden Fassung nicht deshalb zu, 
weil wir es für befriedigend halten, sondern weil 
wir in ihm eine Chance sehen, durch spätere No- 
vellierung zu einem wirklich brauchbaren Grund- 
gesetz der Wettbewerbswirtschaft zu gelangen. 

(Beifall bei der FDP.) 

Vizepräsident Dr Schmid: Das Wort hat der Ab- 
geordnete Stegner. 

Stegner (GB/BHE): Herr Präsident! Meine Da- 
men und Herren! Herr Kollege Hoff mann hat uns 
an die Zeiten erinnert, wo der Herr Bundeswirt- 
schaftsminister das vorliegende Gesetz als die 
Magna Charta, als das Grundgesetz der deutschen 
Wirtschaft gepriesen hat. Wir haben gestern aus 
seinem Munde nichts mehr dergleichen gehört. Wir 
haben eigentlich gar nichts gehört. 


Nun, ich kann das auch verstehen. Ich habe mir ' 
einmal die Mühe gemacht, Herr Bundeswirtschafts- 
minister, Sie während der zweiten Lesung dieser 
„Magna Charta“ zu beobachten, und ich habe 
eigentlich Ihr traditionell so beliebtes optimistisch- 
fröhliches Gesicht vermißt. 

(Heiterkeit.) 

Ich habe mehr nachdenkliche Züge in Ihrem Ge- 
sicht wahr genommen. 

(Zurufe von der Mitte.) 

In der Tat, die Freude, die sonst ein Vater bei der 
Geburt seines Kindes empfindet, haben Sie nicht 
empfinden können, 

(Heiterkeit und Beifall beim GB/BHE und 
bei der SPD) 

weil es sich ja gar nicht um Ihr eigenes Kind, 
sondern höchstens um Ihr Adoptivkind oder Stief- 
kind handeln kann. 

(Erneute Heiterkeit.) 

Meine politischen Freunde und ich haben damals 
Ihren recht klaren Verbotsentwurf, wie ihn der 
Regierungsentwurf darstellte, begrüßt. Selbst der- 
jenige, der sich mit dem Kartellgesetz nie beschäf- 
tigt hat, merkt ja bei der Gegenüberstellung von 
Regierungsentwurf und Ausschußfassung, daß es 
selten einen Entwurf in diesem Hause gegeben hat, 
auf den der Ausschuß so starken Einfluß aus- 
geübt und an dem er so starke Änderungen vor- 
genommen hat.' 

(Abg. Dr. Hellwig: Sie waren ja nicht 

dabei; deswegen können Sie es beurteilen!) 

— Herr Hellwig, ich darf einen kleinen Augenblick 
unterbrechen. Diesen Vorwurf hat mir Herr Iller- 
haus gestern schon gemacht. Es dürfte Ihrer Auf- 
merksamkeit nicht entgangen sein, daß es in diesem 
Hause große und kleine Fraktionen gibt. Herr 
Hellwig, Sie haben das große Glück, der größten 
Fraktion anzugehören — ich meine das nicht 
politisch, sondern organisatorisch! 

(Große Heiterkeit beim GB/BHE und bei 
der SPD.) 

Infolgedessen haben Sie den Vorzug, daß die CDU 
in jedem großen Ausschuß mit 10 bis 12 Ihrer 
Kollegen vertreten ist. Selbst wenn also die Hälfte 
der Kollegen ausfällt, haben Sie noch genug Ar- 
beitsspielraum. Ich habe den Nachteil — organisa- 
torisch wiederum — , 

(Zuruf von der CDU/CSU: Auch politisch!) 
einer kleinen Fraktion anzugehören. 

(Abg. Illerhaüs: Einer ganz kleinen!) 

— ^ Ja, einer ganz kleinen! Aber es haben auch schon 
andere klein angefangen. 

(Abg. Dr. Hellwig: Aber Sie hören klein 
auf!) 

Ich habe also den Nachteil, organisatorisch 
meinetwegen der kleinsten Fraktion dieses Hauses 
anzugehören. Bei uns muß bei der Fülle der Aus- 
schüsse — über deren Notwendigkeit man ja auch 
streiten kann — ein Kollege fünf bis sechs Aus- 
schüsse wahrnehmen. Es dürfte auch Ihnen nicht 
entgangen sein, daß die Termine der Ausschüsse 
am Mittwoch und Donnerstag jeder Woche weit- 
gehend zusammenfallen. Da ergibt sich eben für 
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(A) uns die Notwendigkeit, an Ausschußberatungen 
von sehr langer Dauer wie bei dem Kartell- 
gesetz — 

(Abg. Dr. Hellwig: Sie sagten doch vorhin, 
das Kartellgesetz sei die Magna Charta 
der, Wirtschaftspolitik; haben Sie denn 
wichtigere Sachen gehabt als diese Magna 

Charta?) 

— Ja, wir haben wichtigere Sachen gehabt; das 
zeigt das Ergebnis Ihrer Beratungen. 

(Beifall beim GB/BHE.) 

Außerdem: wenn Sie mir schon sagen, wir hätten 
im Ausschuß mitarbeiten sollen, dann frage ich 
mich, warum denn die hochmögenden Mitglieder 
des Wirtschaftsausschusses ihre Debatte in Klein- 
form gestern noch einmal nachgeholt haben. Wenn 
im Ausschuß alles so glatt gegangen wäre, wäre 
das doch hier nicht mehr notwendig gewesen. Im 
übrigen ist das Recht einer Fraktion, hier im 
Plenum ihre Meinung zu äußern, völlig unbe- 
stritten, ob sie nun an den Ausschußarbeiten teil- 
nehmen konnte oder nicht. 

Ich darf jetzt noch einige wenige Worte zur 
Sache sagen. Das Verbotsprinzip des Herrn Bun- 
deswirtschaftsministers ist durch die Arbeit des 
Ausschusses so weit aufgeweicht und, ich möchte 
beinahe sagen: durchlöchert worden, 

(Abg. Illerhaus: „Durchhöcherlt“!) 

daß es sich sehr weit dem Mißbrauchsprinzip in 
strenger Form nähert. Es ist gewissermaßen ein 
Überkompromiß zwischen den beiden möglichen 
Prinzipien der Gesetzgebung getroffen worden. Ich 
muß sagen, sosehr der Herr Bundeswirtschafts- 
minister früher exakt für das Verbotsprinzip ein- 
® getreten ist, so sehr habe ich volles Verständnis, 
daß er gestern nichts gesagt hat; denn ihm ist 
heute wahrscheinlich die etwas aufgelockerte Form 
eines strengen Mißbrauchsprinzips im Rahmen 
seiner Ordnung doch etwas lieber als sein eigener 
Entwurf. Die Dinge haben sich also etwas ge- 
wandelt; demgemäß mußte sich auch die Stellung 
des Herrn Bundeswirtschaftsministers ein wenig 
wandeln. Das ist aber verständlich und liegt in der 
Materie begründet. 

Die gestrige Debatte hat jedem, der hören 
konnte, in sehr aufschlußreicher Weise die kriti- 
schen Punkte dieses Gesetzes deutlich aufgezeigt. 
Nachdem nunmehr zu den drei vorher erlaubten 
Kartellen noch das Rabatt- und das Konventionen- 
kartell getreten sind, haben wir, wie gesagt, eine 
Art abgewandeltes Mißbrauchsprinzip. 

Ich möchte jetzt nicht die Einzelheiten be- 
trachten; dazu war gestern genügend Gelegenheit. 
Aber ich möchte nochmals mit ein paar Worten 
auf die Preisbindung der zweiten Hand zurück- 
kommen, weil hier in Verbindung mit dem Rabatt- 
kartell eine mögliche Art neuer Kartelle entstehen 
kann, die auch vom Kartellamt schwer zu erfassen 
sein dürfte. Ich habe gestern nach den Worten des 
Kollegen Dr. Hellwig um so weniger verstanden, 
warum sich das Haus so gegen die Preisbindung 
der zweiten Hand wehrt. Ich konnte Ihnen gestern 
schon sagen, daß sich außerhalb der Konsum- 
genossenschaften auch auf dem freien Markt eine 
sehr große Reihe Unternehmen gebildet haben — 
wie eben die Warenhäuser, die Filialgeschäfte, die 
Einheitspreisgeschäfte, die freiwilligen Handels- 
ketten und die Versandgeschäfte — , die sich der 
Preisbindung der zweiten Hand entziehen. Prak- 


tisch bestätigte das auch Herr Dr. Hellwig, indem (Q 
er das österreichische Beispiel anzog und sagte: 
Wenn man die Preisbindung der zweiten Hand 
anmeldepflichtig macht, bleibt zum Schluß nur 
ganz wenig an Preisbindung der zweiten Hand 
übrig. Die logische Folgerung, Herr Dr. Hellwig, 
wäre doch, wenn man schon ein „fortschrittliches“ 
Gesetz machen will, nun auch den Schnitt zu voll- 
ziehen, indem man sagtr- Wenn praktisch von der 
Preisbindung der zweiten Hand nichts übrig bleibt, 
dann stellen wir uns in Gottes Namen auf den 
Boden der Preisempfehlung der zweiten Hand; 
denn für die paar Leute, die zum Schluß übrig- 
bleiben, braucht man doch nicht ein ganzes Prinzip 
aufrechtzuerhalten, von dem ich überzeugt bin, 
daß es nicht mehr zeitgemäß ist. 

Meine Damien und Herren! Meine politischen 
Freunde sind bei den Überlegungen — und wiir 
haben uns trotz der Nichtbeteiligung an der Aus- 
ischußarbeit von uns aus ise'hr gründlich mit der 
Materie befaßt, wir haben die Ausschußberatu'ngen 
verfolgt — zu dem Ergeibn'is gekommen, daß die 
Auswirkung des Gesetzes nicht voll zu übersehen 
ist. Wenn Sie sich z. ©. mdt dem Echo, das Sie 
draußen bezüglich der Arbeit des Kartellamtes 
hören, etwas näher befassen, stellen Sie merkwür- 
digerweise zwei ganz verschiedene Meinungen fest. 

Die Kreise um das BundeswirtschaftsministeriLum 
sagen: „Man wird mit diesem Kartellamt im Sinne 
eines Verbotsprinzips arbeiten können.“ Aber alle 
die, für die die Kartelle wichtige Wirtschaftsele- 
mente sind — und es gibt ja solche Kreise sehr 
zahlreich in Deutschland — , sagen: „Das Gesetz ist 
nicht schädlich, und das Bundeskartellamt wird an 
der vorhandenen Situation nicht allzu viel ändern.“ 

Sie sehen also: es list noch gar nicht zu übersehen, 
welche iStellung das ßundeskartellamt feinnehmen (D) 
wird. 

Leider ist eines schon zu übersehen, daß der Herr 
Bundeswirtschaftsminister voraussichtlich in einer 
großzügigen Leitung seiner Wirtschaftspolitik doch 
erheblich eingeschränkt wird, nachdem besonders 
unsere Anträge zu § 3 und § 5 auf Umdruck 1272 
abgelehnt worden sind. Wir hatten vor, die Stel- 
lung des Wirtschaftsministers zu stärken. Sie ist 
aber abgeschwächt. 

Man wird also nun dieses Wechselspiel einmal 
in der Praxis sehen müssen, wobei das Verfahrens- 
recht nicht gerade sefhr einfach ist. Herr Hellwig 
hat gestern mehrfach darauf hingewiiesen, daß 
sehr strenge Verfahrensvorschriften bestehen und 
die Beweislast einmal auf der einen und einmal 
auf der anderen Seite liegt; im Berufungsfalle 
kommt die Einschaltung der Oberlandesgerichte 
hinzu. Das sind alles Fakten, mit denen wir in 
Deutschland noch inicht gearbeitet haben, und 
parallele Beobachtungen etwa in den Vereinigten 
Staaten zeigen, daß die Entwicklung durchaus in 
Richtungen laufen kann, die man heute nicht 
übersieht. 

Mit anderen Worten: Es ist noch sehr fraglich, 
wie sich das Instrumient des Bundeskartellamtes in 
der gesamten Wirtschaftspolitik aus wirken wird. 
Meine Freunde und ich sind rein von der Erwä- 
gung ausgegangen: Dient dieses Gesetz — das ja eine 
langfristige Wirkung haben soll; uns klang -eben 
noch so etwas von der „Magna Charta“ im Ohr — 
dem Verbraucher und dient es gerade dem kleine- 
ren Einzelhandel, der es se*hr schwer haben wird, 
dem Zuge der Zeit in der Technisierung, in der 
Rationalisierung, in der Modernisierung seines 
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(A) Verteilerbetriebeis zu entsprechen? Wir sind zu 
dem Ergebnis gekommen, daß gerade die Preisbin- 
dung der zweiten .Hand und ähnliche Bindungen 
eine moderne Entwicklung im Einzelhandel er- 
schweren werden; und wir sind zweitens zu dem 
Ergeibnis gekommen, daß die starken Durchbre- 
chunjgen des Verbotsprinzips dem Verbraucher 
nicht dienen. 

Da wir nicht 'die 'Gewißheit haben, daß das 
Gesetz in der vorliegenden Passung unseren Wün- 
schen gerecht wird, wird meine 'Fraktion dem Ge- 
setz als Ganzem die Zustimmung nicht erteilen. 

(iBeifall beim GB/BHE und bei Abgeord- 
neten der SPD.) 

Vizepräsident Dr. Schmid: Das Wort hat der Ab- 
geordnete Dr. Hellwiig. 

Dr. Hellwig (CDU/CSU): Herr Präsident! Meine 
Damen und iHerren! Namens 'der Fraktionen der 
Regierungskoialition habe ich folgende Erklärung 
zur dritten Lesung des Entwurfs eines Gesetzes 
gegen Wettbewerbsbeschränkungen abzugeben. 

Das nunmehrige 'Gesetz gegen Wettbewerbsbe- 
schränkungen stellt den ersten iSchritt zu einer 
neuen deutschen Gesetzgebung -auf diesem Gebiete 
dar. Das frühere 'deutsche Wettbewerbsrecht ist 
'bis auf wenige 'Sondergesetze in der totalen 
Zwangswirtschaft der Kriegs- -und Nachkriegsjahre 
-untergegartgen. An seine Stelle war 'das Be- 
satzungsrecht getreten. Unter Führung von CDU/ 
CSU erfolgte in Zusammenarbeit mit wieiteren 
Koalitionsparteien im Frankfurter Verwaltungsrat 
und im Wirtschaftsrat der Übergaing von der 
Zwangswirtschaft zu den Grundsätzen einer 
marktwirtschaftlichen Ordnung, 'die seither unter 
dem Namen „Soziale Marktwirtschaft“ das Wirt- 
schafts politische Programm der Regierui^skoali- 
tion bestimmt hat. Wesentliche Ordnungselemente 
der sozialen Marktwirtschaft sollten ein echter 
Leästungswettbewerb und eine unabhängige Mono- 
polkontrolle sein. Die Düsseldorfer Leitsätze brach- 
ten 1949 erstmalig diese Grundsätze .als ein die 
CDU/OSU verpflichtendes Programm zum Aus- 
druck. Diese Leitsätze stellten die Wettbewerbs-* 
Wirtschaft auch unter das Erfordernis, in Wirt- 
schaft und Gesellschaft das machtverteilende Prin- 
zip anzuwenden. Sie gipfelten in den Forderun- 
gen: 

Wer frei sein will, muß sich dem Wettbewerb 
unterwerfen omd darauf verzichten, Macht auf 
dem Markt zu erstreben. Wer Macht -auf 'dem 
Markt besiitzt, d. h. wer nicht durch Wettbe- 
werb kontrolliert ist, darf nicht frei sein. 

(iZurufe von der SPD.) 

Die Ausarbeitung und Veralbschiedung des Ge- 
setzes 'gegen Wettbewerbsbeschränik'imgen hat sich 
— das soll nicht bestritten werden — lange hin- 
gezogen. Daraus kann weder der Regierung noch 
den Regierungsparteien ein Vorwurf gemacht 
werden. 

i(Zurufe von der iSPD.) 

Da es sich um Neuland handelte, «auf dem deutsche 
Erfahrungen mit einer umfassenden Verbots- 'und 
Kontrollregelung noch nicht Vorlagen, ist auch 
unter denen, die eine scharfe 'Gesetzgebung wünsch- 
ten, in den letzten Jahren wiederholt die Meinung 
über die konkreten Einzelbestimmungen geändert 
worden. Verglichen mit einer jahrzehntealten Ge- 
setzgebung, Verwaltungspraxis und Rechtspre- 


chung in den Vereinigten »Staaten von Amerika (C) 
ist 'die Erörterung bis» zur Verabschiedung des Ge- 
setzes in der Bundesrepubl'ik nicht als ungebühr- 
lich zeitraubend anzusehen. Die Ausgangspunkte 
der verschiedenen Entwürfe waren 'einander 'Zum 
Teil -diametral entgegengesetzt. In den Schlag Wor- 
ten „Verbotsprinzip gegen Mißbrauchsprinzip** 
kam dieser Gegensatz vereinfacht zum Ausdruck, 
obgleich die Kenner der Materie wußten, daß bei 
der unterschiedlichen Anwendungsmöglichkeit des 
Wettbewerbsprinzips in einer hochindustrialisier- 
ten Gesellschaft eine solche Schematisierung nicht 
möglich ist. So war es Aufgabe der parlamentari- 
schen Beratung, eiine dem Wettbewerb als Ord- 
nungsprinzip im Ganzen dienende Synthese zwi- 
schen verschiedenen Vei'bots- und Auföichtserfor- 
dernissen zu finden, ohne jedoch durch 'ein Über- 
maß von Aufsehern über den einzelnen Wirt- 
schaftsteilnehmer dessen Freiheit über Gebühr Z'U 
beeinträchtigen. Es bestand zeitweise die ernste 
Gefahr, daß durch ein Übermaß von Meldepflidi- 
ten und durch Überspannung von in der Praxis 
doch undurchführbaren Verboten das Gegenteil 
einer wirksamen, von Bagatell- und Denunzia- 
tionsfällen freigehaltenen Kartell- und Monopol- 
aufsicht bewirkt werde. 

Die jetzt gefundene Lösung läßt nach mehreren 
Seiten Wünsche offen. Es trifft aber keineswegs 
zu, daß durch die iHereinnahme von Ausnahmien 
eine soigenannte Durchlöcherung oder Durchbre- 
chung oder, wie man sagt, Aufweichung oder Ver- 
wässerung der restriktiven Grundtendenz einge- 
treten sei. Das Gegenteil ist richtig. Bel einem Ver- 
gleich des jetzigen Gesetzentwurfs mit den Regie- 
rungsvorlagen, den (Beschlüssen des Bundesrates, 
den Stellungnahmen der Biundesregierung dazu 
und mit den Beschlüssen des Ausschusses für Wirt- /q) 
Schaftspolitik im 1. Bundestag ergibt sich vielmehr, 
daß keine Ausnahme neu hinzugeikommien ist, die 
nicht in irgendeiner der früheren ßeratungsphasen 
bereits vorgesehen war. Dagegen wurden gegen- 
über den früheren Vorlagen un'd IBeratungsphasen 
die Bestimmungen über Anmeldung und Veröffent- 
lichung der Anträge sowie über die Verfahren vor 
der Kartellbehörde verschärft. Schließlich wurde 
in größtem Umfang die öffentliche Behandlung 
derartiger Ausnahmeanträge unter Hinzuziehung 
der betroffenen Kreise isichergestellt, so daß von 
einer „Kartellwillkür“ etwa durch -Inanspruch- 
nahme der Erlaubnismöglichkeiten dieses Gesetzes 
wirlklich nicht mehr 'gesprochen werden sollte. Die 
Wirtschaft wird hier ein hohes Maß von Selbst- 
disziplin aufzubringen haben, wenn sie überhaupt 
von den Ausnahmemöglichkeiten un-d den mit 
ihnen verbundenen Verfalhrensvorschriften Ge- 
brauch machen will. 

Die Bestimmungen über die Mißbrauchsaufsicht 
wurden im Gesetz weiter verschärft. Nicht nur 
Monopole, sondern nunmehr auch die sogenannten 
Oligopole wurden der Mißbrauchsaufsicht unter- 
stellt, Der Ermessungsspielraum der Kartellbe- 
hörde für ihre Entscheidungen wurde in vielen 
Fällen erheblich ausgedehnt. Diese Ausdehnung 
des Ermiessungisspielraums aber hat nicht nur die 
bei 'der Kartellbehörde liegende Verantwortung 'er- 
heblich erhöht, sondern zugleich notwendig ge- 
macht, als Rechtsschutz für 'den durch Ermessens- 
entsch'eidungen der Kartellbehörde Betroffenen die 
Möglichkeit einer ausreichenden gerichtlichen 
Nachprüfung vorzusehen. Bei der Fragie, ob eine 
letzten Endes politische Zweckmäßigkeit den Vor- 
rang gegenüber 'dem verfassungsrechtlich zuge- 
sicherten Rechtsschutz für den einzelnen genießen 
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soll, wurde ein Kompromiß (gefunden, der die 
wittschaftspolitdsche Gesamtverantwortung des 
Bundesministers für Wirtschaft, dem das Bundes- 
kartellamt untersteht, nicht aufhebt. 

Wer den Wettbewerb als Ordnungsprinzip be- 
jaht — und das wollen vor allem die Fraktionen 
der Regierungskoalition hier zum Ausdruck 
bringen — , kann dieses Gesetz nur als einen An- 
fang ansehen. Ihm müssen weitere gesetzliche 
Maßnahmen zur Förderung und zum Schutz des 
lauteren Wettbewerbs und zur Anpassung des Ge- 
^ellschafts- und iSteuerrechts, des Gewerberechts 
und der Gewerbeförderungsmethoden an die Er- 
fordernisse einer lechten Wettbewerbswirtschaft 
folgen. Die Fraktionen der Regierungsparteien 
stimmen dem Gesetzentwurf zu. 

{Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Vizepräsident Dr, Schmid: Das Wort hat der Ab- 
geordnete Kiurlfoiaaim. 

Kurlbaum (SPD): Herr Präsident! Meine Damen 
und Herren ! Im Naanen meiner Fraktion habe ich 
folgende Erklärung labzugöben. 

Die sozialdemokratische Fraktion sieht seit Jah- 
ren 'die 'erste Aufgiabe 'eines Kartellgesetzes darin, 
den Wettbewerb überall dort wirksam zu machen, 
wo dies iim Interesse der Gesamtwirtschaft oind der 
Verbraucher möglich ist. D-urch die Freistellung 
des Rabattkartel'ls und der Preisbindung der zw'ei- 
ten Hand vom Verbotsgrundsiatz ,ist dies vereitelt 
worden. 

(Abg. Mellies: Sehr richtig!) 

Die zweite, mindestens ebeaiso wichtige Aufgiabe 
bleibt es nach Ansicht der SPD, .in Zukunft zuver- 
^ ^ lässig dort einen Machtmißibrauch zu verhindern, 
wo er durch Wettbewerb nicht verhindert werden 
kann, und gleichz.eitig die so unterschiiedlichen 
Chancen der Starken und Schwachen lam Markt 
.auszugleichen. Nach der jetzt vorliegenden Fassung 
des Gesetzes bleibt auch diese Aufgabe lunigelöst. 

Die ßPD-Fraktion hat im 1. und 2. Bundestag 
versucht, der vom Bundeswirts'chaftsmmister seit 
Jiahren in der Öffentlichkeit und tauch in Wahlver- 
sammilungien verikünideten Foirderung nach Freiheit 
in der Wirtschaft und nach Leistungswettbewerb 
in diesem Gesetz 'gegen 'die Mehrheit seiner eigenen 
Fraktion zum iDurchbru-ch zu verhielten. 

(Sehr wahr! bei der SPD.) 

iDiie SPD hat sich weiter (bemüht, den Gesetz- 
entwurf zu Vier*besS(ern lund zu ergä'nzen. Niemand, 
der sachkundig und ehrlich die Bemühungen der 
SPD-Fraktion im Bundestag beobachtet hat, kann 
bestreiten, (daß 'das so ist, wenn es auch noch so 
verlockend sein mag, das j'etzt m Wahlireden zu 
tun. 

Wir sind läRerdings 'nicht überrascht, daß die Re- 
gierungskoialition nunmehr /auch in ider Wett- 
bewerlbspolitik ihr früher so oft propagiertes Kon- 
zept vom freien Wettbewerb verlassen hat. Heute 
steht fest, daß die CDU/OSU-Frak-tion tauch in der 
KartellpOlitik durch ihren Indus trief lügel be- 
herrscht wird. 

(Beifall bei der SPD und dem GB/BHE.) 

Der Herr BundesAvirtschaftsiminisiter Professor 
Erhard hat oihne ernsthaften Widerstand alle Ver- 
schlecht 0 rung(en seines Gesetzentwurfs hingenom- 
men. 

(Zustimmung bei der SPD.) 


Gestern iim iBimdestag ist Herr Professor Erhard (C) 
dem kartefllfreundichen Indiustrieflüigel seiner Par- 
tei miit keinem Wort entgegengetreten. 

(Erneute Zustimimtung »bei der SPD.) 

Er trägt damit ein hohes Maß an Mitverantwor- 
tung für (die Preisgabe seiner wettbewerbswirt- 
schaftlichien Konzeption. Damit wird der schon bei 
den Zoillvorlag(en dieutlich gewordene Weg fort- 
gesetzt, alle (feierlich verkündeten Grundsätze einer 
freien Wettbewertbswirtschaft den Gruppeninter- 
essen des Industrieflügels der CDU/CSU zu opfern. 

((Beifall bei der SPD.) 

Wir bedauern (diese Entwicklung aufrdchti'g. In 
der vorliegenden Fassung list das Kartellgesetz 
keinesfalls das Grundgesetz einer freien Markt- 
wirtschaft. Es gibt vielmehr tden Weg für Kartelle 
und 'andere Wettbewerbsbeschränikungsen in einem 
noch nicht übersehbaren Umfang frei. 

(Sehr richtig! bei der SPD.) 

Das Kartellgesetz soll am 1. Januar 1958 <ki Kraft 
treten. Die SPD-Fraktion wird im 3. Bundestag 
alle möglichen Schritte tun, um das Kartellgesetz 
noch vor seinem Inkrafttreten so zu verändern, daß 
es die Interessen d'er schwächeren Wirtsichaftspart- 
ner und ider Verbraucher wirksamer schützt, als es 
die in so vielen Abhängigkeiten verstrickte Bun- 
desregierung vermag. Das vorliegen'de Gesetz muß 
die SPD-Fraktion alblehnen. 

(Beifall bei der SPD amd bei Abgeordneten 
des ^GB/BHE.) 

Vizepräsident Dr* Schmid: Das Wort hat der 
Herr Bundeswiirtschaftsminister. 

(Zurufe von der SPD: Aha! Endlich!) 

Dr. Dr. h. c. Erhard, Bimdesminister für Wirt- 
sch'aft: Herr Präsideoat! Meine Damen und Herren! 

Ich habe nicht idie Absi'cht, eine lange Rede zu hal- 
ten, alber ich habe einiges richtigzusteli'en. Ich 
glaube, daß ich meine Haltung zu Wettbewerbs- 
fragen schon früher deutlich gemacht habe, als das 
von seiten Ihrer Partei gesch^en ist. 

(Beifall bei der CDU/CSU. — Zurufe von 
der SPD.) 

Was z. 'B. die Zollvorlagen anlangt, so darf ich 
noch einmal 'darauf hinweisen, daß (der Einsatz der 
Zollpolitik als Mittel der Marktpolitik niicht Ihre, 
sondern (meine Erfindung ist. 

(Zustimmung bei der 'CDU/CSU. — Dachen 
lund Zurufe bei der SPD.) 

Im übrigen, niieine Damen und Herren, miache ich 
(aus meinem Herzen igar keine Mördergrube. 

(Zurufe 'Von der SPD: Nein, das wissen 
wir!) 

Meine Konzeption von dem Kartellgesetz, wie sie 
ja auch ln ider Regierungsvorlage zum Ausdruck 
gekommen ist, deckt sich ganz bestimmt nicht völ- 
lig imit der jetzt erarbeiteten Lösung. Aber — ich 
bitte Sie! — wir leben in einer Demokratie. 

(Zuruf von der SPD: Und W'as für einer!) 

Natürlich W'äre mir die Taiube in der Hand auch lie- 
ber lals der Spatz lauf dem Daich. Aber ida >das im all- 
geimeinen nicht lerreichlbar ist, vertrete ich den 
Standpunlkt, daß -das Kartellg-esetz auch so, wie es 
heute .aussieht, mit (allen Mängeln und Unzuläng- 
lichkeiten — vieilleicht konnte der Anfiang gar nicht 
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(Bundesminister Dr. Dr. h. c. Erhard) 

(A) anjderis seiin — , wie mir intjemationail limimer wieder 
bestätigt wird, das fortschrittlichste uind modernste 
Kartellg-esetz der Weit ist. 

(Beifall bei ider CDIU/GSU. — Dachen 
bei der SPD.) 

Es ist ein Anfang, und ich bin üiberzieogt, daß die- 
ses heutige Kartellgesetz nicht das ist, das in 
Deutschliand einmal als letzte Form gelten wird. 
Aber dieses Kartelllgesetz und der Geist, der aus 
ihm spricht, hiat auch — und das ist wieder das 
deutsche Veridienst — in den Wettbewerbsregeiln 
des Gemeinsamen Markts seinen Niederschlag ge- 
funden. Wir können füglich lannehmen, dtaß dieser 
Geist einer freiheitli'chen Wettbewierbsoridnung bei 
aller Unzulänglichkeit lin den Anfängen lallmählidi 
über Deutschliand hiniausgreifend die Grundlage 
einer Wettbewerbspolitik auf breiter internationa- 
ler Ebene abgeben wird. 

Darum sollten wir, so meine ich, bei der Verab- 
schiedung dieses Gesetzes nicht nur trüben und 
negativen Gedanken nachhängien, sondern auch das 
Positive erkennen. Wir sind auf lednem neuen Wege 
in einer neuen Richtung, und zwar nicht nur für 
Deuitschland, sondern für die -freie Welt. 

(Beifall bei den Regierungsparteien. — 
Zurufe von der iSPD.) 

Vixepräsident Dr. Sdimid: Das Wort hat der Ab- 
geordnete Kurlbaum. 

Kurlbaum (SPD): Herr Präsident 1 Meine Damen 
-und Herren! Ich möchte zu der Erklärung des 
Herrn 'Bundeswirtschaftsministers nur eins sagen. 
Es ist zweifellos richtig, daß ider Herr -Bimdeswirt- 
schiaftsminister die Beschränkungen der wirtschiaft- 
^ liehen Freiheit zu einem früheren Zeitpunkt -be- 
seitigt hat, als wir das vertreten haben. Das ist un- 
zweideutig so. Aber, meine Damen und Herren, 
diese Unterschiiede in der Auffassung waren in der 
Marktlage begründet. Wir haben uns zu einer völ- 
ligien Freigabe des Wettbewerbs erst entschließen 
können, als die Kräfte lam Markt -ausgeglichen 
waren, 

(Beifall bei der SPD) 

als die Stellung des Verbrauchers -gefestigt war. 

(Zurufe von der CDU/CSU.) 

Der Herr Bundeswirtschaftsmindster hat die 
Schranken bereits zu einem Zeitpunkt fallenlassen, 
als der Verbraucher noch dem Hersteller und Ver- 
teiler ausgeliefert war. Das war der fundamentale 
Unterschied. 

(Beifall bei der SPD. — Zurufe von der 
GDU/eSU.) 

Vizepräsident Dr. Schmid: Das Wort hat der Ab- 
geordnete Dr. Hellw-Lg. 

Dr. Hellwig (CDU/CSU): Herr Präsident! Meine 
Damen und Herren! In den Ausführungen des Kol- 
legen Kurlbaum ist am Anfang ein großes Frage- 
zeichen gewesen; diese Stelle ist fast überhört wor- 
-den. Er hat gesai^, daß die SPD für den Wettbe- 
werb nur dort -ein tritt, wo er möglich ist. Er hat 
luns aber nicht gesagt, wie sie ihn begrenzt und 
wo sie 'ihn begrenzt und wielche Formen der Wirt- 
schaftspolitik und der Ordnung idort eintreten sol- 
len. Das ist etwas, wias wir in unserem Gesetzent- 
wurf durch die Aufsi-cht und Kontrolle der Kartell- 


behörde versucht haben. Sie sind uns also diese (C) 
Antwort schuldig tgeblieben. 

Aber nun eine persönliche Biemerkung. Ich darf 
das Hobe Haus um Nachsicht bitten, daß ich hier 
eine persönliche Biemerkung machten muß, nachdem 
(der Herr Kollege Kurlbaum von dem Industrie- 
flügel der CDU-Fraktion gesprochen hat. 

(Zuruf von der SPD: Das ist die Wahrheit! 

— Weitere Zurufe von der (SPD.) 

— Meine Diamm und Herren, es wird keinem Ihrer 
Fraktion -in diesem Haiise ein Vorwurf igemiacht, 
wenn er etwa auf Grund seiner beruflichen Ver- 
bindung mit Konsumgenossens'chaften, Gemiein- 
wirtschaftsbanken oder mit den Gewerkschaften 
hier auf tritt, sondern er -wird i-mmer als Abgeord- 
neter respektieTt. 

(iBeifall in der Mitte.) 

Ich glaube, daß meine Bemühungen, einen Kom- 
promiß lauch mit den Änderungswünsch-en Ihrer 
Fraktion herbeizufiühren, unter allen Umständen 
gewürdigt werden sollten und nicht Anspielungen 
auf meine Person rechtfertigen. 

Ihr Fraktioinsgieschäftsführer Dr. Menzel hat 
vor zwei Tagen in einer unwahren Behauptung 
gegenübeiT der Presse diese gegen meine Person 
gezielten Anspielimgen unterstrichen. Ich habe 
diese Behauptung des Kollegen Dr. Menzel mit 
■einem Dementi zurückweisen müssen, weil sie völ- 
lig frei erfunden war. Das ist die Methode: Wenn 
dieser Partei und Fraktion etw-as nicht gefällt, ver- 
sucht man, dien ^anderen zu idiffamieren, indem man 
ihn als Interessenvertreter hinstellt. 

(Lebhafter Beifall bei den Regierungs^ D) 

Parteien. — Zurufe von der SPD.) 

Noch ein Wort zu dem Thema SPD und Markt- 
wirtschaft. Man fühlt sich hier lan den -kleinen 
Vers Goethes von dem iSpitz erinnert. Ich weiß 
nicht, o-b Sie ihn kennen; ich darf ihn Ihnen sagen: 

Es will der -Spitz aus unserm Stall 
uns immerfort begleiten; 
doch seines Beilens lauter Schall 
beweist nur, daß wir reiten. 

Das wollen -wir auch weiter besorgen. 

(Beifall bei der GDU/GSU. — Zuruf von 
der SPD: Das haben Sie jetzt bewiesen!) 

Vizepräsident Dr. Schmid: Das Wort hat Herr 
Abgeordneter Kriedemann. 

Kriedemann (SPD): Herr Präsident! Meine Da- 
-men -und Herren! Ich habe nicht um das Wort ge- 
beten, um mich mit dem Herrn Bundeswirtschafts- 
minister aus-einanderzusetzen. Das habe ich in frü- 
heren Zeiten, in denen wir gemeinsiam Verantwor- 
tung für schiwerw-iegiende Entschlüsse tragen muß- 
ten, öfter und mit Vergnügen getan. Nachdem er 
mit seinem Namen — mindestens mit seinem Na- 
men; ich weiß nicht, wer sonst noch dahin tersteckt 

— in (der Presse den Sozialdemokraten bescheinigt 
hat, idaß ihnen die sittliche Reife fehle, an öffent- 
lichen Angelegeidieiten veriant wörtlich teilzuneh- 
men, kann ich mir kaum vorsitellen, daß es irgend- 
eine Darlegung, irgendeine [Behauptung, irgend- 
eine Unterstellung des Bundeswirtschaftsministers 
(gibt, mit der si'Ch auseinanderzusetzen einer von 
unserer Seite noch -das Bedürfnis haben kann. 
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(Kriedemann) 

Ich will niur dem Herrn Kollegen Hellwdg etwias 
sagen, weil er den Vers vom Spitz zitiert hat. Was 
mein Freund Kurlbiaum gesagt hat, stimmit. Dier 
Herr Bimdeswirtschiaftsminister hat sich schon zum 
freien Wettbewerib bekannt, als das nach unserer 
Meinung noch nicht zu verantworten war. Er hatte 
die FreundMchkeit, mich in seiner Wahlillustrierten 
zu apostrophieren, von der wir heute zum Unter- 
schied von vielen anderen Editionen seitens der 
Regierung und seitens der Regierungsparteien in 
der „Weilt“ lesen können, daß sie aus Mitteln des 
Bundespresse- 'iind Informationsiamtes bezahlt wor- 
den ist. Diie „Welt“ ist keine sozialdemokratische 
Zeitung. Idi bin fauch heute noch der Meinung, 
daß, wenn lebenswichtdige Wiaren Mangelwaren 
sind, man sich um die Verwendung und Verteilung 
dieser Mangelwaren kümmern muß. In einer be- 
lagerten Festung kann man nun einmal die Ratten 
nicht versteigern. Der Herr Bundeswirtsdiaftsmini- 
ster hat das Wettbewerb genannt, was in Wirklich- 
keit eine Versteigerung gewies^en ist. Mindestens 
werden es ihm .diejienigen danken, die zw.ar mit 
allen anderen Staatsbürgern zusammen '"eines schö- 
nen Tages imit 40 DM angefangien haben, sich aber 
schon wenige Monate nach Schaffung der neuen 
Währung mit dem guten Geld als die ersten 
D-Mark-Müllionäre präsentieren konnten. Es gibt 
eben Unterschiede in der Wirtschaftsgesinnung. 
Ich glaube, wir haben deutlich gemacht, wo für 
xms diese Unterschiede liegen, Herr Kollege BLell- 
wig. 

(Beifall bei der SPD.) 

Vizepräsident Dr. Schmid: Weitere Wortmeldun- 
gen? — Das Wort hat ider Abgeordnete Deist. 

Dr. Deist (SPD): Meine sehr verehrten Damen 
und Herren! Ich muß auf eine Bemerkung des 
Herrn Kollegen Hellwig zurückkommen. Er hat 
versucht, unsere Erklärung — nach den Vorgängen 
in der CDU ist eine solche Haltung an sich ver- 
ständlich — als unglaubwürdig hinzustellen, weil 
wir davon gesprochen haben, daß wir den Wett- 
bewerb so weit stützen wollen, als er möglich ist. 
Gerade darin besteht der Unterschied zwischen 
Ihnen imd uns. Wir wollen den Wettbewerb dort 
stützen, wo er möglich ist. Sie tun so, als ob Sie 
Wettbewerb selbst dort herstellen und wirksam 
machen könnten, wo er in Wirklichkeit in der mo- 
dernen Wirtschaft nicht mehr vorhanden ist. 
Darum möchten wir klarstellen, daß z. B. dort, wo 
Herr Duttweiler kommen muß, um die deutschen 
Benzinpreise zu senken, Wettbewerb eben nicht 
mehr möglich ist und daher wirksame Bestimmun- 
gen gegen einen Mißbrauch der Preisbindung zwei- 
ter Hand geschaffen werden müßten, die Sie ver- 
weigern. 

(Beifall bei der SPD.) 

Was soll Ihre Frage, welche Mittel wir hätten? 
Als wenn wir nicht in den Sitzungen des Wirt- 
schaftspolitischen Ausschusses und hier im Parla- 
ment unsere Vorstellungen von einem wirksamen 
Wettbewerbsgesetz, das Sie verhindert haben, sehr 
deutlich gemadit hätten! Darum wollten wir audi 
klarmachen, daß z. B. aixf dem Gebiet der Kühl- 
schränke — früher haben wir denselben Fall bei 
den Radiogeräten gehabt — eine so starke private 
Macht wie Herr Neckermann auf treten mußte, um 
dafür zu sorgen, daß die Preise heruntergingen. 
Dies würden und wollen Sie mit Ihrer starken 
Preisbindung der zweiten Hand verhindern. 


Es ist doch eine realistische Aussage, wenn wir (Q 
sagen: Wir wollen den Wettbewerb wirklich nur 
dort, wo er möglich ist. Aber wir machen keinem 
vor, daß überall, wo in der Wirtschaft Kartelle und 
Monopole herrschen, wirklich Wettbewerb sein 
könnte, und geben ihnen dann nicht mit gesetz- 
lichen Bestimmungen den Weg frei. Darum scheint 
mir die von uns gewählte Formulierung die ein- 
zige zu sein, die den Tatsachen gerecht wird. 

Dann ein zweites, Herr Kollege Hellwig. Wir ha- 
ben in unserer Erklärung festgestellt, daß sich in 
der CDU starke wirtschaftliche Kräfte der Indu- 
strie durchgesetzt haben, um das Kartellgesetz so 
zu gestalten, wie es heute hier vorliegt. Wenn Sie 
unsere Erklärung genau gelesen haben, werden 
Sie gesehen haben, daß wir es vermieden haben, 
persönliche Diffamierungen damit zu verbinden. 
Darin unterscheiden wir ims von sehr maßgeb- 
lichen Mitgliedern Ihrer Fraktion bis zur höchsten 
Spitze. 

(Beifall bei der SPD.) 

Denn wir lieben es nicht, mit persönlichen Ver- 
leumdungen zu arbeiten. Aber Sie können uns 
nicht verwehren — jedenfalls werden wir uns die- 
ses Recht nicht nehmen lassen — , darzulegen, wie 
die Struktur Ihrer Partei heute soziologisch aus- 
sieht und wer letzten Endes in ihr bestimmt und 
seinen entscheidenden Einfluß ausübt. 

(Beifall bei der SPD und Abgeordneten des 
GB/BHE.) 

Vizepräsident Dr. Schmid: Herr Abgeordneter, 
gestatten Sie eine Zwischenfrage? 

Dr. Heliwig (CDU/CSU): Herr Dr. Deist, ich habe 
die Erklärung Ihrer Fraktion, vorgetragen von (D) 
Herrn Kollegen Kurlbaum, nicht isolieren können 
von einer mit Unwahrheiten gespickten Erklärung 
Ihres parlamentarischen Geschäftsführers über eine 
Interessentenbeeinflussung bei mir, die vorgestern 
herausgegeben worden ist. Ich bitte, zur Kenntnis 
zu nehmen, daß ich beides zusammensehen mußte. 

(Zurufe von der SPD: Ist das eine Frage?) 

Dr. Deist (SPD): Herr Kollege Hellwig, wir set- 
zen uns hier mit der Erklärung der sozialdemokra- 
tischen Fraktion im Bundestag auseinander. Es ist 
nach meinem Empfinden sehr bezeichnend, daß 
Sie in dieser Form reagiert und sich persönlich ge- 
troffen gefühlt haben. 

(Beifall bei der SPD.) 

Ich darf eine dritte Bemerkung machen. Sie be- 
trifft den Herrn Bund es wirtschafts- 
minister. Herr Bundes wirtschaftsminist er. Sie 
haben für sich in Anspruch genommen. Sie hätten 
Ihre Haltung zum Kartellgesetz und zur Freiheit in 
der Wirtschaft doch zur Genüge deutlich gemacht. 

Ich will nicht darüber sprechen, ob Ihr Verhalten 
sowohl im zuständigen Bundestagsausschuß als 
auch hier im Bundestag gestern und heute — so 
lange, bis die Erklärungen der Fraktionen abge- 
geben waren — wirklich geeignet war, in der Öf- 
fentlichkeit Ihre Haltung deutlich zu machen. Aber 
abgesehen davon — und das ist der Unterschied 
zwischen Ihrer Politik und unserer Politik — : es 
kommt nicht darauf an, daß Sie eine Auffassung 
deutlich machen, sondern darauf, daß Sie in der 
harten Wirklichkeit nach ihr handeln. 

(Beifall bei der SPD.) 
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(Dr. Deist) 

Das vermissen wir in Ihrer Haltung ebenso wie bei 
der Zollvorlage auch bei der Kartellpolitik. In je- 
dem Falle haben Sie Vor der Öffentlichkeit sehr 
deutlich und sehr laut von den wettbewerbswirt- 
schaftlichen Mitteln gesprochen, und dann, wenn 
es darauf ankam, haben Sie nidits Entscheidendes 
getan, um diese von Ihnen verkündeten Grund- 
sätze in der Praxis, im Parlament durchzusetzen. 

Vizepräsident Dr. Schmid; Herr Abgeordneter, 
gestatten Sie dem Kollegen Ehren eine Zwischen- 
frage? 

Dr. Deist (SPD): Gern! 

Ehren (CDU/CSU): Herr Kollege Deist, sind Sie 
nicht der Auffassung, daß die Arbeitnehmervertre- 
ter in den Aufsichtsräten uiid in den Vorständen 
unserer Großindustrie denselben Einfluß haben 
wie die Herren, die Sie als die angeblich alleinigen 
Vertreter der Industrie hinstellen? 

Dr. Deist (SPD): Es ist sehr schwierig, auf eine 
so vielschich'tdige Frage jietzt eine kiurze Aiitwort zu 
erteilen. Ich möchte jedenfalls eine Antwort geben, 
die Sie vielleicht zum Nachdenken veranlaßt. Ich 
habe 'im Ahlener Proigramm etwas vom „machtver- 
teilenden Prinzip“ gelesen. Meinen iSie nicht, daß 
die Eingliederiung von Arbeitnehmervertretern in 
die Aufsichtsräte -ein solches mtachtverteilendes 
Prinzip dairsitellt und diaher geeignet ist, siieherzu- 
stellen, daß die Machtstellung dieser Untemeh- 
munjgen lam Markt nicht überwuchert? Die Praxis 
der Mitbestimmung In der Eisien- und Kohle- 
industrie bestätigt iddesie Auffassung. Dadurch ist 
verhindert worden, daß diese Induatriegruppen 
(®) ihre Macht im gleichen Umfang lausnützen können, 
wie ;z. B. die ÖJgesellschaften es heute tun. 

i(Abg. Ehren: Diamlt widersprechen Sie 
Ihren Ausführungen! Das ist es ja gerade, 
was ich sagen wollte!) 

Ich glaube, die Herren der CDU, dlie in den ersten 
Reihen sitzen, sind durchaus befriedigt lüber die 
Antwort, die ich auf idie Frage nach der Mitbestim- 
mi^g bei Eisen und Kohle gege<ben habe. 

Was haben wir in ider Erklärung der ODU/CSU- 
Fraktion und was Ihabien wir gestern alles über 
Freiheit und darüber, w)as (die Kartellbehörde alles 
sehen und erfahren muß, wo sie eingreifen nnuß, 
gehört! Und was haben wir doich die gainzen Jahre 
hindurch an Versuchen erlebt, die Einsichts- und 
E'ingriffsmöglichkeiten ^der Kairtellbehörde lauf ein 
Minimum zu (beschränken! Das ist das Entschei- 
dende für uns, 'die wir Wert idarauf legen, (daß auch 
nach den Wahlen nO(Ch idie Möglichkeit zu einer 
sauberen Politik gegeben ist: In eitiier gut funktio- 
niere nden Demokratie dürfen Worte und Taten 
nicht so auseinjanderklaffen wie bei Ihnen. 

(Bieifiall bei der SPD.) 

Vizepräsident Dr. Schmid: Wünscht noth jemand 
das Wort? — Das ist offenbar nicht der Fall, Ich 
schließe idie lallgiemieine Aussprache, 

Änderungsanträge liegen nichit vor. Wir kommen 
also gleich zur Schhißabstimmung. 

Wer dem Gesetz als einem Ganzen zoxstimmen 
will, der möge sich erhöben. — Gegenprobe! — 
Enthaltungien? — Bsed zahlreichen Gegensitimmen 
angiencxmmien. 


Wir haben mm noch abzustimmen über die Zif- (C) 
fern 2 und 3 des Ausschußiantrages, die Gesetz- 
entwürfe Drucksachen 1253 und 1269 sowie die zu 
den Gesetzentwürfen eingegangenen Petitionen für 
erledigt zu erklären. 

“Das Wort zur Abstimimung hat der Abgeordnete 
Professor Bö'hm. 

Dr. Böhm (Frankfurt) (CDU/CSU): Es handelt 
sich hier um den Antrag, den von mir lund meinen 
Freunden in idiesem Hohen HaiUse eingöb rächten 
Gesetzesantrag für erledigt zu erklären. Ich möchte 
Sie bitten, diesem Antrag Ihre Ziustimmiung zu 
geben, und will mit ganz kurzen Worten begrün- 
den, warum ich Ihnen voirschliage, den von mir 
und meinen Freunden leingereichten Gesetziesan- 
trag für erledigt zu erklären. 

Der Inhalt dieses Gesetzentwurfs ist nur zu 
einem Teil in dem von Ihnen 'angenommenen Ge- 
setz berücksichtigt und verWiertet worden. Das von 
m-ir geplante Gesetz Wiar landers laufgelbaut und 
hatte bis zu leinem gewissien Grade auch einen 
anderen Inhalt. Der Hauptunterschied bestand 
darin, daß nach diiesem Gesetzesantrag idie Erlaub- 
nis für Kartelle -aufs ätußersite beschränkt werden 
sollte, und zwar nur für den Fall, daß nach'gewie- 
sen list, daß ider Wettbewerb tauf diesem Markte so 
sehr gestört ist, (daß der Wettbewerb selbst die 
Wirtschaft indcht in Ordnung zu bringen vermag, 
und nur dann, wenn diejenigen, die das Kartell 
haben wollen, nachwelis'en, daß les keine bessere 
Möglichkeit gibt, (diesen (gestörten Wettbeweiib zu 
ersetzen, als aus-gerechnet ein Kartell. 

Dias jetzt (angenofmm-ene Gesetz beruht bei seiner 
Aiusniahmegewährung lauf einem landeren Gedan- 
ken. Der Gedanke, daß Kartelle nur da genehmigt (D) 
Wierden sollten, wo der Wettbewerb nicht funktio- 
niert, ist weit in (den Hintergrund (getreten. Das 
jetzige Gesetz schätzt die Vorteile einiger wfirt- 
schaftldcher Möglichkeiten wie z. B. ider Rationali- 
sierung oder der schonenden und .rücksichtsvollen 
Anpassung lan Strukturkrisen oder der Exportför- 
derung sehr hoch ein; so hoch, daß -es um dieser 
Ziele willen idie Nachteile einer Kartelliisierung 
amd einer Monopolisierung, (einer Freiheitseinbaiße 
und einer Einbußie an Elastizität der Volkswirt- 
schaft in Kauf zu neihmen willens ist. In diesen 
Fällen opfert das Gesetz lin einem gewissen Grade 
den Wettbewerb, «und zwar lauch ida, wo der Wett- 
bewerb lungiefähr so funktioniert, wie er funktio- 
nieren sollte. 

Wenn sich solche Ausnahmen in einem beschei- 
denen Rahmen halten, dann lassen sie sich wirt- 
schaftspolitisch und rechitspolitisdi verantworten 
und bedeuten lauch keine emsithafte (Gefahr für den 
Wettbewierb und für die Freiheit im giaa:izen. Diese 
Gefahr wir-d natürlich größer, wenn die Zahl der 
Ausnahmetatbestände zunimmt und selbst sehr be- 
denkliche Arten von Wettbewerbslbeschränikungen 
wie etwa das Rabiattkartell oder die vertikalen 
Ausschließlichkeits vertrage des § 13 privilegiert 
werden. 

Hier .ist alber eines zu bedenken, was lam heuti- 
gen Tag sch>on gesagt worden ist. Jedes bedeutende 
Gesetz, durich das sehr starke -und lan sich durchaus 
verständliche und berechtigte Interessen in Mit- 
leidenschaft gezogen werden, <ist in einem freien 
Staatswesen notwiendig ein Kompromiß, nament- 
lich dann, wenn lein neuer Weg beschritten (und miit 
einer anidersartiigen Rechtstradition gebrochen 
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(A) 


(Dr. Böhm [Frankfurt]) 

wird. Hier muß man von dem Siatiz aoisgiehein, idaß 
Rom nicht an einem Tage erbaut worden ist. 


Ein Gesetz wie d'as vorlieigendie hann in seiner 
Aajsigießtaiituinig iund Anwenidiung mir ein Werk der 
Jiahre, der Jahirzielhnte, ider Generartionen sein. 
Schon der Grundigedanke ibedlarf einer längeren 
Zeit, um in seiner ganzen Bedautung lerfaßit zu 
werden, um Volksitümlidukeoit zu gewinnen, um ins 
Rechtslbewiußtsein des Violkes, um in den poli- 
tischen und soziiaiien Stil einzuigehen. 

Das vorliegende Geseitz (ist lein Komproaniß. 
Keine der (miteinander ringenden Tendenzen hat 
sich rein oder auch nur dominierend idurchgesietzt. 
Dias Verbotsprinzip z. B. mt nur tfraigmentarisch 
verw irkilicht. Das gleiche gilt aber lauch für das 
Mißbrauchsprinzip. Ja, sogar :dias reine Kartellie- 
rungsprinzip ohne Möiglidiikeit ider Bekämp-fung 
des Mißbrauchs ist lan leinigen Stellen vorgesehen. 
Es wird einige Zeit vergehen, bis hier ' (durch 
Rechtsgebrauch emiigermiaßen Klarlheit (geschaffen 
ist. 

Dias Gesetz ist außerdem im rganzen recht kompli- 
ziert geworden, und zwar sowohl 'im maiteriellen 
Teil .als auch im Verfahriensteil, Diie Kartellbehörde 
ist imit viel mehr Aufgaben belastet worden, als 
wir laJle gewünsciit halben. Die igewiisenhafte Sorge 
um ein Höchstmaß von Rechtstaiatlichkeit hat dazu 
geführt, daß Versiuche, das Verfahren izu verschlep- 
pen, in bedenklichem Maße begünstigt, ja sogar 
nahegelegt werden. 


Aber die Hauptfrage, meine Diamen und Herren, 
von deren (Beantwortung idle Annahme laibhängtig 
gemacht Wierden (mußte und auch gemacht worden 
ist, ist die Frage, ob das Kartellgesetz, durch das 
^p^ der hier zu erörternde Gesetz esantrag verdrängt 
worden ist, wenigsitens einen erfolgreichen Start 
für den Ausibau biete. Diese Frage aber möchte 
ich im Unterschied zu sehr vielen skeptischen 
Stimimen., die heute lautgeworden sind, mit wohl- 
ihegnünid'^r Zuversicht bejahen. Diesies Gesetz 
rückt zum erstenmal in unserer moidemen deut- 
schien Wirtschaftsgeschichte die Frage des Wett- 
bewerbsschutzes und die Protblematik der Bildung 
von privater wirtsichaftMcher Macht ins Zentrum 
unseres (gesiellschaftlichen und pioliitischen B.ewußt- 
seirts. Es betont leinen Gedanken, ider seit den 80er 
Jahren (des letzten Jaihrhunderts bei uns in 
Deutschland arg vernachlässigt worden ist, einen 
Gedanken, ider für unsere soziale und politische 
Ordnung viel bedeutsamer ist, als wir heute im 
allgemeinien glauben. 


Das Gesetz hat das Zeug in sich, dias Interesse 
der breitesten Schichten lan unserer Wirtschiafts- 
ordmung zu lakitiyieren und zu elektrisieren. Das ist 
eine Grundvoraussetzung, wenn es gelingen soll, 
das Aufbauwerk und die Anwendung des Gesetzes 
in lerfolgversp rechende Biahnen zu lenken. 

Es wäre zu wüns'chen, daß die Anteilnahme an 
dem Ausbau biei uns auf die Dauer zu einer Art 
von Nationalsport würde. 

Die Zuversicht, daß idas jetzt angenommiene Ge- 
setz einen (guten Start bedeutet, *daesie Zuversicht, 
um ideretW'egen ich bitte, den Ausschußantrag -an- 
zunehmen, daß der Gesetzesantrag, den mieine 
Freunde und ich eingebracht haben, für erledigt 
erklärt wird, schöpfe ich laius zwei Erfahrungen, 
einmal laus iiden Erfahruhg.en mit der Kartellver- 
ordnung 1923. Das war ein sehr mattes Gesetz und 
hat doch sch'on sehr bald die Wirkamg gehabt, daß 
die Frage der Machtminimalisdierung und des Wett- 


bewerbs ins öffentliche Bewußtsein gerückt worden (C) 
ist. Diese siehr . erf olgversprechende Änderung im 
öffentlichen Klima, wie sie fCtwa in dem Anfang 
der dreißiger Jahre eintrat, wurde dann allerdings 
durch idie Ereignisse ides Dritten Reiches verdrängt, 
und sie iblielb bis zum Tage der Währungsreform 
im Jahre 1948 verdrängt. 

Diie zweite Erfahrung, die mich zu dieser Zuver- 
sicht ermutigt, sind die Beratungen, die an ainserem 
Aaisschuß selbst 2 V 4 Jiahre lang stattgefunden 
haben. Wenn irgendwann aind irgendwo sich die 
Wahrheit bestätigt hat, daß leine sachlich gefüihirte, 
limtens-ive Diiskussion zwiisdien seihr verschiedenen 
iStandpomkten zu leiniem produktiven Ergebnis 
führt, dann war les in (diesen Verhandlungen. Ich 
glaube, daß in idem AugenlbMck, in dem dieses Ge- 
setz in Kraft treten wird — 'das wird jia erst nach 
einiger Zeit seiin — , eirije Diskussion, idie etwa auf 
■die Gesamtbevö,lkerung übergreifen sollte — und 
das ihoffe ich — , dieselben klärtenden Wirkungen 
haben wird wiie die Diskussionen in der Vergan- 
geiniheit. 

Für den weiteren Verlauf der D'inge wird sehr viel 
davon labhängen, welche Tieile des Gesetzes sich be- 
währen und Erfolg haben und welche Teüie des Ge- 
setzes zu Mißerfolgen führen. Wir werden in Zaikunft 
die Wettbeweibsmärkte genauer betrachten und wir 
werden lin Zukunft die Märkte, auf 'denen Kartelle 
und marktbeeinflusisende Unternehmen bestimmend 
sind, sorgfältigier beobadiiten. Welche Folgen z. B. 
daraus entstehen, daß das (Gesetz die Rabattkartelle 
•und (die Gegiensieitigkeitsverträge des § 13 so über- 
aus wohlwollend behandelt hat, wird sich im Laufe 
der nächsten zehn Jahre sehr dieutlich zeigen. Das 
wird zu (einem großen Teil von dem Verhalten der 
bairtellierten oder mit Ex'klusiw ertragen (arbeiten- 
den Wirtschaft oind Konzerne selbst abhängen. (D) 

Das Ziel völliger Machtverhütunig und völliger 
Inkraftsetzung von Wettbewerb kann kein Karte, 11- 
(gesetz der Welt erreichen. Zu eliementar ist das Be- 
(dürfni's insbesondere großer Unternehmen, solcher 
Unternehmen, die langfristige Wirtsch^tspläne 
verwiirklichen wollen, sich- ihre Absatzmärkte zu 
reservieren, und zu vielgestaltig ist idier Kreis der 
privatrechtlichien Möglichkeiten, die e'in'e freie Ver- 
fassung ihren Bürgern gewährt und zur Verfüg^g 
stellt, als diaß sich nicht immer wiedier auf (bestimm- 
ten Märkten ein recht beträchtlicher Grad von 
Macht befestigen könnte. Das Ziel eines Kartell- 
gesetzes kann vemüniftigerweise nur sein, das (er- 
reichbare Optimum von Wettbewerb und das er- 
reichbare Minimum von wirtschaftlicher Macht zu 
sichern. 

(Abg. Dr. Horlacher: Das ist laber nicht 

mehr zur Geschäftsordnung! Das ist leine 
iSachdebatte!) 

In dem Unterschied zwischen diesem erreichbaren 
und dem/jienigien Zustand, dier entsteht, wenn man 
überhaupt nichts tut, sondern idie Diinge treiben 
läßt, besteht der Segen eines .guten Kartellgesetzes. 

Das vorliegende Gesetz ist noch weit davon ent- 
fernt, dieses Optimum zu bieten. Aber es ist noch 
weiter von jenem anderen Extrem der Tatenlosig- 
keit und dier Indifferenz entfernt. Es muß unser 
Ziel sein, in Zukunft uns immer mehr d.em erreich- 
baren Optimum anzunähem. Dieses Gesetz gibt da- 
für den Startschuß. 

Aus diesem Grunde, weil schon während der 
Ausschußverihiandluingien in mir d'ie Überzeugung 
befestigt wiar, 'daß dieses Gesietz mit oRien seinen 
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(Dr. Böhm [Frankfurt]) 

(A) Mängeln ein erfalgverspriednendier Sttartschiuß sein 
wird, habe ich nicht ohne -Bedanem, lalber doch ohne 
Verzwieifluing idem von mir seiibst leingeibrachten 
Gesetzen twnarf . Vialet gesagt. 

(Beifall auf allen Seiten.) 

Vizepräsident Dr. Schnild: Wir kommen zur Ab- 
stimmung, und zwar zunächst über den Antrag 
unter Ziffer 2 a, den von den Abgeordneten 
Höcherl, Stücklen, Seidl (Dorfen), Dr. Dollinger und 
Genossen eingebrachten Entwurf eines Gesetzes 
gegen Wettbewerbsbeschränkungen — Drucksache 
1253 — für erledigt zu erklären. Wer diesem An- 
trag zustimmen will, den' bitte ich um ein Hand- 
zeidien. — Gegenprobe! — Angenommen. 

Nun Ziffer 2 b! Das Wort zur Abstimmung hat 
der Abgeordnete Lange. 

Lange (Essen) (SPD): Herr Präsident! Meine Her- 
ren und Damen! Wenn auch Professor Böhm jetzt 
festgestellt hat, daß er seinem Entwurf Valet ge- 
sagt hat, so erbitte ich doch für die zweite Beratung 
dieses Entwurfs — denn so muß ja geschäftsord- 
nungsmäßig ein Gesetzentwurf erledigt werden — 
getrennte Abstimmung, und zwar bitte ich, die 
§§ 1, 2, 3 und 4 bei der Abstimmung zusammenzu- 
fassen und danach die restlichen Paragraphen 
dieses Gesetzes zusammen zur Abstimmung aufzu- 
rufen. Ich bitte deshalb um die Abstimmung in 
dieser Form, weil wir gestern schon und auch heute 
morgen in der Beratung unserer grundsätzlichen 
Auffassung Ausdruck gegeben haben und nun auch 
in der Form der Abstimmung noch einmal unsere 
Auffassung dokumentieren wollen, nämlich wie 
CB) wir über Kartelle und Monopole denken. Ich bitte 
den Herrn Präsidenten, entsprechend zu verfahren. 


Vizepräsident Dr. Schmld: Wird hierzu das Wort 
gewünscht? — Es ist der Antrag gestellt worden, 
in die zweite Beratung des Entwurfs Drudssache 
1269 einzutreten. Dieser Antrag entspricht der Ge- 
schäftsordnung, nach der ein Gesetzentwurf min- 
destens in zwei Beratungen kommen muß. Wird er 
in der zweiten abgelehnt, ist es zu Ende. Wir hät- 
ten auch bei der Drucksache 1253 ähnlich verfahren 
sollen; aber ich nehme an, daß die Antragsteller 
ihren Antrag schon vorher zurückgezogen hatten. 

Entsprechend dem eben gestellten Antrag rufe 
ich nun die §§ 1 bis 4 des Entwurfs Drucksache 
1269 auf. Wer zustimmen will, den bitte ich um 
ein Handzeichen. — Gegenprobe! — Das ist die 
Mehrheit; abgelehnt. 

* 

§§ 5 bis 31, — Einleitung und Überschrift. — 
Wer zustimmen will, den bitte ich um ein Hand- 
zeichen. — Gegenprobe! — Enthaltungen? — Bei 
zwei Enthaltungen abgelehnt. Der Antrag Druck- 
sache 1269 ist also in zweiter Beratung abgelehnt 
und damit erledigt. 

Ziffer 3: Der Ausschuß beantragt, die zu den Ge- 
setzentwürfen eingegangenen Petitionen durch die 
Beschlußfassung zu Nr. 1 für erledigt zu erklären. 
Wer zustimmen will, den bitte ich um ein Hand- 
zeichen. — Gegenprobe! — Enthaltungen? — An- 
genommen. 

Nunmehr kommen wir zur Abstimmung über 
den Entschließungsantrag Umdruck 1290, der Ihnen 
vor liegt. Das Wort hat der Abgeordnete Hellwig. 


Dr. Hellwig (CDU/CSU): Herr Präsident! Meine 
Damen und Herren! In der Regierungsvorlage war ^ 
die Ausnahme für bestimmte Verträge im Bereich 
der öffentlichen Versorgung mit Energie und Was- 
ser so formuliert, daß der Bundesminister für Wirt- 
schaft diese Ausnahmen vom Kartellgesetz nur bis 
zu einer gesetzliclien Regelung der Wettbewerbs- 
verhältnisse in der öffentlichen Versorgung mit 
Energie und Wasser durch Rechtsverordnung 
bestimmen konnte. Der Ausschuß für Wirt- 
schaftspolitik hat diese Einschränkung — die 
Befristung bis zu einer gesetzlichen Regelung 
der Wettbewerbsverhältnisse in der öffentlichen 
Versorgung mit Energie und Wasser — ge- 
strichen, weil er der Meinung war, daß ein Ap- 
pell an die Bundesregierung, die gesetzliche Rege- 
lung möglichst bald einzuleiten und eine Vorlage 
dem Hause zuzuleiten, nicht in diesem Gesetz aus- 
gesprochen werden könne. 

Der Ausschuß war aber der Meinung, zum Aus- 
druck bringen zu sollen, daß er die Regelung, wie 
sie jetzt im § 77 enthalten ist, nicht als eine de- 
finitive Regelung für die Energie- und Wasser- 
wirtschaft ansieht. Das ist von dem Herrn Bericht- 
erstatter Kollegen Lange in seinem Bericht zu die- 
sem Teil ausdrücklich hervorgehoben worden. Um 
der Meinung des Hauses in noch stärkerem Maße 
Ausdruck zu geben, haben eine Reihe von Kolle- 
gen eine Entschliteßung beantragt, in der die Bun- 
desregierung aufgef ordert wird, im Hinblick darauf, 
daß die Regelung in § 77 des Kartellgesetzes nur 
einen vorläufigen Charakter haben kann, tunlichst 
bald eine gesetzliche Regelung der Wettbewerbs- 
verhältnisse in der öffentlichen Versorgung mit 
Energie und Wasser vorzulegen. 

Ich darf Ihnen zu dem vorliegenden Antrag noch 
eine kleine redaktionelle Änderung vortragen. In (l^) 
der siebten Zeile ist hinter dem Wort „Wasser“ ein- 
zufügen „im Rahmen eines allgemeinen Energie- 
wirtschaftsgesetzes und eines Wasserwirtschafts- 
gesetzes“. Da diese redaktionelle Einschiebung mit 
Kollegen verschiedener Fraktionen besprochen 
worden ist, darf ich annehmen, daß das Haus dar- 
über abstimmen kann, ohne daß diese Änderung 
schriftlich vorliegt. 

Vizepräsident Dr. Schmld: Das Wort hat der Ab- 
geordnete Kurlbaum. 

Kurlbaum (SPD): Herr Präsident! Meine Damen 
und Herren ! Wir S'ind bereit, diiesam Entsichlie- 
ßungsiantrag ztuzoistimimen, lallerdings nur unter 
der Bedintgunig, daß die vom Herrn Kollegen He'll- 
wig angegebene Änderung Platz greift. Ich möchte 
nur der Bezeichnung „kleine redaktionelle Ände- 
rung“ widersprechen. F^r uns ist das keine kieine 
redaktionelle Änderung, sondern nach unserer Auf- 
fiassung bedarf die Energiewirtschaft einer allge- 
meinen Neuregelung durch ein neues Enerigiewirt- 
schaftsgesetz. Das ist das Entscheidende. Aus der 
bisherigen Formulierung des Antrags könnte der 
Eindruck entstehen, als sei die Regelung der Wett- 
bewerbsverhältnisse, wie sie jetzt im Gesetz ent- 
htalten list, besonders renovierungi^be dürftig und 
-als solle laaisschließlich diese geändert wierden. 

Im übrigen ist nach Meinung der SPD^raktdon 
die Energiewirtschaft nicht der einzige Biereich, der 
durch ein iSondergesetz lergänzend geregelt wierdien 
muß; das Bedürfnis nach einem neuen, modernen 
Gesetz über das Kreditwesen und einem Versiche- 
rungstaufsichtsgesetz 'ist mtindestens ebenso stark 
wie das nach einem neuen Energiewirtschaftsgesetz. 
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Vfxepräsident Dr. Schmtd: Weitere Wortmeldun- 
gen? — Liegen nicht vor. Wir stimmen aib über den 
Entschließunigsantrag -Umdmck 1290 in der ge- 
änderten Fassiung, dde Herr Kollege Hellwlg vor- 
geschlagen hat. Wer zustimmen will, möge das 
Handzeichen geben. — G^genproibe! — Enthaltun- 
gen? — Ich stelle einstimmige Annahme fest. 

Damit dst dieser Punkt der Tiagesordnung er- 
ledigt. 

Meine Damen und Herren, ich gebe niunmehr be- 
kannt, dn welcher Redhenfolge die einzelnen Punkte 
aufgeruifen werden. Als Punkt 2 'der 'heutigen Ta- 
gesordnung wird , aufgerufen die Nr. 10 der ge- 
idruckten Tiagesordnung, .als Punkt 3 die Nr. 18 der 
gedruckten Tagesordiniung, als Punkt 4 die Nr. 12, 
als Punkt 5 die Nr. 13, als Punkt 6 die Nr. 16, als 
Piunkt 7 die Nr. 15, als Punkt 8 die Nr. 17. Ich 
hoffe, daß wir heute alle diese Punkte erledigen 
werden. 

Herr Abgeordnieiter Dr. Menzel hat das Wort zur 
Abgabe einer persönlichen Erklärung nach § 36 der 
G esch äf tsordnung. 

Dr. Menzel (SPD): Herr Präsident! Meine Damen 
.und Herren! Während ich wiejgen anderweit iger 
Verhandlungen nicht im Plenarsitzungssaal sein 
konnte, hat Herr Kollege Dr. H e 1 1 w i g , wie ich 
soeben aus dem Sehre ibmaschiniendurchschlag sei- 
ner Erklär, ung entnehme, u. a. folgendes erklärt: 

Ihr Frai^tdonsgeschäftsführer Dr. Menzel hat 
vor zwei Tagen in einer oinwiahren Behaup- 
tung gegenüber der Presse diese gegen meine 
Person gezielten Anspielungen u-nberstrichen. 
Ich halbe diese Behauptung des Kollegen Dr. 
Menzel mit einem Dementi zurückweisen müs- 
sen, wed sie v/dig frei erfunden war. Dias ist 
die Methode: Wenn idiieser Partei und Fraktion 
etwas nicht gefällt, versucht man, den anderen 
zu diffamieren, indem m'an ihn als Interessien- 
vertreter hinsteiUt. 

Wegen dieses letzten Satzes sehe ich mich ge- 
zwungen, eine kurze 'Erkliäruin,g labzugeben, weil 

— wobei ich nicht weiß, ob Herr Dr. Hellw^ das 
so gemeint hat — mian daraus entnehmen könnte, 
daß Herr Kollege Dr. Hellwig meint, ich hätte ihn 
diffamieren wollen. Ich möchte hierzu folgendes 
feststellen. 

Es ist richtig, daß ich, nachidem die Grundgesetz- 
änderung an der Stimmenthaltung -eines großien 
Teils der CDU^Fraktion gescheitert war, eine 
Pressekonferenz abgehalten habe. Ich habe a'ber 
weder in idieser Pressekonferenz no-ch bei einer 
anderen Gelegenheit behauptet, daß Herr Kollege 
Dr. Hellwig mit Herrn Menne verhandelt und 

— was Siie unterstellt haben — daß er infolge die- 
ser Verhandlungen sich anders verhalten habe als 
in den Vorbesprechrmgen. 

Ich habe vielmehr -gegenüber der Presse zunächst 
wiederholt, wias ich namens der sozialdemokra- 
tischen Bundestagsfraktion hier bei der Debatte 
über die Grundgeseitzänderung ausgeführt habe, 
nämlich — o'hne damals 'allerdings Ihren Namen 
hier zu nennen, Herr Dr. Hellwig — , 'daß wir vor 
allem bedauerten, daß auch Vertreter ider Frak- 
tion, die an den Verhandlungen teilgenommen und 
den Vereinbarungen zugestimmt haben, eine weiße 
Karte abgegeben häitten. 


Ich habe Z'weitens darauf hinge wiesen, diaß ein ’C) 
sehr bekannter Vertreter der Schwerchemie im 
Hause gewesen sei, idaß er lauch von CDU-Abge- 
ordneten gesucht worden sei lund daß wir den Ver- 
dacht hätten, daß ein Teil der Gründe der Stimm- 
enthaltungen, d. h. ein Teil der Gründe, warum 
man das vereinbarte Kompromiß naditrägüch 
brach, mit darin liege, daß Herr .Menne sich mit 
seinen Wünschen durchgesetzt habe. 

Ich hatte gar keine Veranliassung, Sie mit Herrn 
Menne in Verbindung zu bringen, weil mir das 
von keiner Seite mitgeteilt worden dst. 

Ich bitte aber auch, Herr Kollege Hellwig, ehe 
Sie mich ider Diffiamieirung bezichtigen, mich vor- 
her zu fragien. Der Brief, der mir gestern von Ih- 
nen zuging, wäre heute sowieso bieantwortet wor- 
den. 

Vizepräsident Dr. Schmid: Das Wort zur Abgabe 
einer Erklärung hat der Abgeordnete ^Hellwig. , 

Dr. Hellwig (CDU/CSU): Herr Präsident! Meine 
Damen und Herren,! Ich bin dem Kollegen Dr. 
Menzel idankbar, daß er hier vor diesem Hause 
feststellt, idie meine Person betreffende Behaup- 
tung, in der der Besuch des Herrn Menne in die- 
sem Hause mit meiner Haltung bei d'er Abstim- 
mung über die Grundgesetzänderung in Verbin- 
dung gebracht wird, nicht gemacht zu haben. Ich 
habe Sie, Herr Dr. Menzel, 'gebeten, für eine Rich- 
tigstellung gegenüber d.em Kreis Sorge zu tragen, 
dem gegenüber -die zumindest -so laufgefaßte Be- 
hauptung gemacht worden dst. Denn merkwürdi- 
gerweise haben übereioisttimmend die „Stuttgarter 
Nachrichten“ und der Westde-utsche Rundfunk die 
Nachricht -ganz eindeutig in der Form gebracht, daß 
der B'esuch ides Herrn Dr. M'eame — so sei von Ih- 
nen erklärt worden — vor der Abstimmung bei 
mir beobachtet worden sei; und der 'Westdeutsche 
Rundfunk hat sogar noch in indlrek'ter Rede bei- 
gefüjgt — idas müßte lalso doch lauf Ihre Erklärung 
zurückgehen — , daß es sich hier um ein Beispiel 
des politischen Mißbrauchs wirtsdi'aftld'cher Macht 
handele. 

(Abg. Dr. Menzel: Das habe ich ges'a-gt, 
und -mit Recht habe ich das -gesagt!) 

— Herr Dr. Menzel, damit ist laber doch ganz offen 
zugegeben, daß der Zusammenh<ang zeitlich offen- 
bar so berichtet wurde, d-aß sich diese Schlußfolge- 
rung dem Hörer aufgedrängt hat. Ich wäre Ihnen 
dankbar, wenn Sie die jetzige Erklärung auch ge- 
genüber denen, die Ihre Erklärung mißverstanden 
haben, zum Ausdruck brächten. Herr Menne selbst 
hat gestern bereits e'in Dementi herafusgebrachit, 
das dtann ja -auch von Ihnen berücksichtigt werden 
müßte. Er hat gesagt, daß er zwar in dieisem Hause 
gewesen sei, -aber nüt niemandem über diese 'Fra- 
gen gesprodien, sondern in ganz anderen Fragen 
mit irgendwelchen anderen Ressorts zu tun gehabt 
habe. 

(Abg. Blachstein: Er hat sich sicher über 
das Wetter unterhialiten! — Weitere 
Zurufe von der SPD.) 

Ich bitte Sie, diese Richtigstellung bei nächster Ge- 
legetnheit auch gegienüber dem gleichen Kreis aus- 
zusprechen, dem gegenüber Sie die irreführende 
Behauptung gemacht haben. 

(Abg. Dr. Menzel meldet sich zum Wort.) 
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Vixeprösident Dr. Schmid: Herr Abgeordneter 
Dr. Menzel, es handelt sich lum die Abgaibe von 
Erklärungen. Ich kann hier keine Zwischienf ragen 
zulassen. 

(Zuruf des Abg. Dr. 'Menzel.) 

— Ich kann Ihnen das Wort zur Abgabe einer Er- 
klärung geben. — Bitte! 

Dr, Menzel (SPD): Herr Präsident! Meine Damen 
und Herren! Ich bedatiere sehr, daß Herr Koillege 
Hellwig zum Schluß wieder von irreführenden Aus- 
führungen meinerseits gesprochen hat. Sie sollten 
mir glauben, daß das stimmt, 'w.as ich Ihnen vor- 
hin erklärt habe. Ich habe mich — das scheint Ih- 
nen gar nicht aufg^gangen zu sein, Herr Dr. Heil- 
ig — vor allem dagegen gewehrt, daß Sie diesen 
Vorgang benutzen, -um mir eine Diffamierung zu 
unterstellen Dagegen möchte ich mich lausdrücklich 
verwahren. 

((Beifall bei der SPD. — Zuruf von der 
SPD: Ohne idie Antwort abzuwarten!) 

Ylzepräzident Dr. Schmid: Dieser Punkt ist er- 
ledigt. 

Als Punkt 2 der heutigen Tagesordnung rufe ich 
den Punkt 10 der Ihnen gedruckt vorliegenden 
Tagesordnung auf: 

Zweite und dritte Beratung des Entwurfs 
eines Gesetzes über Preise für Getreide in- 
ländischer Erzeugung für das Getreidewirt- 
schaftsjahr 1957/58 sowie über besondere 
Maßnahmen in der Getreide- und Futter- 
mittelwirtschaft (Getreidepreisgesetz 1957/58) 
(Drucksache 3520) 

a) Bericht des Haushaltsaussdiusses (18. Aus- 
schuß) gemäß § 96 (neu) der Geschäfts- 
ordnung (Drucksache 3711); 

b) Mündlicher Bericht des Ausschusses für 
Ernährung, Landwirtschaft und Forsten 
(26. Ausschuß) (Drucksache 3671). 

(Erste Beratung: 212. Sitzung.) 

Berichterstatter ist der Abgeordnete Dr. Hor- 
lacher. Ich erteile ihm das Wort. 

Dr. Horlacher (CDU/CSU), Berichterstatter: Meine 
sehr verehrten Damen und Herren! Der Mündliche 
Bericht liegt Ihnen gedruckt vor. Ich möchte dazu 
nur bemerken, daß die vom Ausschuß angenomme- 
nen Anträge bezüglich Erhöhung der Reports und 
bezüglich der Einzelerhöhungen der Brotgetreide- 
preise usw. in die Preistabellen eingearbeitet sind. 
Sie können das selber nachlesen, und ich brauche 
nicht näher darauf einzugehen. 

Weiterhin habe ich folgende kurzen Bemerkungen 
zu machen. Wir leben zur Zeit bezüglich der 
Getreidepreise in einem gesetzlosen Zustand; denn 
das alte Getreidepreisgesetz ist zum 1. Juli außer 
Kraft getreten. Wir haben es im Ausschuß alle 
miteinander bedauert, daß die Vorlage erst so spät 
an uns herankam. Der Bundesrat. hat die Vorlage 
schon vor längerer Zeit erledigt, sie kam dann erst 
verspätet an den Bundestag heran, und wir konn- 
ten uns erst am 27. Mai mit ihr beschäftigen. 

Damals haben wir uns in einer allgemeinen 
Aussprache für die Erhöhung der Reports ausge- 
sprochen, und zwar aus folgendem Grund: die be- 
teiligten Wirtschaftskreise sollten in die Lage ver- 


setzt werden, die Einfuhr- und Vorratsstelle zu iC) 
entlasten, damit die beteiligten Wirtschaftskreise 
entsprechend höhere Einlagerungen vornehmen 
konnten. Dies war die allgemeine Auffassung. Da- 
bei kann an manchen Dingen noch wesentliche Kri- 
tik geübt werden. 

Der Ausschuß hat dann in einer weiteren Sit- 
zung am 24. Juni zu dem Gesamtgesetz Stellung 
genommen. Am 27. Mai war das nicht möglich, 
weil der Ausschuß den Wunsch hatte, daß der Herr 
Bundes ernährungsminister an den Beratungen teil- 
nimmt. Die Sitzung, an der der Bundesernährungs- 
minister teilnahm, fand also am 24. Juni statt. 

Hier ein kurzer Überblick über den Ablauf die- 
ser Sitzung. Ein Änderungsantrag, die Getreide- 
preise einschließlich Saatgut um 20 DM zu erhö- 
hen, wurde mit Mehrheit abgelehnt. Ebenfalls mit 
Mehrheit abgelehnt wurde ein Antrag, die Preise 
sämtlicher Getreidearten einschließlich Saat-, Fut- 
ter- und Indusfriegetreide um 10 DM zu erhöhen. 

Es wurde dann der Antrag, die Mindest- und 
Höchstpreise pro Tonne für Brotgetreide, Brau- 
gerste und Saatgetreide um 10 DM pro Doppel- 
zentner zu erhöhen, einstimmig angenommen. 

Der Erhöhung der Reports gemäß Vorschlag des 
Bundesrats von 27 auf 40 DM hatte der Ausschuß 
bereits am 27. Mai einstimmig zugestimmt. Das 
wurde nodimals bestätigt. Dem Vorschlag, hei 
Saatgetreide die Spanne der Höchstzuschläge zu er- 
höhen, wurde nicht gefolgt, da nach Ansicht der 
Mehrheit die Gefahr besteht, daß‘‘dadurch das or- 
ganische Preisgefüge zerrissen wird. Das sind die 
wesentlichen Ergebnisse, mehr brauche ich momen- 
tan nicht zu sagen. 

Ich darf das Hohe Haus bitten, dem Gesetzent- 
Wurf, so wie er jetzt vorliegt, und damit der Er- 
höhimg 'der Reports und der Mindest- und Höchst- 
preise für Braugerste, Saatgetreide, Weizen, Rog- 
gen und Sommergerste um 10 DM pro Tonne zu- 
zustimmen. 

(Beifall.) 

Vizepräsident Dr Schmid: Ich danke dem Herrn 
Berichterstatter. 

Ich rufe auf § 1. Dazu ist ein Änderungsantrag 
auf Umdruck 1262 Ziffer 1 angekündigt. — Das 
Wort hat der Abgeordnete Hepp. 

Hepp (DP [FVP]): Meine Damen und Herren! Ich 
möchte mein Bedauern vorausschicken, daß dies 
immerhin doch bedeutungsvolle Gesetz über die 
Getreidebewirtschaftung und die Preisfestsetzung 
in völliger Abwesenheit der Vertreter des zustän- 
digen Bundes ernähr ungsministeriums beraten wird. 
Ich hoffe, daß das nur eine Panne ist, aber wir 
sollten doch zum Ausdruck bringen, daß wir ein 
Recht darauf haben, daß bei der Beratung so 
wichtiger Dinge der Bundesernährungsminister 
zugegen ist. 

(Sehr gut! rechts.) 

Ich kann mich dem Herrn Kollegen Dr. Horlacher 
nur anschließen, der bedauert hat, daß wir erst so 
spät in die Beratung dieses Gesetzes eintreten. Es 
ist richtig, wir haben seit dem 1. Juli dieses Jahres 
auf diesem Gebiet einen völlig gesetzlosen Zustand, 
und es wäre für die Juristen dieses Hauses inter- 
essant, einmal festzustellen, was für praktische 
Folgerungen sich aus dieser Tatsache in bezug auf 
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die Getreidebewirtschaftung und die Preisfestset- 
zung ergeben. Wir haben also einmal alle Ver- 
anlassung, das Gesetz möglichst schnell zu verab- 
schieden und zum zweiten zu bedauern, daß der 
Bundestag nicht schon sehr viel früher in der Lage 
war, sich mit diesem Gesetz zu beschäftigen, so 
daß es vor dem 30. Juni dieses Jahres hätte ver- 
abschiedet werden können. Denken Sie daran, daß 
die Vorlage praktisch eine Wiederholung der Vor- 
lage des Jahres 1955/56 bedeutet. Man muß sich 
fragen, ob es nötig war, daß der Herr Bundes- 
ernährungsminister mit seiner Vorlage so viel Zeit 
brauchte. Im übrigen lagen auch die Ergebnisse des 
Grünen Berichts vor, ^ aus denen Schlußfolgerungen 
für eventuell erforderlich werdende Preiskorrek- 
turen gezogen werden konnten. Beides ist vom 
Bundesernährungsministerium, dessen Vertreter 
nicht anwesend sind, nicht erfolgt. Die Vorlage ist 
noch später eingebracht worden als in den ver- 
gangenen Jahren. So stehen wir vor der Situation, 
daß wir zu Beginn des Juli ein Gesetz verab- 
schieden, das schon längst wirksam sein sollte, im 
übrigen zu seiner Wirksamkeit auch noch der Ver- 
kündung bedarf. Es werden also weitere Tage hin- 
gehen, bis wir eine gesetzliche Grundlage haben, 
mit deren Hilfe die Getreidepreise in Ordnung ge- 
bracht werden können. Wir haben diese Bedenken 
schon im Ausschuß zum Ausdruck gebracht. Das 
führte dazu, daß, da der Herr Minister nicht an- 
wesend war, der Ausschuß beschloß, von einer 
Behandlung der Getreidepreise abzusehen, solange 
der Minister nicht zur Stelle ist, und zunächst nur 
in die Erörterung der Reports einzutreten. Das hat 
der Ausschuß alsdann getan. 

Wir haben im Ausschuß einen Antrag vorgelegt 
und haben diesen Antrag auch heute wieder ein- 
^ gebracht, der darauf abzielt, die Preise für sämt- 
liche Getreidearten um 20 DM je Tonne zu erhöhen. 
Was hier zunächst die Auswirkungen für die Ent- 
wicklung des Brotgetreidepreises betrifft, so darf 
ich folgendes sagen, um die Öffentlichkeit von 
vornherein vor erschreckenden Bildern zu be- 
wahren. Es ist eine Faustzahl, daß aus einem 
Zentner Brotgetreide 33 Brote zu 3 Pfund, also 
99 Pfund Brot gebacken werden. Eine Erhöhung 
des Preises beispielsweise für Brotgetreide um 
1 DM würde also zur Folge haben, daß der Brot- 
preis je Pfund um etwa 1 Pf erhöht würde. Ich 
bitte Sie, selber zu überlegen, ob eine derartige 
Verteuerung der Öffentlichkeit gegenüber verant- 
wortet werden kann oder nicht. Wir glauben, daß 
sie getragen werden kann, das um so mehr, nach- 
dem sich derßundesfinanzminister in der bekannten 
Vorlage des Haushaltsausschusses entschlossen hat, 
in einer allerdings noch etwas unklaren Form 
zumindest die Brotpreiserhöhung von 10 DM je 
Tonne durch Subventionen abzufangen. 

Wir gehen mit den Beschlüssen des Ausschusses 
auch in einem anderen Punkt nicht konform. Der 
Ausschuß hat sich auf den Standpunkt gestellt, daß 
die Preiserhöhung für Getreide um 10 DM je Tonne 
nidit auf das Futtergetreide ausgedehnt werden 
soll. Wir bedauern das; denn damit hat sich die 
Mehrheit des Ausschusses einer Erkenntnis ver- 
schlossen, die sich für uns alle aus der Bildung 
des Kartoffelpreises und des Schweinepreises in 
den letzten Jahren ergibt. Ich darf mich hier auf 
die Ausführungen berufen, die das Bundesernäh- 
rungsministerium in seiner die Beschlüsse des 
Bundesrates ablehnenden Stellungnahme dargetan 
hat. Das Ministerium weist hier mit vollem Recht 
auf die Zusammenhänge zwischen den Preisen für 


die eben genannten Getreidearten und der Preis- 
bildung für Kartoffeln sowie schließlich auch der 
Preisbildung für Schweine hin. Wir bedauern es, 
daß der Ausschuß nicht die Konsequenz daraus 
gezogen hat. Es ist für uns eine Selbstverständlich- 
keit, daß eine gewisse Differenzierung zwischen 
den Preisen für Brotgetreide und den Preisen für 
Futtergetreide vorhanden sein muß. Wir glauben 
aber, daß die Differenzierung, die schon im alten 
Preisgesetz vorhanden war und die im gleichen 
Ausmaß bei einer gleichmäßigen Preisanhebung 
für alle Getreidearten auch im neuen Preisgesetz 
sich auswirkt, völlig ausreichend ist. 

Ich darf noch auf die Bedeutung verweisen, die 
der Frage der Getreidepreise bei uns zukommt. 
Ich weiß, daß vielfach die Frage der Förderung 
der Veredelungs Wirtschaft im Vordergrund steht, 
und das mit vollem Recht. Aber dies sollte nicht 
etwa dazu führen, daß eine gerechte Entwicklung 
der Getreidepreise verhindert wird. Nach den 
agrarstatistischen Arbeits unterlagen des Statisti- 
schen Bundesamts für das Wirtschaftsjahr 1956/57 
betrugen die Indizes für die pflanzlichen Erzeug- 
nisse bei einem Stand von 100 im Jahre 1949/50 im 
Jahre 1955/56 nur 156, die für tierische Erzeugnisse 
jedoch 198. Sie sehen also, daß es durchaus gerecht- 
fertigt ist, die Preise für das Getreide keineswegs 
zu vernachlässigen, denn der Getreidebau in 
Deutschland ist schon eine bedeutungsvolle An- 
gelegenheit. Ich darf nur darauf hinweisen, daß 
nach dem gleichen statistischen Zahlenwerk der 
Wert des in Deutschland erzeugten ' Getreides 
1729 Millionen DM ausmachte gegenüber einem 
Wert der Kartoffelerzeugung von 1219 Millionen 
DM und der Zuckerrübenerzeugung von nur 
585 Millionen DM. 

Wir sind der Meinung, daß die Beschlüsse des 
Ausschujsses eine Vernachlässigung eines wichtigen 
Zweiges in der Landwirtschaft bedeuten und daß 
diese Vernachlässigung vermieden werden sollte. 
Darum haben wir auf Umdruck 1262 den Antrag 
gestellt, im Gegensatz zu den Beschlüssen des 
Bundesrats die Preise für sämtliche Getreidearten 
um 20 DM je Tonne zu erhöhen. 

(Beifall bei der DP [FVP].) 

Vizepräsident Dr. Schmid: Das Wort hat der Ab- 
geordnete Kriedemann. 

Kriedemann {SPD): Herr Präsident! Meine Damen 
und Herren! Ich wundere mich über die Verwun- 
derung des Kollegen Horlacher darüber, daß wir 
erst so, spät, längst nach Ablauf der Frist, hier das 
Getreidepreisgesetz beraten. Das machen wir doch 
in jedem Jahr so. Wenn mich die Erinnerimg nicht 
täuscht, ist es uns in den sieben Jahren, in denen 
es eine Getreidemarktordnung gibt, nur ein ein- 
ziges Mal gelungen, mit dem Getreidepreisgesetz 
zum vorgeschriebenen Termin herauszukommen, 
und das, obwohl wir eigentlich in jedem Jahre im- 
mer wieder die gleiche Drucksache bekommen; es 
stehen nur eine andere Nummer und ein anderes 
Datum darauf. Die Entschlußkraft, die dahinter- 
sitzt, ist natürlich außerordentlich bemerkenswert. 
Aber dafür sollten Sie dann loyalerweise, schon 
weil es Ihre eigene Regierung ist, hier nicht die 
Regierung anzapfen — vor -allen Dingen, wenn die 
Regierung bzw. der Minister nicht, da ist — , son- 
dern sich auch ein bißchen selber an die Brust 
schlagen. 



2. Deutscher Bundestag — 223. ‘Sit 2 junig. Bonn, Donnerstag, den 4. Juli 1957 


13255 


(Kriedemann) 

(A) Das Getreidepreisgesetz wird ohne Rücksicht auf 
irgendwelche Marktlage, sondern nur unter Be- 
rücksichtigung der deutschen agrarpolitischen Ge- 
siditspunkte von uns verabschiedet. Wir haben mit 
unserem Getreidepreisgesetz die deutschen Ge- 
treidepreise vom Weltmarktpreis völlig losgelöst 
und sie auf ein eigenes Geleise gesetzt. Meine 
Fraktion hat aus diesem Grund einmal beantragt, 
das Getreidepreisgesetz bereits im September zu 
verabschieden, schon damit der Erzeuger weiß, was 
er zu erwarten hat, und damit er sich in seiner 
Anbauplanung darauf einrichten kann. Das haben 
Sie abgelehnt. Deswegen ist die Regierung auch 
bei ihrer Gewohnheit geblieben, mit der wir uns 
heute auseinanderzusetzen haben. 

Ich will nichts zu dem Antrag sagen, den Herr 
Kollege Hepp soeben begründet hat. Ich möchte 
nur einen Wunsch meiner Fraktion aussprechen. 
Wir sind hier sozusagen idie legale Opposition, und 
es ist für uns natürlich ein bißchen peinlich, wenn 
die, wenn ich so sagen darf, illegale Opposition 
mehr bietet; das bringt uns in einige Verlegenheit. 
Wir möchten also dem Wunsche Ausdruck geben 
— nachdem eine Fraktion der Regierungskoalition 
so viel mehr geboten hat, und das noch ohne Rück- 
, sicht auf den Wahlkampf — , aus berufenem Munde 
der Regierung, soweit vorhanden — sie ist immer 
noch nicht vorhanden — , oder aus den Reihen der 
Koalition selbst hierzu eine klare Meinung zu 
hören. 

Nun zum aufgerufenen § 1. Meine Damen und 
Herren, der Ernährungsausschuß — das ist hier 
schon gesagt worden — hat sich entschlossen, so- 
wohl die Preise wie auch die sogenannten Reports, 
d. h. die monatlichen Zxischläge zur Abdeckung der 

(B) Lagerkosten und der mit der Lagerung verbunde- 
nen Finanzierungskosten zu erhöhen. Gleichzeitig 
ist aber auch beschlossen worden — ich sage das 
mit so viel Nachdruck, weil es in diesem Gesetz 
nicht steht, und ich weiß nicht, ob es da hinein- 
ge'hört — , diese Preiserhöhung, die sonst vom Ver- 
braucher im Brotpreis, zumindest soweit es sich um 
Brotgetreide handelt, getragen werden müßte, 
durch eine Subvention aus Bundesmitteln abzufan- 
gen. Im Haushaltsaussdiuß hat eine Beratung dar- 
über stattgefunden, -und der Finanzminister hat 
eine Erklärung abgegeben. Weil diese ganze Sache 
auf, wie mir scheint, etwas unsicheren Füßen steht, 
ist es doppelt und dreifach notwendig, daß von 
dieser Stelle aus allen, die es angeht, gesagt wird: 
es handelt sich hier nicht um eine Preiserhöhimg, 
die der Verbraucher zahlen soll, sondern um eine 
Maßnahme zum Ausgleich von Dingen, die, was die 
Preise angeht, die Landwirtschaft interessieren, 
und diese Maßnahme soll eben in einer Subventio- 
nierung bestehen. Da das nicht im Gesetz steht, 
muß es hier so nachdrücklich gesagt werden. 

Eine Bemerkung insbesondere zu der Erhöhung 
der Reports. Wir haben es von dieser Stelle aus oft 
beklagt, daß die Einfuhr- und Vorratsstelle Jahre 
hindurch — und in jedem Jahre schlimmer — für 
die Überlagerung des deutschen Getreides in An- 
spruch genommen worden ist, dafür in jedem Jahr 
meihr Steuermittel ausgegeben worden sind und 
der Einfluß der Verwaltung, der Bürokratie auf 
dieses Geschäft, das wahrlich Handel und Genos- 
senschaften allein machen sollten, größer geworden 
ist. Wir begrüßen es, daß man jetzt die Reports 
erhöht hat. Wir knüjken daran allerdings die Er- 
wartung, daß die Regierung dafür sorgt — imd sie 


hat im Getreidegesetz jede Handhabe, die erfor- 
derlich ist — , daß das, was hier über die Subven- 
tionen ausgegeben wird, bei der Einfuhr- und Vor- 
ratsstelle dadurch gespart wird, daß man sie zum 
mindesten für bestimmte Zeiten und bestimmte 
Kreise schließt, damit dieser trostlose Mißbrauch, 
der Marktordnung endlich einmal aufhört, der 
darin besteht, daß Leute Getreide von Bauern auf- 
nehmen, es für eine Weile an die Einfuhr- und 
Vorratsstelle verkaufen, sich dann ihre Lager- 
räume, ihre Transportmittel usw. von der Einfuhr- 
imd Vorratsstelle, d. h. von den Steuerzahlern, be- 
zahlen lassen, daß niemand sie fragt, warum sie 
das eigentlich tun, und daß sie dabei ihre volle 
Spanne garantiert und ausgezahlt bekommen. Das 
ist ein sehr risiikoloses und sehr bequemes Ge- 
schäft. Diese Erwartung sollten wir im Hinblick 
auf die Mittel, die dafür aufgewendet werden, alle 
haben. Sie wissen ja, wer in unserem Land alles 
Steuern zahlt. Es sind nicht nur die reichen, son- 
dern auch die armen Leute. Wenn sie Brot kaufen, 
müssen sie Umsatzsteuer zahlen und was es an 
„guten“ Erfindungen und Einrichtungen auf die- 
sem Gebiet sonst noch gibt. Jetzt ist aber auch der 
letzte Vorwand zur Deckung dieses Mißbrauchs der 
Marktordnung ausgeräumt. 

Ich sage noch einmal: mindestens meine Fraktion 
knüpft an diesen Beschluß die Erwartung, daß sich 
die Regierung jetzt zu entscheidenden Taten auf- 
schwingt. Wir haben uns viele Jahre nicht die Zeit 
zu einer gründlichen Auswertung der Erfahrungen 
mit unserer Getreidemarktordnung genommen. 
Oder vielmehr man hat sie uns nicht gelassen. Der 
konkrete sozialdemokratische Gesetzentwurf, der 
sich hiermit befaßt, ist im Bundestag nicht erledigt 
worden. Es war keine Zeit dazu, nicht wahr?! Ein- 
mal kommen wir an den Punkt — ich bin der 
Überzeugung, wir stehen schon mit der Nase vor 
diesem Punkt — , an dem wir uns mit den Erfah- 
rungen unserer Getreidewirtschaft wirklich aus- 
einandersetzen müssen. Wir möchten nicht, daß 
man damit so lange wartet, bis die Auseinander- 
setzung gleichbedeutend ist mit einem Fiasko der 
Marktordnung. Die Landwirtschaft braucht näm- 
lich die Marktordnung, und wir möchten sie nicht 
am Mißbrauch zugrunde gehen lassen. 

Noch einmal also: Durch Beschluß des 26. Aus- 
schusses ist eine Veränderung in den Preisen vor- 
genommen worden. Die Veränderung bedeutet 
praktisch eine Erhöhung der Getreidepreise und 
der Reports. Diese Erhöhung soll durdi Subven- 
tionen aufgefangen werden. Es ist die Pflicht der 
Regierung, nachdem sie sich durch den Vertreter 
des Bimdesfinanzministers und den Vertreter des 
Bundesernährungsministers im Haushaltsausschuß 
mit diesem Verfahren ausdrücklich einverstanden 
erklärt hat, nun dafür zu sorgen, daß die Mittel, 
die zur Abdeckung der hier entstehenden Mehr- 
kosten erforderlich sind, die beteiligten Kreise so 
schnell erreichen, daß niemand sie vorzulegen 
braucht. Sonst haben die Betreffenden, während 
der Bundestag in Ferien oder vielmehr im Wahl- 
kampf ist, schwer darunter zu leiden, daß sie nicht 
mehr wissen, an w^n sie sich wenden können. 

Wir haben in diesem Bereich sehr schlechte Er- 
fahrungen gemacht.' Ich will hier einmal ausdrück- 
lich die Mehlsubventionierung nennen. Es ist den 
Mühlen nicht erlaubt worden, sich im Wege der 
Konvention um höhere Mehlpreise zu bemühen. 
Wir wissen alle, daß der Mehlpreis bei gleichem 
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Getreidepreis heute noch niedriger ist als vor v^e- 
nigen Jahren. Den Mühlenbesitzern ist gesagt wor- 
den, das werde durch eine Subvention ausgegli- 
chen. Aber der Herr Bundesfinanzminister ist in 
dieser Frage offenbar auf beiden Ohren taub, und 
diese Zusage wird nicht gehalten. Dadurch entste- 
hen in weiten Kreisen der Mühlenwirtschaft — 
und hier haben wir es nidit nur mit großen Müh- 
lenbesitzern, sondern auch mit kleinen Leute zu 
tun — außerordentlich große Schwierigkeiten, Es 
macht — lassen Sie mich das der Regierungskoali- 
tion sagen — einen sehr schlechten Eindruck, wenn 
die Regierung nicht einmal solche Versprechungen 
hält, die mit verhältnismäßig geringen Mitteln ge- 
halten werden können. Daß sie große Versprechun- 
gen nicht hält, dafür haben wir alles Verständnis; 
das ist zu teuer oder wird ihr aus irgendwelchen 
Gründen nicht erlaubt. Aber die kleinen Verspre- 
chen sollte sie doch halten und sollte die Folgen für 
die Nichteinhaltung nicht andere tragen lassen. 

Vizepräsident Dr. Schmid: Das Wort hat der Ab^ 

geordnete Horlacher. 

Dr. Horiacher (CDU/CSU): Meine sehr verehrten 
Damen und Herren! Ich möchte mit Engelszungen 
reden — was ich infolge der Natur meiner Ver- 
hältnisse leider nicht kann — , 

(Heiterkeit) 

um den Kollegen Kriedemann von dem zu über- 
zeugen, was Wirklichkeit ist. Ich lade ihn herzlich 
ein, einmal selber im August, September oder Ok- 
tober die Getreideläger der genossenschaftlichen 
Lagerhäuser zu besichtigen. Dann würde er fest- 
stellen, daß die Dinge in Wirklichkeit ganz anders 
aussehen, als sie hier geschildert werden. 

Wir sind bereit, Getreide aufzunehmen. Wieweit? 
Soweit wir Lagerraum haben! Wir nehmen auch 
dazu noch Lagerx^am in Miete, wenn wir solchen 
bekommen. Aber darüber hinaus können wir nichts 
tun. Es ist nun einmal die Gepflogenheit der Land- 
wirtschaft geworden, daß sie das Getreide nach 
der Ernte rascher abstößt, als es früher der Fall 
gewesen ist. Aus unseren Ermittlungen hat sich 
ergeben, daß in den letzten Jahren 83 ^/o der Brot- 
getreideernte bis zum Dezember des jeweiligen 
Jahres abgeliefert worden, d. h. aus den Händen 
des Bauern in die Hände der Genossenschaften 
und des Handels gegangen sind. 

Es handelt sich um ein saisonweises Stoßgeschäft, 
wobei eine große Anlieferungsquote zu bewältigen 
ist, während später, im Februar, März, April und 
in den nachfolgenden Monaten die Tätigkeit eine 
ganz andere ist. Während dieser späteren Monate 
muß dafür gesorgt werden, daß mit dem Über- 
schuß der Läger der an anderer Stelle entstehende 
Bedarf gedeckt wird. Das ist die Lage. 

Aber wir wollen uns darüber nicht die Köpfe 
heiß reden. Ich möchte die Hitze nur zum Anlaß 
nehmen, zu wünschen, daß sie da ist, wenn unsere 
Getreideernte eingebracht wird, damit wir endlich 
einmal unsere Ruhe haben mit den Abzügen we- 
gen Feuchtigkeit. Ich möchte bei dieser Gelegenheit 
diesen Wunsch anbringen, da die Regierung ja 
nicht in der Lage ist, auf diesem Gebiet mit der 
Durchführungsverordnung Wesentliches zu ändern. 
Das ist eine Frage, die wir auch noch behandeln 
müssen. 

Was die Ausführungen des Kollegen Hepp an- 
langt, so möchte ich dazu sagen: ich bin ihm durch- 


aus dankbar dafür, daß er die Bedeutung des (Q 
Getreideanbaues in den Vordergrund geschoben 
hat. Wenn einer im Grünland wohnt, meint er, es 
gebe bloß Grünland, und wenn einer woanciers 
wohnt, es gebe bloß das, was er dort sieht. In Wirk- 
lichkeit muß jeder von dem leben, was wächst. Es 
gibt die Getreideanbaugebiete genauso, wie es die 
Grünlandgebiete gibt. Deswegen ist der Ertrag aus 
dem Getreide für viele Gebiete genauso wichtig 
wie der Ertrag aus der Viehwirtschaft oder aus 
sonstigen Erzeugnissen der Landwirtschaft. — Das 
so nebenbei. 

Eine Reform der Getreidebewirtschaftung ist des- 
wegen schon ein Problem, Herr Kollege Kriede- 
mann, mit dem wir uns einmal beschäftigen müs- 
sen; damit sind wir einverstanden. 

Was wir jetzt durch den Einbau der Reports und 
die Erhöhung um 10 DM bei Brotgetreide ver- 
bessert haben, möchte ich Ihnen einmal be- 
kanntgeben, damit es draußen nicht heißt, wir 
schlechten Hunde hätten die 10 DM weitere Erhö- 
hung abgelehnt, und damit wir nicht die Prügel 
dafür beziehen, daß wir angeblich so unvernünftig 
sind, das nicht zu tun. Dabei sind wir vernünftig. 
Wir gehen momentan nicht weiter, als es nach der 
jetzigen Lage möglich ist, um nicht das Ganze zu 
gefährden. 

Nehmen Sie mal die Tabelle auf der zweiten 
Seite der Zusammenstellung in dem Ausschuß- 
bericht. Da sehen Sie folgende Veränderungen. Ich 
halte mich jetzt nur an das Preisgebiet I 
bei Roggen. Für die anderen Preisgebiete ist die 
Sache analog. Da haben wir im September in dem 
Preisgebiet I Preise von 3'76 bis 394 DM pro Tonne, 
während wir nach dem alten Schema 363 bis 381 
DM pro Tonne hatten. Im Oktober haben wir 381 
bis 400 DM pro Tonne für Roggen, während wir ^ ^ 
im Oktober vorigen Jahres noch 367 bis 386 DM 
hatten. Im November haben wir jetzt 386 bis 403 
DM, dagegen im November vorigen Jahres 372 bis 
389 DM. Und so geht das weiter. Sie sehen also, das 
sind wesentliche Erhöhungen, wenn wir die Re- 
ports und die 10 DM zusammenrechnen. 

Sodann habe ich schon im Ausschuß ausgeführt, 
daß eine allgemeine Ordnung im Getreideschema 
sein muß. Aber man soll uns auch nicht täuschen, 
man soll nicht behaupten, daß der Wegfall der Er- 
höhung des Preises für Futtergetreide eine wesent- 
liche Verschlechterung bedeute. Das ist nicht der 
Fall. Im übrigen sind die Ansichten der Landwirt- 
schaft geteilt, je nachdem ob sie Futtergetreide er- 
zeugen oder beziehen. Da hat es noch immer ge- 
wisse Differenzen gegeben, und zu einem einheit- 
lichen Standpunkt ist es da nie gekommen. Wir 
haben immer etwas ausgeglichen. Nur um das 
ganze Schema beim Getreide zu halten, ist eine 
gewisse organische Behandlung notwendig. 

Was sollen denn die 10 DM noch viel an Ertrag 
erbringen? Bei Futter- und Industriegetreide sind 
ja die Spannen ganz anders als bei Brotgetreide. 

Bei Brotgetreide sind die Spannen zwischen 
Höchst- und Mindestpreisen um 20 DM herum. Bei 
Futtergetreide handelt es sich um einen Unter- 
schied von 350 bis 390 DM, bei Industriegerste von 
375 bis 400 DM, bei Futterhafer von 300 bis 365 
DM, bei Industriehafer von 315 bis 375 DM. Je 
nach der Tendenz auf dem Futtergetreidemarkt be^ 
wegen sich die Preise mehr in der Mitte. Es hat 
sich gezeigt, daß die Preise für Futtergetreide nicht 
wie die für Brotgetreide auf der unteren Linie — 
je nach der Marktlage — liegen. Sie liegen meistens 
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(A) etwas darüber. Deswegen können wir dafür ein- 
treten, daß auch für Braugerste, die in Süddeutsch- 
land auf den kleinbäuerlichen Betrieben und bei 
den schlechteren Bodenverhältnissen wächst, die 
10 DM Erhöhung wie für Brotgetreide gezahlt wer- 
den; das ist Ja selbstverständlich. Ich bin den übri- 
gen Landwirten dankbar, daß sie dem gefolgt sind. 

Nun kommt der innere Zwang, dem wir unter- 
liegen. Wir könnten das ganze Gesetz nicht in 
Kraft setzen, wenn der Haushaltsausschuß nicht 
den entsprechenden Beschluß gefaßt hätte. Hier ist 
immerhin eine Überbrückung notwendig. Dafür 
sind 52 Millionen DM erforderlich. Wir wollen nicht 
davon reden, auf welchem Wege das geschieht; das 
Geld für die Überbrückung soll aus den Mitteln 
des Haushalts entnommen werden. Die Über- 
brückung, ganz gleichgültig, wie Sie das nennen 
mögen, ist notwendig — Herr Kollege Kriede- 
mann, da sind wir uns doch einig — , damit keine 
Änderungen in den Brotpreisen eintreten. 

(Abg, Kriedemann: Das ist eine Sub- 
vention, ganz klar!) 

— Das ist auch in Ordnung. 

Aber hier entsteht eine große Gefahr. Der Haus- 
haltsausschuß hat die Forderung auf 52 Millionen 
DM für die Erhöhung um 10 DM nicht allein für 
Brotgetreide, sondern für sämtliche Getreidearten 
gerade noch schlucken können. Das macht allein bei 
Brotgetreide, wenn wir um weitere 10 DM erhö- 
hen, 38 Millionen DM aus; wenn wir diese Stützung 
auf das ganze Getreide aus dehnen, würde das un- 
gefähr 50 bis 55 Millionen DM ausmachen. Das 
wäre eine Gefährdung der gesamten Getreidepreis- 
vorlage, und das können wir nicht verantworten. 
Wir fühlen uns dafür verantwortlich, daß das neue 

(B) Getreidepreisgesetz mit den nicht unwesentlichen 
Verbesserungen so rasch wie möglich in Kraft ge- 
setzt wird. Wir verzichten auf alle weitergehenden 
Anträge, damit wir das, was wir unseren Land- 
wirten nach der jetzigen Vorlage geben können, 
nicht gefährden. 

Meine Damen und Herren, meine verehrten 
Bauern und Gesinnungsgenossen, lehnt diese Agi- 
tationsanträge ab, sie sind nicht mehr wert! 

(Heiterkeit. — Beifall bei der CDU/CSU.) 

Vizepräsident Dn Schmid: Das Wort hat der 
Herr Minister für Ernährung, Landwirtschaft und 
Forsten. 

Dr. h. c. LObke, Bundesminister für Ernährung, 
Landwirtschaft und Forsten: Herr Präsident! Meine 
•sehr verehrten Damnen und Herren! Ernährungs- 
auisschuß und Haushalts, ausschuß haben der Vor- 
lage zugestimmt. Ich ne'hmie deshalb an, diaßirgenid- 
welche Schwiier'iigkelten hier im Hause nicht ent- 
stehen. Ich möichte aber ziu den Anregungen, den 
Anträgen und den Anfragen, idie gesteht worden 
sind, noch kurz Stellung nehmen. 

Zunächst zur Aufnahme von Getreide. Das wird 
uns auch dann, wenn wir besisieres Em'tewe.tter als 
in den voriigen Jahren bekommen, Schwierdigkeiten 
machen. Denn die Läger der Einifuihr- und Vorralts- 
stelle sind voller als lin den voirigen Jahren, weil 
wir in drei Jahren hkitereiniander sehr schlechtes, 
nasses Wetter gehabt haben und schon aus diesem 
Grunde einen höheren lAnfall auch bei der Einfuhr- 
uinid Vorratsstelle haben. Wir haben nun, um die 
Schwierigkeiten zu viermindem, auch darauf hin- 
rgewirkt, daß sich Genossenschiaf ten und Handel mit 


Unterstützung unseres Hauses neue Lagerräume 
schaffen. Wir hoffen, daß sie in diesem Jahr für 
die neue Ernte bereits mit letwa 60 bis 80 000 t 
neuem Lagerraum an treten kö,nnien. Das w'ird die 
Situation etwas erleichtern. 

Ansammlungen für dias kommende Jahr sollen 
durch die Erhöhung der Reports von 27 DM ‘auf 
40 D,M pro Tonne Vierhindert werden. Auch das ist 
einstimmig kn Emährungs- und im Haushalts aus- 
schuß gebilligt worden. Ich hätte jia die Mittel — 
es sind eigene Mittel unseres .Hauses — diafür nicht 
anigeboten, wenn mir nicht vor allen Dingen daran 
gelegen wäre, die Ansammlung von Getreide in 
unserer Einfuhr- und Vorratsstelle in der Zukunft 
unbedinigt zu vermeiden. 

(Abg. Kriedemiann: Gott sei Dank!) 

Ich würde jeden vernünftigen Weg mitgehen,, der 
dazu 'führt, daß eine weitere Belastung der Ein- 
fuhr- und Vorratsistelle vermieden wird. 

Diarum ist les r'ichtig — idie Richtlinien ifür die 
Abwicklung sind bereits vorbereitet — , daß wir 
uns ,in den nächsten Wochen, vielleicht schon in 
der nächsten Wo'che, soweit dier eine oder andere 
daran interessiert ist, mit den Richtlinien beischäf- 
tigten. Jeidenfalls würde ich die Erfindungsgabe 
jedes einzelnen von Ihnen lansprechen, dazu etwias 
Positivtes beizutragen. Ich möchte ausdrücklich auf 
aRe Vorschläge hinw eisen, die darauf hkiauslaufen, 
die in der Einfuhr- und Vorratsstelle vorhandenen 
Getreidemengen zu vermindern, aber ni'chft weiter 
als bis zu den vorgeschriebenen Vorratsmengen, 
die Im Interesse der Verbraucher sowieso notwen- 
dig sind. 

Daom die Frage: Werden die Mittel rechtzeitig 
zur Verfüiguaig stehen? Die Mittel werden zunächst ' ^ 
aus unserem Haushalt geigeben und werden, soweit 
es sich nicht um die Reports handelt, vom Bundes- 
fioanzminister «wieder abgelöist werden. Wie das 
geschieht, ob auf Grund vorhandener Haushalts- 
mittel, aus Erspiarnlssen oder im Vorgriff auf das 
nächste Jahr, das haben Finanzminister und Haus- 
htalltsausschuß zu entscheiden. Jedenfalls werden 
die Mittel zur Verfügung steihen. Daran wird die 
Abwicklung nicht scheitern. 

E'S bleibt noch die Frage der Mühlensubvention. 

Die Zahlungen für die Mehlsubvention sind in den 
letzten drei Monaten nicht pünktlich geleistet wor- 
den. Dias Kabinett hat sich in seinier letzten Sitzung 
damit besichäf tilgt, und der Finanzmuidster hat Zu- 
ges, aigt, (die Auszahlimig kurzfristig ‘vorzunehmen. 

Ich will hoffen, daß diese Zusage auch wirklich 
kurzfristig eingehalten Wird; idenn die Müller ha- 
ben lange igenuig auf diese Auszahl'ungien warten 
müssen. Die Unruhe, die heute im Lager der Mül- 
ler, und zwiar der großen wie ider -kleinen, besteht, 
ist leider Gottes berechtigt. 

Vizepräsident Dr. Schmid: Das Wort hat der Ab- 
geordnete Kriediemann. 

Kriedemann (SPD): Herr Präsident! Meine Da- 
men und Herren! Es ist Jetzt nicht die Zeit, die so 
lange versäumte gründliche Debatte über unsere 
Getreidepolitik und die Handhialbung unserer 
Marktordnung zu füihren oder nachzuholen. Ich 
will auch gar nicht den Versuch dazu miach-en. Die 
Tatsache, daß wir auf Vorräten sitzen, von denen 
man nicht so recht weiß, wie man sie wii-eder los- 
werden soll, ist soeben mirt dem nassen Sommer 
erklärt worden. Vieleicht hat auch ein bißdien der 
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üim'stamd dazu heigetriagen, 'diaß es (einfladier wiar, 
den nasisen, verregneten, au®giewachsenen Roiggen 
als Brotgetreide in die Einfuhr- und Vorraftsstelle 
hine-inzubrinigen, lals sich rechtzeitig mit dem Pi- 
nianzminister über die tatsächliche Höhe ider Emte- 
schäden auseinjanderzusetzen. Wir haben idas da- 
mals sehr bedauert, weil wir finden, daß auch die- 
ses Verfahren, so bequem es lauf den ersten Blick 
sein mag, zum Schluß zu Lasten der Markltordnung 
selbst geht. Ich will auch nicht mit Engelszungen 
zu reden viersuchen. 

Herr Kollege Horlacher spricht aus den Erfah- 
rungen eines der größten Getreidehandelsunter- 
nehmuingen. Es möge niemand glauben, daß i-ch das 
in einer kritisierenden Weise sage. Solche Unter- 
nehmungen (gibt es, und sie sind notwendig. Es ist 
vollkommen legal, sich in dieser Riditunig zu be- 
mühen. Ich respektiere auch, daß es gewisse Inter- 
essenliagen igiht. Für diejenigen, die sich in Steiner 
oder in einer ähnlichen Posdtioin befunden halben 
Older befinden, ist nun einmal (die Verbindung mit 
der Einfuhr- und Vorratiss teile e:iine wesentliche Er- 
leichterung der Abwicklung der Geschäfte, als les 
etwia der Wettb ewerb vor dier Mühle gewesen wäre. 
Deswegen haben sie das ja auch igiemacht. Nur müs- 
sen sich die Herren gefallen lassen, daß ihnen hin 
und wieder einmal einer 'in die Karten guckt, 
manchmal auch einer, (der natürlich nicht so viel 
wie der Herr Kolletge Horliacher, aber immerhin 
soviel wie ich davon versteht. Herr Kollege Hor- 
lacher ist ein fairer und langenehmer Kollege. Er 
wind nicht bestrieiten, diaß ich im allgemeinen nicht 
die Gewohnheit habe, so niachdrücklich von Sachen 
zu reden, von denen ich nichts verstehe, wie hier 
bei Getreide, wo ich öfter lunter Beweis gestellt 
habe, daß ich davon einiges verstehe. 

Ich wünsche idiem Herrn Minister viel Glück be^i 
seinen Bemühungen, nun unter Berufung auf die 
Erhöhung der Reports eine weitere Überschwem- 
mung der Einfuhr- und Vorratsstelle zu verhin- 
dern. Ich möchte noch 'einmal sagen: er hat dazu 
alle Instrumente in dier Hand: die 'Regulierung der 
E'infuhr und die Festsetzung deis Reimischunlgsver- 
hältndlsseis von Au'slandsigetreide zum Inlandsge- 
treide. Es gilbt zur Ausräumung sogenannter toter 
Winkel Frachtenzuschüssie usw. 

(Vizepräsident Dr. J a >6 ig e r übernimmt 
-den Vorsitz.) 

Er kann 'dia-für sorgen, daß die deutsche Ernte, die 
jia restlos hier verbrauicht wirid, zügig Absiatz fin- 
det. 'Er braucht nur — dies isit allerdings die Vor- 
laussetzung dafür, daß er Erfolg hat — idiej'enigen, 
die es angeht, dazu zu zwingen, sich nun wirklich 
selber um ihr Geschäft, und zwar für ihre eiigene 
Rechn-img zu kümmern, nachdiem wir ihnen durch 
die Erhöhung d'er Reports aus öffentlichen Mitteln 
einen so 'großen Bieitrag leisten. 

Ich habe vorhin um eine (Antwort Oder eine Stel- 
lungnahme der Regierung oder einer der Koali- 
tionsparteien zu den Anträgen aus der Koalition 
gebeten. Herr Horlacher hat uns geantwortet, in- 
dem er (gesagt hat, daß man solche Agitationsan- 
träge natürlich lablehnen solle. 

Wir haben uns immer — und mir scheint, mit 
verhältnismäßig großiem Erfolg — darum bemüht, 
zwischen Agrarpolitik und Agitation zu unterschei- 
den, obwohl das offenbar ganz besonders schwie- 
rig ist; denn ich k'enne eine ganze Menge Leute, 
für die gerade Agrarpolitik nur aus Agitation be- 
steht. 


Ich hialte (es für einen bemerkenswerten Fort- 
schritt — wenn er auch sozusagen im letzten Mo- 
ment diieises 2. B’undiestages 'erfolgt — , (d.aß diese 
Anträge von Herrn Horlacher so deutlich lals „Agi- 
tatioinsanträgie“ bezeichnet worden sind. Wie wir 
uns 'dazu verhalten, haben wir 'im Ausschuß ge- 
zeigt. Wir haben gar keine Veranlassung, uns hier 
etwa anders zu foienehmen. 

((Beifall -bei 'der SPD.) 

Vizepräsident Dr, Jaeger: Das Wort hat der Ab- 
geordnete Hepp. 

Hepp (DP [FVP]): Meine Damen und Herren! Ich 
hatte bei meinen ersten Ausführungen die Absicht, 
nur das Notwendigste zu sagen. Ich glaube, das, 
was ich über die Erhöhung der Getreidepreise in 
dem bekannten Ausmaß hier auszuführen hatte, 
dürfte Herrn Horlacher nicht zu jener Antwort 
veranlassen, die er uns gegeben hat. Herr Kollege 
Horlacher, ich muß mich jetzt im wesentlichen mit 
Ihren Ausführungen beschäftigen; da darf ich doch 
noch einiges zu dem Tatbestand beitragen. 

Sie haben gestern unsere Anträge — Sie ge- 
brauchten das Wort — „mit Begeisterung“ abge- 
lehnt. Nun, Herr Horlacher, die Öffentlichkeit 
draußen hat ausdrücklich von dieser Form der Be- 
handlung agrarpoliti'scher Anträge Kenntnis ge- 
nommen und wird Ihnen das Wort von der „Be- 
geisterung“, mit der Sie agrarpolitische Anträge 
ablehnen, schon in der nötigen Form honorieren. 
Immerhin, Sie haben heute diesen Ausdruck nicht 
verwendet, aber Sie haben ein anderes, wenig schö- 
nes Wort gebracht. Sie haben von „Agitationsan- 
trägen“ gesprochen. 

Meine Herren, wenn Sie etwas überrascht dar- 
über sind, daß diese Anträge erst so spät im Aus- 
schuß gestellt worden sind, kann ich nur erklären: 
es ist doch nicht unsere Schuld, daß wir uns so spät 
mit dem Getreidepreisgesetz zu beschäftigen hat- 
ten! Der Minister ist doch schließlich dafür verant- 
wortlich, daß das Gesetz dem Bundestag erst so 
spät vorgelegt worden ist und daß sich der Aus- 
schuß erst so spät damit beschäftigen konnte. 

Bitte, sehen Sie sich doch die Daten an! Im März 
dieses Jahres ist dieses Getreidepreisgesetz — das 
gegenüber dem des vorigen Jahres nichts Neues 
brachte — dem Bundesrat zugegangen. Der Bun- 
desrat hat es noch im gleichen Monat behandelt 
und die bekannten Änderungen beschlossen. Erst 
im Mai hat es das Bundeskabinett für richtig ge- 
halten, dem Bundestag die neue Vorlage zuzu- 
schicken. Es ist also nicht unsere Schuld, wenn wir 
uns in so knapper Zeit mit diesen Dingen beschäf- 
tigen müssen, sondern die Schuld liegt doch auf 
einer ganz anderen Seite. 

Ich bleibe dabei, daß wir bestrebt sein müssen, 
auch bei dieser Getreidepreiserhöhung die Preise 
für Brotgetreide und Futtergetreide in ein richtiges 
Verhältnis zu bringen, und daß es falsch ist, nur 
eine Anhebung der Brotgetreidepreise vorzuneh- 
men. 

Ich darf mich zum Zeugnis schließlich auf das 
berufen, Herr Horlacher, was die Bundesregie- 
rung — und sicherlich ist doch das Ministerium 
von Herrn Dr. Lübke für die Formulierung verant- 
wortlich gewesen — zu der Ablehung der Vor^ 
Schläge des Bundesrates ausgeführt hat. Es heißt 
da; 
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Namentlich die vom Bundesrat gewünschte 
Preiserhöhung für Roggen, die ohne eine 
gleidizeitige Preiserhöhung für Futtergetreide 
stattfinden soll, würde zweifellos zu einer noch 
stärkeren Belastung der Einfuhr- und Vorrats- 
stelle für Getreide und Futtermittel führen. 
Die Erzeuger würden vermehrt Roggen auf 
den Markt bringen und billiges Futtergetreide 
zukaufen. Der Uberschuß aus der inländisÄen 
Marktanlieferung über den inländischen Be- 
darf würde sich weiter vergrößern Die Mehr- 
anlieferung müßte im Hinblick auf die Inter- 
ventionspflicht von der Einfuhr- und Vorrats- 
stelle aufgenommen werden. 

Das sagt das Ministerium des Herrn Lübke. Sicher- 
lich wird Herr Minister Dr. Lübke auch heute noch 
das verantworten, was als Stellungnahme zu den 
Vorschlägen des Bundesrats ausgeführt worden ist. 

Dann noch einiges zu der notwendigen Erhöhung 
der Getreidepreise über das Maß hinaus, das vom 
Bundesrat und später auch vom Ernährungsaus- 
schuß des Bundestages beschlossen worden ist. Ich 
habe hier vor mir liegen den Bericht über die Lage 
der Landwirtschaft, den Grünen Bericht vom 13. 
Februar 1957. Es wäre wirklich interessant, wenn 
wir nicht nur vor der Verabschiedung des Grünen 
Plans, sondern auch noch später bei Behandlung 
agrarpolitische'r Fragen einen Blick in diesen Be- 
richt würfen. Da sehen Sie auf Seite 89 auch noch 
schön in Farbe dargestellt, daß die Aufwendungen 
der Betriebe von Nr. 5 bis Nr. 15 — das sind die 
Hackfrucht-Getreidebaubetriebe mit den Futter- 
baubetrieben, die Getreide-Hackfruchtbaubetriebe, 
die Hackfrucht-<^ t^eidebaubetriebe unter 800 DM 
Einheitswert .ie n landwirtschaftlicher Nutzfläche 
(B)usw. — nur nod zu 70 bis 80®/o gedeckt werden. 
Das ist doch der Beweis dafür — ich glaube, nie- 
mand kann das widerlegen, was hier ausgeführt 
worden ist — , daß diese Betriebe mit einer Unter- 
bilanz arbeiten. Unser Antrag will nichts anderes, 
als dem Gesamtziel des Grünen Plans dienen, näm- 
lich das Mißverhältnis zwischen Einnahme und 
Ausgabe, zwischen Ertrag und Aufv/and wieder in 
Ordnung zu bringen. 

Auf der nächsten Seite des Grünen Berichts 1957 
finden Sie die Aufstellung: Deckung des Vergleichs- 
lohnes und Verzinsung des Betriebskapitals. Sie 
sehen hier wiederum, daß die gleichen Betriebe, 
die von der Regelung der Getreidepreise in stärk- 
stem Maße betroffen werden, im Vergleichslohn 
nicht voll gedeckt werden und keine Kapitalverzin- 
sung aufweisen. 

Schließlich möchte ich mich noch auf ein Schrei- 
ben des Deutschen Bauernverbandes berufen, das 
ja allen Herren zugegangen ist. Unser Antrag auf 
Erhöhung des Preises um 20 DM stand fest, bevor 
wir dieses Schreiben bekamen. Wir nehmen keine 
Aufträge von irgendwelchen Verbänden entgegen. 
Ich sage aber ebenso offen: wir freuen uns, wenn 
wir in den Verbänden und in deren Einsicht eine 
Unterstützung unseres eigenen agrarpolitischen 
Wollens in diesem Hause finden. Und was steht 
denn da anderes drin als eine ganz klare Begrün- 
dung der Notwendigkeit, sämtliche Getreidepreise 
um 20 DM je Doppelzentner aufzustocken. Das ist 
das, was wir wollen; nicht mehr, aber auch nicht 
weniger, 

(Beifall bei der DP[FVP].) 

Vizepräsident Dr. laeger: Das Wort hat der Ab- 
geordnete Dr. Horlacher. 


Dr. Horiacher (CDU/CSU): Meine sehr verehr- 
ten Damen und Herren! Da heißt es, ich soll hier 
nicht mehr reden; aber es hat schon seine Bewandt- 
nis, wenn ich etwas sage. Ich bin durchaus nicht 
bereit, mich als den krummen Hund hinstellen zu 
lassen, den andere für ihre Zwecke mißbrauchen 
können. Herr Kollege Hepp weiß genau, was auch 
ich weiß: 

(Abg. Kriedemann: Sagen Sie nicht alles, 
was Sie beide wissen!) 

Wenn wir in diesem Augenblick — darauf kommt 
es an — zu weitgehende Anträge stellen, gefährden 
wir die gesamte Vorlage, weil wir für die Mehraus- 
gaben unter allen Umständen die Zustimmung des 
Haushaltsausschusses benötigen. Wir sind hier in 
einer Zwangslage; wir können nicht anders. Wir 
sind genauso wenig schuld wie die anderen. Wir 
haben aber die Verpflichtung, das Gesetz mit den 
möglichen Verbesserungen jetzt so rasch wie mög- 
lich zu verabschieden. Daher müssen wir aus 
Pflichtbewußtsein und mit Rücksicht auf unsere 
Landwirtschaft das ablehnen, was das ganze Werk 
gefährden könnte. 

Vizepräsident Dr. laeger: Wird zu den §§ 1 und 

2 noch das Wort gewünscht? — Das ist nicht der 
Fall. Dann lasse ich abstimmen über den Ände- 
rungsantrag Umdruck 1262 der Fraktion der DP 
(FVP), der unter Ziffer 1 Änderungen in den §§ 1 
und 2 vor sieht. Wer zuzustimmen wünscht, den 
bitte ich um das Handzeichen. ^ Ich bitte um die 
Gegenprobe, — Das letzte ist die Mehrheit; der 
Antrag ist abgelehnt. 

Ich lasse abstimmen über die §§ 1 und 2 in der 
Ausschußfassung. Wer zuzustimmen wünscht, den 
bitte ich um das Handzeichen. — Ich bitte um die 
Gegenprobe. — Das erste war die Mehrheit; es ist 
so beschlossen. 

Ich rufe den § 3 auf. — Das Wort wird nicht ge- 
wünscht. Wer zuzustimmen wünscht, den bitte ich 
um das Handzeichen. — Ich bitte um die Gegen- 
probe. — Das erste war die Mehrheit; es ist so be- 
schlossen. 

Ich rufe auf § 4, dazu Umdruck 1262 Ziffer 2. 
Wird dazu das Wort gewünscht? — Das ist nicht 
der Fall. Ich komme zur Abstimmung. Wer der Zif- 
fer 2 des Umdrucks 1262 — Änderungsantrag der 
Fraktion der DP(FVP) — zuzustimmen wünscht, 
den bitte ich um das Handzeichen. — Ich bitte um 
die Gegenprobe. — Das letzte ist die Mehrheit; 
der Antrag ist abgelehnt. 

Wir stimmen ab über § 4 in der Ausschußfassung. 
Wer zuzustimmen wünscht, den bitte ich um das 
Handzeichen. — Ich bitte um die Gegenprobe. — 
Das erste war die Mehrheit; § 4 ist in der Aus- 
schußfassung angenommen. 

Ich rufe auf die §§ 5, — 6, — 7, — 8, — 9, — 
10, — 11, — Einleitung und Überschrift. Das Wort 
wird nicht gewünscht. Wer zuzustimmen wünscht, 
den bitte ich um das Handzeichen. Ich bitte um die 
Gegenprobe. — Das erste war die Mehrheit; die 
aufgerufenen Bestimmungen, Einleitung und Über- 
schrift sind angenommen. 

Meine Damen und Herren, ich komme zur 
^ dritten Beratung 

und eröffne die allgemeine Aussprache, — Das 
Wort wird nicht gewünscht. Ich schließe die allge- 
meine Aussprache. Änderungsanträge liegen nicht 
vor. 
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<A) Gesetzentwurf in der Schlußabstim- 

mung zuzustimmen wünscht, den bitte ich, sich zu 
erheben. — Ich bitte um die Gegenprobe. — Keine 
Gegenstimme. Enthaltungen? — Keine Enthaltung. 
Einstimmig angenommen. 

Ich lasse über Nr. 2 des Ausschußantrages ab- 
stimmen, also über den Antrag, den Antrag der 
Fraktion der FDP Drucksache 3356 für durch die 
vorangegangene Beschlußfassung erledigt zu er- 
klären. Widerspruch erfolgt wahrscheinlich nicht. 
— Dann ist so besdilossen. 

Ich komme nunmehr nach interfraktioneller Ver- 
einbarung zu Punkt 12 der gedruckten Tagesord- 
nung: 

Dritte Beratung des Entwurfs eines Neunten Ge- 
setzes zur Änderung des Umsatzsteuergesetzes 
(Drucksachen 3511, zu 3511, 2077, 2419, 2611); 

a) Bericht des Haushalts ausschusses (18. Aus- 
schuß) gemäß § 96 (neu) der Geschäftsordnung 
(Drucksache 3717); 

b) Zusammenstellung der Beschlüsse in zweiter 
Beratung (Drucksache 3690). 

(Erste Beratungen: 130., 149., 162. Sitzung; zweite 
Beratung: 216. Sitzung.) 

(Abg. Krammig: Zur Geschäftsordnung!) 

— Zur Geschäftsordnung hat Herr Abgeordneter 
Krammig das Wort. 

Krammig (CDU/CSU): Herr Präsident! Meine 
sehr verehrten Damen und Herren! Wie Sie aus 
Drucksache 3717 ersehen, konnte der Haushaltsaus- 
schuß für die Beschlüsse .der zweiten Beratung 
(ß) keine Deckung finden. Nun liegt Ihnen auf Um- 
druck 1287 ein Änderungsantrag vor, der die strit- 
tigen Beschlüsse der zweiten Lesung, die Gegen- 
stand der Finanzvorlage nach § 96 (neu) der Ge- 
schäftsordnung waren, wieder rückgängig machen 
möchte. Ich würde nun der Ökonomie wegen Vor- 
schlägen, daß wir zunädist über diesen Änderungs- 
antrag Umdruck 1287, der die beiden Beschlüsse 
rückgängig machen will, abstimmen. Dann brauch- 
ten wir die Frage der Deckung nidit mehr zu be- 
handeln. Sollte der Antrag Umdruck 1287 abge- 
lehnt werden, müßte, da der Haushaltsausschuß in 
Drucksache 3717 keinen Deckungsvorschlag machen 
konnte, aus dem Haus heraus ein Deckungsvor- 
sdilag gemacht werden. Das hätte aber nach § 96 
(neu) Abs. 3 'der Geschäftsordnung zur Folge, daß 
der Gesetzentwurf erneut an den Haushalts aus^ 
schuß zurückverwiesen werden muß. Damit würde 
unter Umständen die Verabschiedung des Gesetzes 
überhaupt gefährdet. Wir sind uns aber in- der gro- 
ßen Mehrheit in diesem Hause darüber einig, daß 
zum mindesten das Gesetz nach den Beschlüssen 
des Ausschusses mit den wenigen kleineren Ver- 
besserungen, die haushaltswirtschaftlich nicht ins 
Gewicht fallen, verabschiedet werden sollte. Des- 
wegen schlage ich vor, zunächst über den Antrag 
Umdruck 1287 zu verhandeln und abzustimmen — 
bei Annahme dieses Antrages wäre die Deckungs- 
frage erledigt — und über die Deckungsfrage, wenn 
der Antrag nicht angenommen werden sollte, erst 
nachher zu sprechen, 

Vizepräsident Dr. 3aeger: Zur Geschäftsordnung 
der Abgeordnete Dr. Gülich. 

Dr. GUiich (SPD): Herr Präsident! Meine Damen 
und Herren! Ich glauibe nicht, daß wir dem Beschluß 


des B'umjdestages der vorigen Woche auf geschätfts- (Ci 
ordnungsmäßiigem Wege labwürgen könniem. Es ist 
durchaus strittig, db ^es siich materiell lum eine 

Finanzvorlage gemäß § 96 der Geschäftsordnung 

handelt. 

Die Au,sfalls(beriechmiung des Biundesifinainzmiini- 
steriums — Ümsatzsteuerermäßigung auf Bücher 
und bestimmte Arten von Zeitschriften — 'ergab 
zunächst 40 Millionen DM. Dann wurde sie auf 
meine kritischien Anmerkunigen im Haush'altsafus- 
schuß auf 30 Millionen DM reduziert. Nach der 
Sitziunig ides Haushialtsausischuss'es hat dias Bundes- 
finanzministerium ohne Auftrag no:ch einmal ge- 
rechnet. Das Ergeibnis -ist die jetzige Vorlage vom 
3. Juli, die den Ausfall lemieut medrigter, nämlich 
auf 25 Millionen DM ibeziffert. Der Börsenverein 
der Deutschen Buchhändler ikommt in seinen Be- 
rechnungen auf miaximial rund 17 Millionen DM. 

Ich bin der Meinung, daß innerhalb eines Uims:at:z- 
steueraufkommens, idas (mit I 2 V 2 Milliarden DM 
veranschlagt ist, teine »Siumme von 17 od'er meänet- 
wegien lauch 25 Millionen DM — die aber (nicht 
praktisch wird — gar nicht 'ins Gewicht fällt. 
Besser ausgedrückt: die Schwankungen innerhalb 
der einzelnen Sparten (der Umsatzsteuer sind auf 
den verschiedensten Lebensibereicben so erheblich, 
daß /der Berechnung lals solcher gar nicht solches 
Gewicht zukommt. 

Die Finanzpolitischen Mitteilungen vom 3. Juli 
bringen aus der Feder ides Chefs der Haushialts- 
abteilung des Btundesfinanzministeriums, Mini- 
sterialdirektor Dr. Viaion, eine interessante Bewer- 
tung des § 96 GO: 

§ 96 (neu) (der Geschäftso;rdnung des Deutschen 
Bundestages (hat in miancher Hinsicht erfolg- (D) 
reich wirken, die (große Ausgabenfluit -aber 
nicht bremsien können. Immer offenkundiger 
wird, daß die neue Vorschrift sich ausgezeich- 
net zur Tötung unerwünschter kleiner und 
mittlerer Anliegen eiginet, vor den großen poli- 
tischen Entscheidungen aber kapitulieren onuß. 

Darum hiandelt es ich hier. Es sollte aus dem An- 
trag der Kollegen Kroll und Genossen eine Finanz- 
vorlage gemacht werden, obwohl bei viel größeren 
Posten kein Ruf nach § 96 gehört werden konnte. 
Herr Kollege Krammig (glaubt, diaß die Vorlage 
gegebenenfalls erneut lan iden Haushai tsiausischuß 
zu ülberweisen ist; diies scheint imir nicht richtig zu 
sein. Vielmehr scheint es mir angesichts des kiul- 
tuirpolitischen Anliegens, das lieh in der vorigen 
Woche begründet habe, angesichts (der Tatsache, 
daß es sich finanziell um eine Biagatelle handelt, 
richtig zu sein, den Antrag dies Kollegen Krammig 
abzulahnen. 

Vizepräsident Dr. üaeger; Meine Damen und 
Herren, ich würde Ihnen vorschlagen, daß wir 
diese Geschäftsordnungsauseinandersetzung mög- 
lichst vierkfürzen. Die Angelegenheit ist nämlich, 
glaube ich, -auch auf eine (andere Weise lösbar. 
Wenn wir in die normale Behanidlung des Gesetzes 
eintreten, wierden wir sowieso zuerst über den An- 
trag auf Umdruck 1287 abzustimmen haben, weil 
er der einzige Änderungsantrag ist. Wird 'er lan- 
igenofmmen, 'erübrigt sich (alle Diskussion über /eine 
Deckunig. Wird er nicht angienommen, können wir 
uns (immer noch mit der Deckung befassen. 

Zur Geschäftsordnung hat zunächst ider Herr Ab- 
ige ordnete Miessner das Wort. 
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Dr. Miessner (FDP): Herr Präsident! Meine Da- 
nnen und Herren! Idi :giliaulbe, der Vorschl^ag des 
Herrn Präsidenten führt uns wirklich am sichnelh 
sten auim Ziel. Ich möchte 'ihn unterstützen. Im 
übrigen schließ>e ich mich den Aus-führunigen meiines 
Vorredners, des Kollegen Gülich, 'an. Es geht nicht 
an — und idas ist der Grunld, -weswegen ich hier 
namens meiner Fraktion das Wort ergr^edife — , lin 
Fällen von vierhältnlismäßig geringer finanzieller 
Bedeutung lein Anliegien der Mehrhieit 'des Hausse 
— denn schließlich siind die Besitimmuntgen übier 
die Bundfunkgebühren und über -die Bücher in 
zweiter Desung von der Mehrheit des Hauses so in 
den Gesetzentwurf ©ingefügt worden — dadurch 
beiseite zu schieben, daß man in dieser Weise von § 96 
der Geschäftsordnung Gelbrauch macht. 'Das führt 
zu leiiner .unumjschränkten Diktatur des 'Bundes- 
finanzministeriuims, dias natürlich j-ederaeit in der 
Lage ist, durch einzelne Abgeordnete dieses Hauses 
hier d-en Binw,and nach § 96 izu erhieiben. Herr Kol- 
leige Krammig, Siie haben das Haus jetzt darauf 
aufmeiiksiam gemiacht, daß 'womöglich idas ganze 
Gesetz entfällt, wenn es bei diesen Bastimmungien 
ibleibt. Darauf muß ich allerdings antworten: da- 
für tragen -dann diiej-enigen die Verantiwortung, die 
sich dazu hargegeben haben, im Hamen (des Bun- 
des finanTministers den Antrag lals Pinanzvorliage 
in der letzten (Sitzung einzubriinigen. Meine Damen 
und Herren, les geht nd'Cht lan, daß man vor der 
Drohung: „Dann geht das ganze Gesetz schief“ 
. jedesmal zurückschreckt. Dann können wir im 
Grunde nicht ein leinziiges M-al eine Bestimmung 
gegen -dien Willen des Bundesfinanzministers be- 
schließen. 

(Beifall rechts und in der Mitte.) 

(B) 

Vixepräsident Dr. laeger: Das Wort zur Ge- 
schäftsordnung hat der Abgeordnete Seuffert. 

Seuffert (SPD): Herr Präsident! Meine Damen 
und Herren! Es liegen uns vor der Änderungs- 
antrag Umdruck 1287 und ein Bericht des Haus- 
haltsaussdiusses auf Drucksache 3717. Für viele 
Abgeordnete wird sicherlich bei der Entscheidung 
über den Antrag auf Umdruck 1287 die Frage eine 
Rolle spielen, ob das Haus geneigt ist, dem Bericht 
des Haushaltsausschusses Drucksache 3717 beizu- 
treten oder nicht. Darüber muß Beschluß gefaßt 
werden. Nach § 96 (neu) der Geschäftsordnung hat 
sich 'der Haushaltsausschuß über die haushalts- 
mäßigen Auswirkimgen einer Vorlage zu äußern. 
Der Haushalts ausschuß gibt uns hier an, daß eine 
Mindereinnahme in Höhe von soundso viel zu er- 
warten isei. Ob das ein Grund ist, eine haushalts- 
mäßige Auswirkung anzunehmen, unterliegt der 
Beschlußfassung dieses Hauses. 

Die Frage, die wir hier zu entscheiden haben, ist 
also, ob wir die Beschlußfassung über den Bericht 
des Haushaltsausschiisses vor der Beschlußfassung 
über den Änderungantrag Umdruck 1287 vorneh- 
men oder, was meines Erachtens genauso geht, ob 
wir zuerst über den Änderungsantrag Umdruck 
1287 beschließen, wobei in der Diskussion dieser 
Anträge die Gesichtspunkte der Haushaltslage 
■praktisch bereits auch berührt werden müssen, imd 
dann einen Beschluß über den Bericht des Haus- 
haltsausschusses Drucksache 3717 nur in dem Falle 
fassen, daß der Änderungsantrag Umdruck 1287 
abgelehnt werden sollte. 


Vizepräsident Dr. 7aeger: Meine Damen und 
Herren, in § 96 (neu) heißt es: 

Kann der Haushaltsausschuß einen Deckungs- 
vorschlag nicht mtachen, 

— das ist offensichtlich hier der Fall — 

dann wird die Vorlage dem Bundestag vorge- 
legt, 'der nach Begründung durch einen An- 
tragsteller lediglich über die Möglichkeit einer 
Deckung berät und beschließt. 

Die geschäftsordnungsmäßig Einfachste Möglich- 
keit, zu beraten und zu beschließen — ob sie poli- 
tisch zweckmäßig ist, ist eine ganz andere Frage; 
das habe ich nicht zu entscheiden — , ist natürlich, 
die anstößigen Bestimmungen, die angeblich einen 
Mehraufwand hervorrufen, zu beseitigen. Das ist 
beantragt. Ich glaube, wenn wir darüber abge- 
stimmt 'haben, sehen wir klarer. 

(Zustimmung.) 

— Gut, dann sind wir darüber einig, daß wir zu- 
erst über den Änderungsantrag Umdruck 1287 — 
ich werde Art. 1 aufrufen — abstimmen. 

(Zuruf rechts: Zuerst debattieren!)- 

— Zuerst debattieren und dann abstimmen? Gut, 
dann treten wir in die Aussprache zu Art. 1 und 
dem Änderungsantrag Umdruck 1287 ein. — Das 
Wort hat 'der Abgeordnete Krammig. 

Krammig (CD'U/CSU): Herr Präsident! Meine sehr 
verehrten Damen -und Herren! Ich möchte nicht 
eine Sachdebatte eröffnen, sondern nur ganz kurz 
darauf hinweisen, daß sowohl die Frage der Frei- 
stellung der 'Rundfunkgebühren von der Umsatz- 
steuer .als auch die Frage der Freistellung von 
Büchern und Zeitschriften — zunächst ganz allge- 
mein und dann eingeschränkt auf Fachzeitschriften 

— Gegenstand von Erörterungen im Unteraus- 
schuß „Umsatzsteuer“ gewesen ist. 

Der Unterausschuß „Umsatzsteuer“, der sich ins- 
gesamt etwa zwei Jahre lang um verschiedene ge- 
setzgeberische Vorhaben bemüht hat, hat diese 
Fragen sehr eingehend geprüft und ist zu einem 
able'hnenden Vorschlag an den Finanz- und 
Steuer ausej’chuß gekommen. Der Finanz- und Steuer- 
ausschuß ist in seiner Mehrheit idem Vorschlag des 
Unterausschusses beigetreten. 

Erst als der Gesetzentwurf hier zur Beratung 
stand, wurden diese neuen Anträge — 'das Recht, 
solche zu stellen, ist niemandem in diesem Hause 
verwehrt — eingebracht. Damit wurde 'die Vorlage 
eine Finanzvorlage. Wäre der amtierende Präsi- 
dent damals entsprechend der Geschäftsordnung 
verfahren, hätten diese Anträge nach ihrem Aufruf 
nach § 96 (neu) der Geschäftsordnung sofort dem 
Haushaltsausschuß überwiesen werden müssen. 

Herr Kollege Dr. Miessner, es handelte sich bei 
meiner Intervention damals bei der zweiten Les'ung 
gar nicht darum, einen Auftrag des Herrn Bundes- 
finanzministers zu erfüllen, sondern darum, der 
Geschäftsordnung dieses Hauses gerecht zu werden. 
Wenn wir uns nicht an unsere uns selbst gegebene 
Geschäftsordnung halten wollen, haben wir meines 
Erachtens das Recht verloren, hier zu arbeiten. 
Darum ist es damals gegangen. 

Nun stehen wir vor folgender Situation. Es ist 
richtig, daß das Bundesfinanzministerium, zumal 
da der Antrag betreffend Bücher und Fachzeit- 



13262 


2. Deutscher Bundestag — 223. Sitzung. Bonn, Donnerstag, den 4. Juli 1957 


(Krammig) 

(A) Schriften noch einmal umformuliert worden, ist, die 
Berechnungen erneut überprüft hat. Dabei hat sich 
gegenüber dem zuerst angenommenen Einnahme- 
ausfall eine Verminderung um 5 Millionen DM er- 
geben. Nach wie vor bleibt aber die Tatsache be- 
stehen, daß bei Auf rech terhaltimg der Beschlüsse 
aus der zweiten Lesung der Gesamtausfall insge- 
samt 40 Millionen DM ausmacht. Ich war auch vom 
Haushaltsausschuß beauftragt, diese Berichtigung 
hier bekanntzugeben. Ich muß sie vorwegnehmen, 
weil zunächst über Umdruck 1287 gesprochen wird. 

Nur aus diesen Gründen — nicht weil wir den 
Anliegen dieser beiden Anträge aus grundsätz- 
lichen Erwägungen nicht zustimmen könnten — , 
nur um die Verabschiedung des Neunten Gesetzes 
nicht zu gefährden, stellen wir den Streichungs- 
antrag. Denn die im Entwurf des Neunten Gesetzes 
ansonsten enthaltenen Bestimmungen scheinen uns 
von so großer wirtschaftlicher Bedeutung zu sein, 

' daß es nicht verantwortet werden kann, das Gesetz 
an diesen beiden Anträgen scheitern zu lassen. 
Deswegen — und nur deswegen — bitte idi Sie, 
dem Antrag Umdruck 1287 zuzustimmen. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Das Wort hat der Ab- 
geordnete Dr. Gülich. 

Dr, Gülich (SPD): Herr Präsident! Meine Damen 
und Herren! Wir kommen nicht um die Frage her- 
um, ob das Haus seinen Beschluß von der vorigen 
Woche, daß es sich nicht um eine Finanzvorlage 
handelt, auf re<ht erhalten will oder ob es jetzt die 
Geschäftsordnung bemühen will. 

(B) (Abg. Krammig: Der Beschluß ist durch 
das Haus revidiert worden! — Darf ich 

eine Zwischenfrage stellen?) 

— Bitte schön! 

Vizepräsident Dr. }aeger: Das Wort zu einer 
Zwischenfrage hat der Abgeordnete Krammig! 

Krammig (CDU/CSU): Herr Professor Dr. Gülich, 
ist Ihnen denn entgangen, daß das Haus seinen 
Beschluß, es handele sich nicht um eine Finanzvor- 
lage, am darauffolgenden Tage auf interfraktionell 
gefaßten Beschluß des Ältestenrates revidiert und 
die Beschlüsse der zweiten Lesung als Finanzvor- 
lage an den Haushaltsausschuß überwiesen hat? 

Dr. Gülich (SPD): Es ist mir nicht entgangen, daß 
dank Ihrer rührigen Aktivität am nächsten Tage 

(Zurufe in der Mitte: Bravo! — Abg. 

Krammig: Dafür bin ich ja hier!) 

— ja, voll anerkannt! — die Sache nochmals an 
den Haushaltsausschuß überwiesen worden ist. Ich 
habe auch nichts dagegen eingewendet. Nun hat 
der Haushaltsausschub mit Mehrheit den Charakter 
der Finanzvorlage bejaht. Auf wie schwachen 
Füßen die Sache steht, geht schon daraus hervor, 
daß während der Haushalts ausschußsitzung auf 
Grund meiner Kritik der Leiter der Steuerabtei- 
lung des Bimdesfinanzministeriums in seinen 
Schätzungen unsicher wurde und mit ihnen erheb- 
lich herabging und daß er in einer nach der Sitzung 
des Haushaltsausschusses angestellten neuen Aus- 
fallberechnung wiederum heruntergegangen ist, 
nunmehr auf 25 Millionen DM. 


In dieser neuen Ausfallberechnung stecken aber ^ 
wiederum eine Reihe von Unklarheiten. Z. B. wird 
beim Musikalienhandel eine Zuwachsrate von 30 Vo 
angenommen; dabei ist die Frage nicht geklärt, ob 
die Schallplatten im Umsatz des Musikalienhandels 
drin sind, und anderes mehr. Es ist eine Ausfall- 
berechnung auf unsicherer Basis, während die 
Ausfallberechnung des Börsenvereins deutscher 
Buchhändler augenscheinlich sicherere Grundlagen 
hat. Der Börsenverein kommt zu dem Ergebnis, 
daß es sich um maximal 17,1 Millionen DM handeln 
würde. 

Ich wiederhole: Der § 96 der Geschäftsordnung 
wird strapaziert, wo man will, und er wird gar 
nicht angewendet, wenn sogenannte große politische 
Entscheidungen vorliegen 

(Sehr richtig! bei der FDP und beim 
GB/BHE) 

oder wenn Standpunkte großer Interessenten aus- 
schlaggebend sind. 

Der Staatssekretär des Bundesministeriums der 
Finanzen hat darauf hingewiesen, daß nicht alle 
europäischen Länder die Umsatzsteuerbefreiung 
für Bücher hätten; er hat insbesondere die Schweiz 
angeführt. Nach der Debatte habe ich dann in der 
„Neuen Zürcher Zeitung“ gelesen, daß die Schweiz 
gerade dabei ist, die Umsatzsteuer für Bücher zu 
beseitigen — ja, Herr Bundesfinanzminister — , 
weil sie die große kulturpolitische Bedeutung des 
Problems erfaßt hat. Angesichts einer so wichtigen 
Frage wollen wir uns hier so kleinlich zeigen? 

Herr Kollege Krammig, die neuen Ausfallberech- 
nungen des Bundesfinanzministeriums haben nichts 
mit einer unklaren Fa^ung des Antrags zu tun. (D) 
Der Antrag sah und sieht vor, Bücher überhaupt 
und Fachzeitschriften nach Maßgabe einer Rechts- 
verordnung zu befreien. Ich habe dem Bundes- 
finanzministerium meine guten Dienste bei der 
Ausarbeitung einer solchen Rechtsverordnung an- 
geboten. Es ist nämlich nicht gleichgültig, was in 
die Verordnung auf genommen wird und was nicht. 
Daß ich Interessent bin, wird niemand behaupten. 

(Abg. Krammig: Wir aber auch nicht, 

Herr Professor!) 

— Das habe ich nicht gesagt, Herr Kollege! 

(Abg. Krammig: Sie haben vorhin von den 
großen Interessenten gesprochen!) 

— Ich habe gesagt: wir haben genug Vorlagen hier 
im Hause behandelt, bei denen es um Hunderte von 
Millionen ging, wo nicht behauptet worden ist, sie 
seien ihrem Charakter nach eine Finanzvorlage 

i(Abg. Krammig: Und dann haben Sie von 
den Interessenten gesprochen!) 

— jawohl! — imd daß große Interessentenwünsche 
ausschlaggebend gewesen sind. Das habe ich nicht 
zu bedauern und nicht zurückzunehmen. 

{Abg. Krammig: Aber ich bedauere, daß 
Sie das sagen!) 

Ich bitte also dringend, den Antrag Umdruck 1287 
abzulehnen, damit es bei dem Beschluß, den das 
Haus in der vorigen Woche mit Mehrheit gefaßt 
hat, verbleiben kann. 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Das Wort hat der Ab- 
geordnete Dr. Becker. 
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(A) or. Becker (Hersfeld) (FDP): Meine sehr geehrten 
Damen und Herren! Ich möchte zu der Frage der 
Anwendung des § 96 der Geschäftsordnung spre- 
chen. Diese Frage ist in den letzten Tagen und 
Wochen hier schon mehrfach angeklungen. Ich 
glaube, daß wir uns darüber mal grundsätzlich 
klarwerden sollten. 

Es gibt eine Möglichkeit, den § 96 in einer an- 
deren Form zu einer viel besseren Anwendung zu 
bringen. Wir haben das gelernt, als wir uns vor 
einigen Jahren auf der Grundlage einer euro- 
päischen Verfassung darüber Gedanken gemacht 
haben. Aber am drittletzten Tage dieser Session 
darüber zu sprechen würde zu weit führen. 

Also zunächst einmal zum § 96. Ich bin der Mei- 
nung, die Regierung hat niemals das Recht, sich auf 
den § 96 zu berufen; denn er ist ein Teil der 
Geschäftsordnung. Wenn die Regierung ihrerseits 
finanzielle Einwendungen erheben möchte, soll sie 
mit Art. 113 des Grundgesetzes arbeiten. Das ist 
dann offen und klar. • 

(Beifall bei der FDP und der SPD.) 

Ich gehöre mit zu den Initiatoren des früheren 
§ 96. Der Gedanke war folgender: Für konkrete 
Einzelvorlagen, die finanzielle Aufwendungen 
außerhalb des Haushalts für das laufende Ge- 
schäftsjahr bringen, sollte eine Bremse eingebaut 
werden. Aber es war niemals beabsichtigt, daß, 
wenn das Haus irgendwelche Steuergesetze berät, 
Anträge auf Herabsetzung von Steuern oder auf 
andere Gestaltung des Steuerrechts überhaupt 
dadurch sollten abgebremst werden können, daß 
man sagt, dadurch entstehen Mindereinnahmen. 
Sie können höchstens folgendes sagen: Vielleicht 
® tritt für das laufende Geschäftsjahr eine Minderung 
ein. Aber Sie können mit dem Hinweis auf diesen 
Paragraphen der Geschäftsordnung niemals die 
Fortbildung des Steuerrechts in diesem Hause 
unterbinden, sondern es gilt der Steuersatz, der 
beschlossen wird. Wenn der Einwand richtig sein 
sollte, daß ein Steuergesetz nicht in das laufende 
Etatjahr eingreifen darf, dann darf es bestimmt 
vom 1. April kommenden Jahres an eingreifen. Das 
ist sicher, und das möchte ich einmal festgestellt 
haben. 

ifBeifall bei der FDP und bei der SPD.) 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Das Wort hat der Ab- 
geordnete Seuffert. 

Seuffert (SPD): Herr Präsident! Meine Damen 
und Herren! Der Herr Kollege Krammig hat hier 
vorgetragen, die Verabschiedung der Umsatzsteuer- 
novelle sei gefährdet, wenn der Antrag Umdruck 
1287 nicht angenommen würde, weil die Vorlage 
dann noch einmal an den Haushaltsausschuß kom- 
men müßte. Ich möchte dem mit allem Nachdruck 
widersprechen; so ist die Lage nicht. Diesem Haus 
liegt ein Bericht des Haushaltsausschusses vor, 
welcher nach der Geschäftsordnung vorgeschrieben 
ist. Über diesen Bericht müßte .abgestimmt werden; 
denn es ist doch in keiner Verfassung und auch 
sonst nirgends vorgesehen, daß in irgendeiner 
Sachfrage ein Ausschuß das Plenum binden kann. 
Wir werden also über diesen Bericht gegebenen- 
falls abzustimmen und festzustellen haben, ob auf 
Grund der Daten, die uns der Haushaltsausschuß 
gibt, eine Veränderung der Haushaltslage gegeben 
ist. 


Im übrigen möchte ich mich grundsätzlich den (C) 
Ausführungen meiner Vorredner, insbesondere de- 
nen des Kollegen Becker, anschließen. Niemals ist 
daran gedacht worden, Anträge innerhalb einer 
Gesamtsteuernovelle, ob sie nun am Gesamtergeb- 
nis geringe Änderungen nach oben oder nach unten 
bringen, nach § 96 der Geschäftsordnung zu be- 
handeln. Dies zur Geschäftsordnungs- und Rechts- 
lage. 

Wie ich vorhin schon sagte, meine Damen und 
Herren, werden wir bei der Beratung des Antrags 
Umdruck 1287 den Bericht des Haushaltsausschus- 
ses und die Haushaltstage in die Diskussion einbe- 
ziehen müssen. 

Zu der Frage der Rundfunkgebühren berichtet 
Ihnen der Haushalt sausschuß auf Grund von Schät- 
zungen des Bundesfinanzministeriums, es werde 
sich eine Mindereinnahme in Höhe von 15 Millio- 
nen DM ergeben. Zunächst: Das Plenum wird zu 
entscheiden haben, ob bei einer Steuer im Volu- 
men von jährlich insgesamt 12,5 Milliarden DM 
eine Verminderung um schätzungsweise 15 oder 20 
bis 30 Millionen DM — das gilt für die Bücher — 
für die Haushaltstage überhaupt eine Rolle spielen 
kann. 

Was die 15 Millionen DM Umsatzsteuer auf 
Rundfunkgebühren anlangt, so wird bei der Berech- 
nung — das stelle ich nach den Verhandlungen im 
Haushaltsausschuß fest — die Versteuerung auch 
des Postanteils an den Rundfunkgebühren ins Auge 
gefaßt, also des Anteils, der den Rundfunk anstal- 
ten überhaupt nicht zufließt. 

(Abg. Krammig: Es sind immer Brutto- 
berechnungen, Herr Kollege!) 

— Das ist eben die Frage, die sollten wir gerade 
durch die in der zweiten Lesung beschlossene Ge- 
setzesänderung klarstellen. Auch der Postanteil soll 
hier besteuert werden. 

Es ist weiterhin allgemein bekannt, daß diese 
Steuern gestundet sind und mindestens bis zur 
Entscheidung in Rechtsmittelverfahren gestxmdet 
bleiben. Wann diese Entscheidung erfolgt, ist noch 
gar nicht abzusehen. Diese Steuern können also 
schon aus diesem Grunde auf die Haushaltslage 
dieses Jahres keinen Einfluß haben. 

(Sehr richtig! bei der FDP.) 

Und schließlich: auch wenn die Rechtsmittelver- 
fahren zugunsten des Bundesfinanzministeriums 
ausgehen sollten, ist durchaus nicht beabsichtigt, 
diese Steuern einzuziehen. Das Bundesfinanzmini- 
sterium hat wiederholt erklärt, es denke nicht im 
Emst daran, diese Steuern zu erheben, vielmehr 
wolle es sie nur als Verrechnungsposten für den 
mit den Ländern abzuschließenden Vertrag über 
die Rundfunkanstalten in Vorrat haben. Ich bin 
der Ansicht, daß es nicht notwendig ist, im Hin- 
blick auf solche Vertragsverhandlungen S teuer pro- 
zesse zu führen und Beträge — Millionenbeträge 
jahrelang auf Sperrkonto zu halten. Der Bun- 
destag und die deutschen Landtage, die den Ver- 
trag zu genehmigen haben werden, haben genug 
Gedächtnis, um bei der Abfassung des Vertrages 
auch ohne solche bürokratischen Vormerkungen zu 
wissen, was richtig und was gerecht ist. Man sollte 
sich daran erinnern, daß die Welt nicht nur von 
Bürokraten regiert wird. 

Ich bitte, den Antrag Umdruck 1287 abzulehnen. 
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(A) Vizepräsident Dr. JaegeV: Das Wort bat der Ab- 
geordnete Ritzel. 

RiUel (SPD): Herr Präsident! Meine Damen und 
Herren! Die Ausführungen des Herrn Kollegen 
Dr. Becker haben in mir die Erinnerung an die Si- 
tuation wachgerufen, die wir in den letzten Tagen 
bis gestern Spätnachmittag im Haushaltsausschuß 
gehabt haben. Der Haushaltsausschuß ist durch die 
Anwendung des von der Regierung ersatzweise für 
den Art. 113 des Grundgesetzes gesteuerten § 96 
(neu) der Geschäftsordnung — wie ich es gestern 
im Haushaltsausschuß ausgesprochen habe und ein 
anderer Kollege noch vor mir — zu einer Art von 
Scharfrichter geworden. Es ist nicht der Sinn der 
Bestimmung des § 96 (neu), den Haushaltsausschuß 
in diese Lage zu drängen. 

Herr Kollege Krammig, es ist völlig verfehlt, den 
§ 96 Abs. 3 bei einer Steuemovelle zur Anwendung 
zu bringen. Dieser Gedanke ist bei der Schaffung 
des § 96 (neu) niemals in Erwägung gezogen wor- 
den. Der entscheidende Anwendungsfall ist viel- 
mehr der, daß, wenn im Rahmen eines bereits ver- 
abschiedeten Haushalts für eine neue Vorlage in 
einer speziellen Angelegenheit Mittel erforderlich 
sind, geprüft werden muß, ob diese Mittel vorhan- 
den sind oder eine Deckung beschafft werden kann. 
Bei einer Steuernovelle ist die Situation grund- 
anders. 

(Abg. Dr. Becker [Hersfeld]: Sehr richtig!) 

Ich möchte das, was Herr Professor Gülich ge- 
sagt hat, an Hand eines Beispiels unterstreichen. 
Das Hohe Haus hat sich dieser Tage etwas gelei- 
stet, was diejenigen, die für den § 96 (neu)' so be- 

(B) geistert sind, eigentlich in Schrecken versetzen 
müßte. Dem Hohen Haus lag der Entwurf eines 
Zweiten Gesetzes über Maßnahmen auf dem Ge- 
biet des Verkehrsrechts — Drucksache 2768 — vor, 
Stichwort „Verkehrssünderkartei“. Aufwand: etwa 
1,2 Millionen DM. Die Vorlage wurde von dem 
Herrn Präsidenten des Bundestages nach Beratung 
im Ältestenrat auf Grund Beschlusses des Plenums 
gemäß § 96 (neu) dem Haushaltsausschuß zugewie- 
sen. Das Haus hat sich darüber hinweggesetzt imd 
hat die Vorlage verabschiedet, ohne die Stellung- 
nahme des Haushaltsausschusses abzuwarten. 

Es gibt Dinge — Herr Professor Gülich hat zu 
Recht zitiert, was Herr Ministerialdirektor Dr. 
Viaion in der neuesten Nummer des Bulletins aus- 
geführt hat — , die allzu peinlich darauf hindeuten, 
daß der § 96 (neu) einerseits dazu dient, unange- 
nehme Vorlagen zu töten, und andererseits nicht 
angewandt wird, wenn es sich um angenehme Vor- 
lagen handelt. 

(Abg. Dr. Miessner: Diktatur des Finanz- 
ministers!) 

Ich darf Sie bei dieser Gelegenheit noch auf et- 
was Weiteres aufmerksam machen. Heute oder 
morgen kommen wir vielleicht noch zu dem Be- 
richt Drucksache 3719. Das ist ein Bericht des Haus- 
haltsausschusses betreffend die Neuregelung im 
Bereich des Art. 131 des Grundgesetzes, auch ein 
Fall der Auseinandersetzungen um die Interpreta- 
tion des § 96 (neu). Diese Vorschrift bedarf drin- 
gend einer Bereinigung und Überarbeitung. In 
striktem Gegensatz zu der Entstehungsgeschichte 
des § 96 (neu) und zu seinem Wortlaut wird der 
Versuch gemacht, die Kompetenz des Haushalts- 
ausschusses in Fragen des § 96 (neu) auch auf 


kommende Jahre auszudehnen. Meine Damen und (C) 
Herren, schlagen Sie einmal an Ihre Brust und fra- 
gen Sie sich, wieviel Vorlagen mit Millionen- und 
Milliardenaufwendungen dieses Hohe Haus verab- 
schiedet hat, ohne die Frage der Auswirkungen auf 
kommende Haushaltsjahre nach § 96 (neu) zu 
stellen! 

(Abg. Dr. Keller: Das waren die genehmen 
Vorlagen!) 

Ich bin durchaus objektiv imd stelle fest, daß die 
Frage der Ausdehnung eines neuen § 96 in Form 
einer vermehrten und gesteigerten Verpflichtung 
zur Prüfung der Auswirkungen auf die Haushalte 
kommender Jahre eine sehr ernste Auseinander- 
setzung erfordert. Sie ist um so mehr erforderlich, 
als die Politik der Bundesregierung praktisch zu 
einer Versteinerung des Haushalts geführt hat; er 
hat kaum noch eine nennenswerte Beweglichkeit 
aufzuweisen. Aber Sie sollten eine solche Bagatell- 
sache — ich bedauere, daß ich in dem betreffen- 
den Augenblick im Haushalts ausschuß nicht anwe- 
send war — nicht dazu benutzen, den § 96 Abs. 3 
in einer Weise zu strapazieren, die sich weder mit 
dem Wortlaut noch mit dem Geist der betreffen- 
den Materie vereinbaren läßt. 

(Beifall bei der SPD, beim GB/BHE imd 
bei der FDP.) 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Das Wort hat der Ab- 
geordnete Dr. Miessner. 

Dr. Miessner (FDP): Herr Präsident! Meine Da- 
men und Herren! Die Strapiazierung des § 96 geht 
sehr weit. Wir haben es an den letzten Monaten im 
Finanz- und (Steuer ausschuß mehr und mehr ler- (D) 
lebt, daß dann, wenn es dem Finanzministerium 
nicht recht war, daß sich ifür irgendeine Bestim- 
mung eine Mehrheit gefunden hatte, noich in der 
Ausschußsitzung die Methode der Einschaltung des 
Haushaltsausschusses 'angewandt 'wurde mit dem 
Ziel, die ganze Sache übier § 96 zu torpedieren. 

(Abg. Dr. Becker fHiersfeld] : Für Steuer- 
gesetze hat er gar keine Biedeutung!) 

Ich möchte nameins meiner Fraktion 'ausdrücklich 
gegen diese Methode protestieren. 

Im vorliegenden Fall müssen w'ir unterscheiden 
die Frage (der Steuerpflicht für Rundfunkgebühren 
und für Bücher und Zeitschriften. Bei den Büchern 
und Zeitschriften ist es unbestritten, daß sie zur 
Zeit der Besteuerung amterliegen. Hier müßte man 
also mit einem Umsatzsteuerausfall rechnen. Den- 
inoch hatte sich die Mehrheit entschlo'ssen, hier eme 
Sonderregelung zu treffen. 

Bei (der lUmisiatzsteuer für die Rundfunkgebühren 
ist ’diie Rechtslage lalber iganz landers. Hier handelt 
les sich — denken Sie an die Debatte von vor eini- 
gen Taigen — um eine noch offene Rechtsfrage, 
und der Bundestag wollte sie im dieser Lage so 
oder so entscheiden. Es handelt sich um die nach 
idem deutsichen Recht bisher nicht kl^ar entschiedene 
Fraige, ob es sich bei den 'Gebühren des Rundfunks 
lum öffentliche Gebühren im ledgentlichen Sinne 
handelt. Sind les öffentliche Gebühren, 'dann sind 
sie ohnehin schon uamsiatzs teuerfrei, sind sie es 
nicht, dann sind sie steoxerpfUchtiig. Wie gesagt, (ge- 
rade diese Frage ist bisher noch nicht entschieden. 

Es ist idurchaius denkbar, daß in einer letzten Ent- 
scheidung (die Steuerfreiheit der Rundfunkgebüh- 
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(Dr. Miessner) 

ren fiestigestellit wind. Dann, meine Damen und Her- 
ren, kann von einem Ausfall überhaupt mcht die 
Rede sem. 

Ich besitreite, daß das Bunidesiinanzministeiüii^ 
berech tilgt war, für die völlig zweifelhafte Umsatz- 
steuer für iRundfunkgebühren einen geschätzten 
Betrag auf der Einna'hmeseite des Haushalts inner- 
halb 'des Aufkommens von 12 V 2 Milliarden einzu- 
isetzen. Ich bezweifle auch, daß das geschehen ist. 
Die Frage ist so offen und so ungeklärt, daß man 
eine Einnahme nicht ordnungsmäßig schätz'en kann, 
und eine 'unsichere Steuiereininahmie hätte man in 
die Schätzung gar nicht mit iednbeziehen dürfen. 

Ich möchte daher anregen, 'die beiden Fragen auf 
jeden Fall getrennt zu behandeln. iSo'weit es sich 
um 'die Rundfunkgebühren handelt, ist es über- 
'haupt keine Fmanzvorlage, weil wegen dier unsi- 
cheren Rechtslage keine Schätziung vorg,enommen 
■und daher auch nichts eingeplant werden konnte. 
Bei den Büchern und Zeitschriften allerdings han- 
delt es sich um leinen Ausfall von 30 Millionen DM. 

Ich bitte namens ider Fraktion der FD'P, den An- 
trag ider CDU lauf Umdruck 1287 in beiden Punk- 
ten abziulehoen. 

Vizepräsident Dr, laeger: Das Wort hat der Ab- 
geordnete Krammig. 

Krammig (CDU/CSU): Herr Präsident! Meine 
sehr verehrten Diamen und Herren! Ich möchte die 
Debatte nicht unnötig .au'fhalten. Daß der § 96 (neu) 
der Geschäftsordnung revisionstbedürftdg ist, dar- 
über sind wir uns alle einig. Wenn er sich aber nur 
auf Ausgabeerhöhungen, dagegen nicht auf Ein- 
nahmeminderungen erstrecken soll, idann -weiß ich 
nicht, ob er überhaupt no-ch einen Sinn hat. Der 
Gedanke, 'daß § 96 (neu) sich nicht .auf Einnahime- 
minderuingen beziiehen soll, ist mir nie gekom'men. 
Bisher war ich immer der Meinung, daß es eine 
Balance zwischen Einnahmen- und Ausgabeoiseite 
des Haushalts geben muß. Wenn Sie auf der Ein- 
nahmeseite etwias abstreichen, balancieren die 
Dinge nicht mehr. Infolgedessen muß sich der § 96 
(neu) wohl auch auf Einnahmeminderungen bezie- 
hen. Aber, wie igesagt, dtas können wir ja mal in 
einem Ausschuß und an einem anderen Tag klären. 
Verzeihen Sie das offene Wort von mir: Dieser 
§ 96 (neu) ist das typische Beispiel eines faulen 
Kampromisses un'd sonst gar nichts. 

Wir stehen aber vor der Tatsache, daß heute der 
§ 96 i(nieu) 'für ‘uns -gilt. Danach ergibt sich: Der 
Haushaltsausschuß miacht keinen Decknongisvor- 
schlag; kommt aus der Mitte des Hauses 'ein Dek- 
kungsvorsichliag, so geht die Vorlage lan den Haus- 
halitsausschuß zurück, der dann nach Abs. 3 dar- 
über beschließt, ob idie Sache in Ordnung geht. Ich 
habe schon eingangs gesagt, daß wir 'damit das Ge- 
setz gefährden würden. 

Herr KoRege Dr. 'Mi'essner, lein Wort zu Ihrer 
SteUungnahme wegen d'er Rundfunkgebühren. Ich 
verstehe nicht, daß ausgerechnet die FD'P, 'die doch 
sonst immer der Meinung ist, idaß, wienn irgendwo 
ein echter Wettbewerb vorliegt, die Leistungen 
auch entsprechend umsatzsteuerpflichtig sein sol- 
len, gerade den Rundfunk 'hinsichtlich der Gebiüh- 
ren von der Umsatzsteu-er ^freistellen will. — Und 
nun bitte ich Sie, 'Ihre Frage tan 'mich stellen. 

Seuffert (SPD): Herr Kollege Krammig, sind wir 
darüber einig, 


Vizepräsident Dr laeger: Moment, das Wort er- (C) 

teile idi. Zuerst ist -der Abgeordn'ete Mie'ssner mit 
seiner Frage dran. 

Dr. Miessner (FDP): Herr Krammig, Sie haben 
— „leider“ für Sie — nicht das Recht, mich von 
dort aus zu fragen; aber ich habe das Recht, Sie 
von hier aus zu fragen. 

Ich richte die Frage lan Sie, Herr Kriammig: Wie 
wollen Sie über meinen 'Einwand hinwiegkommen, 
daß es sich -bei den Rundfunkgebühren um eine 
völlig offene Rechtsfrage handelt, um eine Frage, 
die so strittig ist, daß man dafür keine E'inniahme- 
schätzung'en in id'en Haushaltseintwuirf übemehm'en 
durfte? Die 15 Millionen DM, die hier nachträglich 
errechnet worden sind, sind doch bisher in den 
12 V 2 Milliarden DM gar nicht dringewesen. Was 
meinen Sie dazu, Herr iKnammig? 

Krammig (CDU/CSU): Herr Kollege Dr. Miess- 
ner, wir kommen ja beide -aus ider Finanzverwal- 
tiung. Wir sollten daher eigentlich 'etwas von der 
Reichskassenordnung verstehen und wissen, daß 
auch gestundete Steuern im Soll stehen. Wenn der 
Anschlag im Haushalt -auf der Einnähmeseiite das 
Soll darstellt, müssen die 1'5 Millionen DM darin 
enthalten sein. 

Vizepräsident Dr. laeger: Herr Abgeordneter 
Seuffert zu -einer Frage. 

Seuffert (SPD): Herr Kollege Krammig, sind wir 
darüber einig, daß über .die Frage, db unter den 
gegebenen Verhältnissen eine Deckungsvorlage 
notwendig und eine haushaltsmäßd-ge Auswirkung 
gegeben ist, nicht der Hausha^sauisschuß, sondern 
dieses Haus nach Bericht des 'Hau^haltsausschusses (D) 
entscheidet? 

Krammig (CDU/CSU): Herr Kollege Seuff^ t, 
nadi dem Willen dieses Hauses steht dn § 96 (neu) 
der Geschiäftsohdnunig, daß, wenn der Haushalts- 
au'sschuß einen Deckungsvoirschliag nicht macht, eiln 
solcher laber laus 'der Mitte des Hauses eing'ebradit 
w:ird, die Sache erneut an den Haushalts ausschuß 
zurückgeht. Wenn 'danach der HauShaltsaussdiu-ß 
berichtet, kann idas' Haus seinen Deckungsvorschlag 
akzep'tieren. Wenn es das nicht tut, fällt die Vor- 
lage unter den Tisch. Das stöht in Abs. 3. 

(Abg. Seuffeirt: Eine Zusiatzfrage!) 

Vizepräsident Dr. laeger: Das Wort zu einer Zu- 
satzfrage hat der Abgeordnete Seuffert. 

Seuffert (SPD): Herr Kollege Krammig, ist es 
ri-chtig, daß der Haushaltsaussdiuß einen Bericht 
vorgelegt hat, über den dieses Haus Beschluß zu 
fassen hat? Ist es ferner richtig, daß sich der Haus- 
haltsausschuß nach § 96 (neu) über die haushalts- 
mäßigen Aiusiwirkungen der Vorlage zu äaißem hat 
und daß das Haus auf diese Äußerung hin über 
das, was zu igesch'^hen habe, Beschluß zu fassen 
hat? 

Krammig (CDU/CSU): Ja, das ist richtig. Wenn 
die Drucksache 3717 laufgerufien worden wäre, Herr 
Kollege Seuffert, dann hätte ich a;ls Berichterstat- 
ter ganz klar dargeleigt, warum der Haushaltsaus- 
schuß zu seinem Beschluß gekoonmen ist. Da diese 
Drucksache nicht 'aufgerufen ist und da ich die 
Damen und Herren nicht länger lau-fhialten wollte, 
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^ bin ich nicht dasnauif eingegaimgien, wiarium der Haiuis- 
haltßiaussichuß keinen DieckunigOTorsdilaig macht. 

[(BeijfiaM bei der CDU/CSU.) 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Das Wort hat der Ab- 
geordnete Dr. iGülich. 

Dr. Gülich (SPD): Herr Präsident! Meine Damen 
und Herren! Der Hauishaltsausschuß hat keinen 
Deckungsvorschlag gemacht, weil er in keinem Fall 
der Beratung laufender Steuergesetze Deckungs- 
varschläge macht. Das ist doch der Grund. Es ist 
von Herrn Kollegen Dr. Becker dargelegt worden, 
daß das ein grundsätzlicher Unterschied ist. Es ist 
eine sehr formale und sachlich „nicht zutreffende 
Betrachtung, Herr Kollege Krammig, wenn Sie 
sagen, wenn das Haus dem Bericht des 'Haushalts- 
ausschusses nicht zustimme, müsse erneut ‘an den 
Haushaltsausschuß verwiesen werden. 

(Abg. Krammig: Das steht in der 
Geschäftsordnung !) 

— Entschuldigen Sie mal! Hei der Fülle der Pro- 
bleme der Auslegung können wir das, was an Aus- 
legungsmöglichkeiten darin steckt, doch nicht jetzt 
im Plenum erörtern. Das soll späterhin geschehen. 
Es handelt sich heute darum, ob das Plenum bed 
einer Frage, bei der es si^ wie bei anderen 
S teuer gesetzen um einen minimalen Steuerausfall 
handelt, der vollkommen im Rahmen der 12^/2 Mil- 
liarden DM des Umsatzsteuersolls bereinigt wiird, 
seinen Beschluß von der vorigen Woche aufheben 
soll. 

{(Zuruf des Abg. Krammig.) 

— Sie sagen: Es hat keinen Zweck. Ich bin bereit, 
dieselbe Resignation zu äußern: Es hat gar keinen 
^ ^ Zweck mehr, zu verhandieln. Aber man muß doch 
auf Argumente antworten. Sagen Sie doch, bei 
welchen laufenden Steuergesetzen früher der 
Haushaltsausschuß in dieser Weise bemüht wor- 
den ist! 

i(Abg. Dr. Keller: Das kommt auf 
den Fall an!) 

Es handelt sich um eine unzulässige Strapazierung 
des '§ 96 (neu). 

{Abg. Krammig: Eine Frage bitte!) 

Vizepräsident Dr. laeger: Das Wort zu einer 
Frage hat der Abgeordnete Krammig. 

Krammig {CDU/CSU): Herr Professor Dr. Gülich, 
Sie können doch mich nicht dafür' verantwortlich 
machen, daß das Haus von dem § 96 (neu) in 
früheren Fällen keinen Gebrauch gemacht hat. 
Oder wollen Sie das? 

Dr. Güiich (SPD): Keineswegs! Ich mache Sie nur 
dafür v^erantwortlich, daß Sie jetzt den § 96 i(neu) 
in emer Weise strapazieren, wie Sie das früher 
nicht getan haben. 

Vizepräsident Dr. }aeger: Wortmeldungen lie- 
gen nicht mehr vor. Ich schließe die Aussprache 
ZU § 1. 

Dann kommen wir zur Abstimmung über den 
Änderungsantrag der Fraktionen der CDU/CSU, 
DPi(FVP) auf Umdruck 1287. Idi darf im ganzen 
a'bs'timmen laasien. 

{Abg. Kroll: Es war getrennte Abstimmung 
beitragt!) 


— Wenn zweifelhaft ist, wie «abzustimmen ist, ent- (C) 
scheidet der Antragsteller. Antragsteller sind die 
Fraktionen der CDU/CSU und 'der DP .(FVP). 

{Zurufe von der Mitte: Gemeinsiame 
Abstimmung!) 

— Sind die Anitragsteller einig? 

{Abg. Dr. Miessner: Nein!) 

— Sie sind doch nicht Antragsteller. 

{Abg. Dr. Miessner: Ich möchte laber 
dazu sprechen!) 

— Nach der Geschäftsordnung entscheidet im Zwei- ' 
fei der Antragsteller. Bei Gesetzesvorlagen ent- 
scheidet allerdings das Haus. Antragsteller sind die 
Fraktionen der CDU/CSU und der DP (FVP). Sie 
wünschen gemeinsame Abstimmung, also wird ge- 
meinsam abgestimmt. 

Wer zuzustimmen wünscht, den bitte ich um das 
Handzeichen. — Ich bitte um die Gegenprobe. — 
Meine Damen und Herren, ich muß die Abstim- 
mung wiederholen. Wer dem Antrag zuzustimmen 
wünscht, den bitte ich, sich zu erheben. — Ich 
bitte um die Gegenprobe. — Das erste war die 
Mehrheit; der Antrag ist angenommen. 

Dann lasse ich über Art. 1 mit der nunmehr be- 
schlossenen Änderung abstimmen. Wer zuzustim- 
men wünscht, den bitte ich um das Handzeichen. — 

Ich bitte um die Gegenprobe. — Das erste war die 
Mehrheit; es ist so beschlossen. 

Meine Damen und Herren, wir sind in der drit- 
ten Lesung. Weitere Änderungsanträge liegen nicht 
vor. Ich komme zur Schlußabstimmung. Wer dem 
Gesetzentwurf als Ganzem zuzustimmen wünscht, ■ 
den bitte ich, sich zu erheben. — Ich bitte um die 
Gegenprobe. — Keine Gegenstimme. Enthaltun- (D) 
gen? — Einige Enthaltungen. Bei einigen Enthal- 
tungen ohne Gegenstimmen angenommen. 

Wir kommen nunmehr zu den weiteren Anträgen 
des Anschusses, und zwar zuerst zu Nr. 2, den An- 
trag der FDP für erledigt zu erklären. — Dazu ' 
wird das Wort nicht gewünscht, es erfolgt auch 
kein Widerspruch. Dann ist so beschlossen. 

Unter Nr. 3 beantragt der Ausschuß, die zu die- 
sem Gesetzentwurf eingegangenen Petitionen für 
erledigt zu erklären. — Auch dazu wird das Wort 
nicht gewünscht. Widerspruch wird nicht erhoben; 
es ist so beschlossen. 

Damit kommen wir zu den Entschließungen. Drei 
Ergänzungsanträge sind gestellt worden. I(£ glaube, 
wir stimmen zuerst über die beiden Anträge ab, 
die uns der Ausschuß vorlegt. Wird hierzu das 
Wort gewünscht? — Erfolgt auch kein Wider- 
spruch? — Ich darf die einstimmige Annahme der 
vom Ausschuß in Nr. 4 vorgeschlagenen Entschlie- 
ßungen feststellen. 

Wir stimmen jetzt über den Antrag der Abge- 
ordneten Gibbert, Schlick, Dr. Eckhardt und Ge- 
nossen auf Umdruck 1184 ab. Wird das Wort ge- 
wünscht? — Das ist nicht der Fall. Wer zuzustim- 
men wünscht, den bitte ich um das Handzeichen. — 

Ich bitte um die Gegenprobe. — Keine Gegen- 
stimmen. Enthaltungen? — Bei einigen Enthal- 
tungen ohne Gegenstimmen angenommen. 

Ich komme zum nächsten Antrag, dem Ände- 
rungsantrag der Abgeordneten Lermer, Dr. Glas- 
meyer, Lahr, Weber (Untersontheim) und Genos- 
sen auf Umdruck 1268. — Das Wort wird nicht ge- 
wünscht. Wer zuzustimmen wünscht, den bitte ich 
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(Vizepräsident Dr. Jaeger) 

(A) um das Handzeichen. — Ich bitte um die Gegen- 
probe. — Mehrere Gegenstimmen. Enthaltungen? — 
Einige Enthaltungen. Mit Mehrheit angenommen. 

Nun komme ich zu dem Änderungsantrag Um- 
druck 1291, wonach eine Ergänzung des Antrags 
des Ausschusses um eine Nr. 5 gewünscht wird. 

(Zuruf von der Mitte: Das ist eine Ent- 
schließung, kein Änderungsantrag!) 

— Ich behandle diesen Änderungsantrag als selb- 
ständige Entschließung. Sie ist nur als Änderungs- 
antrag eingebracht. So geht es am einfachsten. 
Wenn Sie etwas ergänzen wollen, gehen Sie bitte 
an das Rednerpult. Dann können alle zuhören. 

Kroll ^(CDU/CSU): Ich bitte, in diesem Text das 
Komma hinter „Fachzeitschriften“ zu streichen und 
dafür ein Komma hinter „Büchern“ zu setzen. 

Vizepräsident Dr« Jaeger: Diese grammatikali- 
sche oder stilistische Berichtigung wird zur Kennt- 
nis genommen und zur Grundlage der Entscheidung 
gemacht. 

(Abg. Krammig: Sie ist materiell von 
Bedeutung!) 

Wer zuzustimmen wünscht, den bitte ich um das 
Handzeichen. — Ich bitte um die Gegenprobe. — 
Keine Gegenstimmen. Enthaltungen? — Bei einigen 
Enthaltungen ohne Gegenstimmen angenommen. 

Meine Damen und Herren, damit ist dieser Punkt 
der Tagesordnung erledigt. Es ist sowieso Zeit zur 
Mittagspause. Interfraktionell ist beantragt, die 
Mittagspause bis 17 Uhr auszudehnen. Ich gebe 
Ihnen von dieser Vereinbarung Kenntnis. — Wider- 
spruch erfolgt nicht. 

CB) 

Ich unterbreche die Sitzung bis 17 Uhr. 

(Unterbrechung der Sitzung von 12.59 Uhr 
bis 17.05 Uhr.) 

Vizepräsident Dr. Becker: Die Sitzung ist wieder 
eröffnet. 

Ich rufe den Punkt 18 der gedruckten Tagesord- 
nung auf; es ist der zweite Punkt in der heute 
morgen beschlossenen Reihenfolge der Tages- 
ordnung: 

Zweite und dritte Beratung von den Frak- 
tionen der CDU/CSU, FDP, DP, DA einge- 
brachten Entwurfs eines Zweiten Gesetzes 
zur Änderung des Gesetzes zur Regelung 
der Rechtsverhältnisse der unter Artikel 131 
des Grundgesetzes fallenden Personen 
(Drucksache 2255) 

a) Bericht des Haushaltsausschusses (18. Aus- 
schuß) gemäß § 96 (neu) der Geschäftsord- 
nung (Drucksache 3719); 

Berichterstatter: Abgeordneter Gengier 

b) Schriftlicher Bericht des Ausschusses für Be- 
amtenrecht (9. Ausschuß) (Drucksachen 3643, 
zu 3643, Nachtrag zu 3643); 

Berichterstatter: Abgeordneter Kortmann 
(Erste Beratung: 145. Sitzung.) 

Berichterstatter ist der Herr Abgeordnete Kort- 
mann. — Ich gebe ihm das Wort. 

Kartmann (CDÜ/CSU), Berichterstatter: Herr 
Prästident! Meirne Diamen (umd Herren! Nach der 


Verabschiielduinig der wichtiigen großen Beamiten-^^^ 
gesetze ider letzten Jahre — Soldatenversorgtmgs- 
gesetz, Perisoinialvertretiunigsgesetz, Beamtenrechts- 
rahmenigesetz, Be;amte{nbiesoildiujn.gsgesetz — legt 
Ihnen der Beaimtenrechtßiau'sschuß nunmehr als 
fünftes großes (beamtenpoliiti'sches ^ Gesietz den Ent- 
wurf eines Zweiten Gesetzes tzur Änderung des Ge- 
setzes zur Regelung der Rechtsverhältnisse der 
unter Artikel 131 des Grundgesetzes fallenden Per- 
sonen vor. 

Ich versajge es mir, auf den Inhalt im ieinz, einen 
einzugehen, lund ‘verwieise auf den von mir vor- 
gelegten Schriftlichen Bericht, der in Ihren Händen 
list. Aber gestatten Sie mir* ein Wort zur Begrün- 
dung. . 

Um die Bedeutung 'diesies Gesetzes labzumessien, 
darf ich darauf hinweisen, daß dieses Gesetz emen 
Personenkreis von schäitzunigswieise mindestens 
IV 2 Millionen Menschen umfaßt. 

Das Gesetz ist laus emem Initiativantrag entstan- 
den, der lim Ausschuß zur Üiberprüfiung aller 
wesentlichen Teile des Gesetzes Veranlassung ge- 
geben hat. Auch das ist ein Beweis dafür, idaß »der 
Bundestag die Regelung dieser Frsig\&n — wie von 
jeher schon — als sehr wichtig aaierkennt. 

Ich idarf miir noch iednige Hinweise gestatten. Der 
Zweck dieser Novelle ist idie Ausfüllunig von 
Lücken imd die Milderung von aufgetretenen Här- 
ten hei der Duirchfühirung (des Gesetzes. Der Kern 
des Problems liegt an der Regelung der Unterbrin- 
gung. Diese Fnage ‘ist bisher trotz aller Bieanühun- 
gen noch limmer m-cht befriedigend geregelt wor- 
den. Auch der Haushaltsausschuß hat hierauf schon 
möhrfach hingewiesen. In Verbindung damit steht 
das Proiblem der unterwertigen Beschäftigung der- (D) 
jienigen, idie nach idiesem Gesete Unterbringaings- 
teilnehmer sind. Für (beide Aufgaben bringt der 
Entwurf wirksame lund nach -‘unserer Meinune teil- 
weißie lauch neue Vorschläige. Ich darf im einzelnen 
auf d-en Schriftlichen Bericht verweisen. 

Die Vielgestaltigkeit der Verhältnisse ibei dem 
in das Gesetz zu Artikel 131 einhezogenen großen 
Personenkreis hat den Gesetzgeber hei -der Biehiand- 
lung auch dieser zweiten Novelle vor sehr erheb- 
liche Schwierigkeiten gestellt. 

Der Ausschuß hat hei seiner Arbeit die volle 
Unterstützung der heteilligten Bundesminiisterien 
gefiuniden; ich -darf diese Unterstützung ihier dank- 
bar hervorheiben. Er war bestrebt, wesentlichie Ver- 
(bessierungen des Gesetzes zu lerreichien und glaubt 
dieses Ziel -auch erreicht zu haben. 

Daher hat der Ausschuß lam 21. Juni -dieses Jah- 
res dem Entwurf dies-er Novelle leinmütig zu- 
gestimmt und schlägt dem Bundestag nunm'ehr 
ihre Annahme in der vorgelegten Fassung vor. 

Zugleich lempifiehlt er (dem Bundestag idiie An- 
nahme der vom Ausschuß ebenfalls einstimmig . 
(angenommenen Entschliießung. 

Ich habe die Ehre, im Namen des Beamtenrechts- 
ausschusses um Ihre Zustimmung zu dieser Novelle 
zu bitten. 

Vizepräsident Dr. Becker: Ich danke dem Herrn 
B erlichterst atter . 

Wünscht der Herr Berich'terstatter des Haus- 
haltsausschusses das Wort? — Herr Krammig, 
bitte. 
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Krammig (CDU/CSU); Herr Präsident! Meine 
sehr verehrten Damen 'Und .Herren! In Veirtretunig 
•des leiider verhinderten Berichterstatters des Haus- 
hailtsiausschiiDSSies idarf ich mich auif den Bericht 
Drucksiache 3719 ibeiziiehen .und besonders auf den 
zweiten Absatz hkiweisen. 

Vizepräsident Dr. Becker: Wir treten in die Ein- 

zelberatung des Berichts Drucksache 3643 'init den 
dazu lerig.angienen beiden Nachträgen ein. Wir wer- 
den in der Reihenfoilige verfahren, so daß die in 
den beiden Nachträgen geregelten Piunkte bei den 
Punkten mit aufgerufen werden, zu denen sie in- 
haltlich gehören. 

Ich rufe >a!uf Artikel I Ziffern 01 und 02. Anträge 
hierzu liegen nicht vor. Wird das Wort gewünscht? 
— Dias ist nicht der Fall. 

Ich mache darauf aufmerksam, -daß zu Ziffer 02 
ein Nachtrag gehört. 

Ich schließe die Debatte. Wir kommen zur Ab- 
stimmung. Wer dem Artikel I Ziffern 01 lund 02 
mit der Änderung idurch den zweiten Nachtrag zu- 
z'ustimmen wünscht, den bitte ich um das Hand- 
zeichen. — Ich bitte um die Gegenproibe. — Ent- 
haltungen? — Angenommen. 

Ich rufe jetzt auf die Ziffer 1 in Artikel I, Ände- 
rungen zu § 4 betreffend. Änderungsanträge liegen 
hierzu nicht Vior, Wortmeldungen ebenfalls nicht. 
Die Debatte hierzu ist geschlossen. Wir kommen 
zur Abstimimunig. Wer der Ziffer 1 im Artikel I 
in ider Ausschußfasisiung ziuzustimmen wünscht, den 
bitte ich lum das Handzeichen. — Ich bitte lum die 
Gegenprobe. — Enthaltungen? — Angenommen. 

Ich rufe auf Ziffer 1 a, wonach hinter § 4 die 
(B) §§ 4 a und 4 b eingefiügt werden sollen. Hierzu 
liegen Änderungsianträge auf Umidruck 1292, Zif- 
fern 1 und 2 vor. Werden .diiese Anträge begrün- 
det? — Bitte, Herr Kollege Matzner. 

Matzner (SPD): Herr Präsident! Meine Damen 
-und Herren! Es handelt sich nicht um einte Be- 
gründung dieses Antrages. Ich weiß nicht, ob dem 
Herrn Präsidenten schon der Brief meiner Frak- 
tion vorliegt, aus dem sich lergibt, daß wir unsiere 
Unterschriften unter dem interfraktionellen An- 
trag, der sich hier schon lauszuwiirken bteginnt, zu- 
rückgezogen haben. Wir stinumen für tdie Ausschuß- 
vorlagie, werden ialso diesen Änderungsantrag nach 
Zurückzieihung unserer Unterschriften ablehnen. 

Vizepräsident Dr* Becker: Wird das Wort weiter 
gewünscht? — Das ist nicht der Fall. Die Debatte 
hierzu ist geschlossen. Wir kommen zur Abstim- 
mung über den Änderungsantrag auf Umdruck 
1292 Ziffer 1. Wer diesem Antrag zuzustimmen 
wünscht, den bitte ich um das Handzeichen. — Ich 
bitte um die Gegenprobe. — Enthaltungen? — Der 
Antrag auf Umdruck 1292 Ziffer 1 ist angenommen. 

Ich rufe auf den Antrag auf Umdruck 1292 
Ziffer 2. Wird hierzu das Wort gewünscht? — Ihre 
Erklärung gilt auch hierfür, Herr Kollege Matzner? 
— Wortmeldungen liegen sonst nicht vor. Wir 
kommen zur Abstimmung. Wer dem Antrag auf 
Umdruck 1292 Ziffer 2 zuzustimmen wünscht, den 
bitte ich um das Handzeichen. — Ich bitte um die 
Gegenprobe. — Enthaltungen? — Angenommen. 

Ich komme jetzt zur Abstimmung über die 
Ziffer 1 a, die die Änderung der §§ 4 a und 4 b 
umfaßt. Wer diesen Paragraphen in der durch die 


eben gefaßten Änderungsbeschlüsse geänderten (C) 
Form zuzustimmen wünscht, den bitte ich um das 
Handzeichen. — Ich bitte um die Gegenprobe. — 
Enthaltungen? — Ziffer 1 a ist in der sich durch 
die Annahme der Anträge auf Umdruck 1292 
Ziffern 1 und 2 ergebenden Fassung angenommen. 

Ich rufe im Artikel I auf die Ziffern 2, — 3, — 

4, — 5, — 5 a, — 5 b, — 6, — 7, — 8, — 9, — 9 a 
und 9 b. — Hierzu liegen Änderungsanträge nicht 
vor. Wird das Wort gewünscht? — Das ist nicht 
der Fall. Ich nehme an, daß Sie mit der gemein- 
samen Verabschiedung dieser aufgerufenen Be- 
stimmungen einverstanden sind. — Es ist so be- 
schlossen. Wir kommen zur Abstimmung über die 
auf gerufenen Ziffern bis einschließlich 9' b. Wer 
diesen Ziffern in der Ausschußfassung zuzustimmen 
wünscht, den bitte ich um das Handzeichen. — Ich 
bitte um die Gegenprobe. — Enthaltungen? — Die 
aufgerufenen Bestimmungen sind angenommen. 

Ich rufe die Ziffer 10 des Artikels I auf. Hierzu 
liegt ein Änderungsantrag auf Umdruck 1292 
Ziffer 3 vor. Wird dieser Antrag begründet? — 
Wird das Wort hierzu gewünscht? — Das ist nicht 
der Fall. Wir kommen zur Abstimmung. Wer dem 
Antrag auf Umdruck 1292 Ziffer 3 zuzustimmen 
wünscht, den bitte ich um das Handzeichen. — Ich 
bitte um die Gegenprobe. — Enthaltungen? — 
Einstimmig angenommen. 

Ich komme zur Abstimmung über Ziffer 10 des 
Artikels I in der durch die Annahme des Antrags 
auf Umdruck 1292 Ziffer 3 geänderten Fassung. 
Wer zuzustimmen wünscht, den bitte ich um das 
Handzeichen. — Ich bitte um die Gegenprobe. — 
Enthaltungen? — Angenommen. 

Ich rufe auf die Ziffern 11, — 12, — - 13, — 13 a, 

— 13 b, — 14, — 15 entfällt, 16. — Ich darf an- (D) 
nehmen, daß das Haus mit der gemeinsamen Ver- 
abschiedung einverstanden ist. Es ist so beschlossen. 

Ich eröffne die Debatte. — Wortmeldungen liegen 
nicht vor. Die Debatte ist geschlossen. Wir kommen 
zur Abstimmung. Wer den eben aufgerufenen Be- 
stimmungen bis einschließlich Ziffer 16 zuzustim- 
men wünscht, den bitte ich um das Handzeichen. — 

Ich bitte um die Gegenprobe. — Enthaltungen? — 

Die Bestimmungen sind angenommen. 

Ich rufe auf die Ziffer 16 a in Artikel I. Hierzu 
liegt ein Änderungsantrag auf Umdruck 1292 
Ziffer 4 vor. Wird der Antrag begründet? — Das 
ist nicht der Fall. Wird das Wort hierzu gewünscht? 

— Herr Kollege Matzner hat das Wort. 

Matzner (SPD): Meine sehr geehrten Damen und 
Herren! Ich beziehe mich auf meine Ausführungen 
über die Zurückziehung unserer Unterschriften 
unter dem interfraktionellen Antrag und möchte 
jetzt dem Hause berichten, warum wir auf der 
Ausschußvorlage beharren. 

Wir sind im Ausschuß und nachträglich in inter- 
fraktionellen Besprechungen übereingekommen, im 
Interesse der Annahme der 2. Novelle zum 131er- 
Gesetz auf alle weiteren Anträge zu verzichten 
und durch Änderung der, entsprechenden Para- 
graphen, die sich durch den ganzen interfraktio- 
nellen Antrag hindurchziehen, zu erreichen, daß 
die finanzielle Dauerbelastung um 100 Millionen 
DM verringert wird. Sie wissen, daß dieses Gesetz 
eine Finanzvorlage geworden ist, und Sie haben 
die Begründung des Haushaltsausschusses gehört. 
Dabei wurde ausgesprochen, daß dieses Gesetz 
gegenüber dem für das Jahr 1957 veranschlagten 
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(Matzner) 

Betrag von 200 Millionen DM in der Dauerwirkung 
einen Aufwand von 450 Millionen DM erfordern 
werde. Das sind also 250 Millionen DM mehr. Ich 
will nicht auf die Frage eingehen, ob auf diese 
Dauerbelastung des Haushalts in den kommenden 
Jahren der § 96 (neu) anwendbar ist. Wir als Mit- 
glieder des Fachausschusses wollten es dem Plenum 
erleichtern, der Vorlage zuzustimmen, indem wir 
Streichungen vorgeschlagen haben, die den Betrag 
von 250 Millionen DM auf 150 Millionen DM 
reduzieren. Das war der Zustand bis heute früh. 

Heute früh erfuhren wir, daß über den im Aus- 
schuß von der Deutschen Partei angekündigten 
Antrag hinaus, die Waffen-SS noch in dieses Gesetz 
einzubeziehen — darüber wird später zu sprechen 
sein — , auch die größte Fraktion dieses Hauses 
und die anderen Fraktionen außer der Sozialdemo- 
kratischen Partei einen interfraktionellen Antrag 
unterschrieben haben, der darauf hinausläuft, den 
Personenkreis zu erweitern. Diese Erweiterung 
bringt eine wesentliche Erhöhung der eben ange- 
führten Ausgaben mit sich. 

Jetzt betrachten Sie bitte die Auswirkungen! Wir 
haben an vier entscheidenden Stellen Streichungen 
vorgenommen, so bei der Herabsetzung des Arbeits- 
freibetrages Mr den in Frage kommenden Per- 
sonenkreis. Wir haben darüber hinaus in sozialen 
Fragen einen gewaltigen Abstrich gemacht, und 
zwar hinsichtlich jener Witwen und Hinterbliebe- 
nen, die nach den bisherigen Grundsätzen nicht 
besser versorgt werden durften, als es der Dienst- 
zeitversorgung — so heißt die Bezeichnung in 
diesem Fall — entspricht. Die Ruhebezüge sind 
sehr niedrig. Die Kürzung bei diesem Personen- 
kreis macht einen Betrag von 16 Millionen DM aus. 
Und in diesem Augenblick kommt ein Antrag, der 
diese Ersparnis von 16 Millionen DM zugunsten 
eines Personenkreises, den man auch nach dem 
Antrag, den wir genau geprüft, haben, gar nicht 
übersehen kann, wieder aufhebt. Der Bundesfinanz- 
minister wird nun Gelegenheit haben — und dazu 
fordere ich ihn auf — , zu erklären, was dieser neue 
interfraktionelle Antrag, der von der rechten Seite 
des Hauses angeregt wurde, kosten wird. Wir 
können es uns nicht leisten, auf der einen Seite 
Kürzungen vorzunehmen und auf der anderen 
Seite einen neuen Personenkreis einzubeziehen, 
dessen Umfang und dessen Verhältnisse in keiner 
Weise geklärt sind. Ich möchte dazu bemerken, daß 
der Ausschuß beschlossen hat, die Frage der 
Waffen-SS nicht anzurühren. Der Ausschuß hat 
lediglich den Berichterstatter ermächtigt, zu er- 
klären, daß der 3. Bundestag in aller Ruhe zu 
prüfen haben wird, inwieweit hierin soziale Un- 
gerechtigkeiten liegen. 

iSie müssen also verstehen, daß wir unter die- 
sen Umständen auf der Regierungsvorlage 'behar- 
ren. Es wäre ein großes Unrecht, wollten wir auf 
der einen Beite kürzen und auf der anderen Seite 
einen neuen Persohenikreis aufnehmen. Ich bitte 
Sie, diesen Biewieggrund zu verstehen und schon 
mit Rücksicht auf diesen Antrag sich die Sache 
noch einmal gründlich zu überlegen. 

(Beifall bei der SPD.) 


Vizepräsident Dr, Becker: Wird weiterhin das 
Wort gewünscht? — Das ist nicht der Fall. Dann 
ist die Debatte über diesen Änderungsantrag zu 
der aufgerufenen Nr. 16 a geschlossen. 


Wir kommen zur Abstimmung. Wer dem Antrag fG) 
auf Umdruck 1292 Ziffer 4 zuzustimmen wünscht, 
den bitte ich um das Handzeichen. — Ich bitte um 
die Gegenprobe. — Enthaltungen? — Ich lasse die 
Abstimmung wiederholen. Wer 'diesem Antrag zu- 
zustimmen wünscht, den bitte ich, sich vom Platz 
zu erheben. — Ich bitte um die Gegenprobe. — 
Enthaltungen? — iDas erste war die Mehrheit; der 
Antrag ist angenommen. 

Ich rufe die Nr. 16 a mit 'der soeben beschlosse- 
nen Änderung zur Abstimmung lauf. Ich mache 
darauf aufmerksam, daß weitere Änderungen zu 
§ 24 b und § 24 d in den Nachträgen enthalten sind. 
Über die hier mit beschlossen wird. 

(Abg. Matzner: Der Ausschuß Vorlage stim- 
men wir zu! Ich bitte also, den Paragra- 
phen, der jetzt geändert wurde, getrennt 
aufzurufen; über ihn muß gesondert 
abgestimmt werden!) 

— § 24 meinen Sie? Gut. Ich lasse dann paragra- 
phenweise, wie es gewünscht wird, .abstimmen. Aus 
der Nr. 16a werden j etzt zur Abstimmung gestellt 
die ersten fünf Druckzeilen und dann der § 24. Wer 
dem zuzustimmen wünscht, und zwar mit der 
soeben beschlossenen Änderung, den bitte ich um 
das Handzeichen. — Ich bitte um die Gegenprobe. 

— Angenommen. 

Nun rufe ich den Rest der Nr. 16 a auf — hier 
wird wohl keine getrennte Abstimmung (ge- 
wünscht — ; er umfaßt die §§ 24 a, 24 b, 24 c, 24 d, 

24 e, 24 f. Wer dafür ist, dten bitte um das 
Handzeichen. — Ich bitte um die Gegenprobe. — 
Enthaltungen? — Angenommen. 

Ich rufe dann auf Nr. 16 b und Nr. 16 c — diese 
ist aus einem Nachtrag des Berichts — ferner die 
Nrn. 17, 17 a und 16, alles aus dem Art. I. Wer die- ' 
sen Bestimmungen in dier Ausschußfassung zuzu- 
stimmen wünscht, den bitte ich um das Handzei- 
chen. — Ich bitte um die Gegenprobe. — Enthal- 
tungen? — Angenommfen. 

iBis Nr. 18 ist jetzt alles erledigt. Ich rufe Nr. 19 
auf. Hierzu liegt ein Änderungsantrag auf Um- 
druck 1292 Ziffer 5 vor. Ward dieser Antrag be- 
gründet? ■ — ■ Das ist nicht der Fall. Wird das Wort 
gewünscht? — Wortmeldungen liegen nicht vor. 

Die Debatte ist geschlosisen. Wir kommen zur Ab- 
stimmung über den Änderungsantrag Umdruck 
1292 Ziffer 5. Wer diesem Änderungsantrag statt- 
zugeben wünscht, den bitte ich um das Handzei- 
chen. — Ich bitte um die Gegenprobe. — Enthal- 
tungen? — Der Antrag ist angenommien. 

Ich rufe nunmehr zur Abstimmung die Nr. 19 
des Art. I mit der soeben beschlossenen Änderung 
auf und mache darauf aufmerksam, daß in Nr. 19 
Buchstabe c auf Grund eines Nachtrags das dort 
vorgedruckte Datum „31. Dezember 1948“ in 
„1. September 1953“ geändert ist. In dieser Fas- 
sung stelle lieh die Nummer zur Abstimmung. Wer 
dafür zu stimmen wünscht, den bitte ich um das 
Handzeichen. — Ich bitte um die Gegenprobe. — 
Fnthaltuingen? — Die Nr. Ii9 ist mit der genannten 
Änderung angenommen. 

Ich rufe die Nr. 20 auf. Hierzu liegt ein Ände- 
rungsantrag auf Umdruck 1292 Ziffer 6 vor. Wird 
der Antrag begründet? — Das ist inicht der Fall. 
Wird das Wort hierzu gewünscht? — Das ist nicht 
der Fall. Die Delbatte ist geschlossen. Wir kommen 
zur Abstimmung. Wer dem Änderungsantrag Um- 
druck 1292 Ziffer 6 zuzustimmen wünscht, den 
bitte ich um das Handzeichen. — Ich bitte um die 
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Gegienproibe. — Enthaltungeoi? — Der Antrag ist 
angenommen. 

Ich rufe jetzt zur Abstimmung die Nr. 20 mit der 
soeben beschlossenen Änderung auf. Wer der 
Nr. 20 mit der beschlossenen Änderung zuzustim- 
men wünscht, den bitte ich um das iHandzeichen. — 
Ich bitte um die Gegenprobe. — Enthaltungen? — 
Angenommen. 

Ich rufe die Nr. 21 <auf. Hierzu liegt auf Um- 
druck 1202 .Ziffer 7 ein Änderungsantrag vor. Wird 
der Antrag begründet? — Das ist nicht der 1^11. 
Wird das Wort hierzu gewünscht? — Das ist nicht 
der Fall. Wer dem Änderungsantrag Umdruck 1292 
Ziffer 7 stattzugeben wünscht, den bitte ich um das 
Handzeichen. — Ich bitte um die Gegenprobe. — 
Enthaltungen? — Angenommen, 

Ich rufe jetzt zur Abstimmung die Nr. 21 mit 
der soeben beschlossenen Änderung auf. Wer ihr 
zuzustimmen wünscht, den bitte ich um das Hand- 
zeidien. — Ich bitte um die Gegenprobe. — Ent- 
haltungen? — Angenommen. 

Ich rufe auf die Nrn. 22, — 23, — 24, — 24 a. — 
Hier Megt eine Einschaltung auf Grund eines Nach- 
trags vor. Ich rufe weiter die Nr. 25 auf. Hier liegt 
ebenfalls eine Einschaltung vor. Ich rufe auf die 
Nm. 25 a, — 26, — 27, — 28, — 28 a, — 28 b. — 
Hier liegt für Seite 29, unterer Teil, wieder eine 
Einschaltimig auf Grund eines Nachtrags vor. 
Änderungsanträge zu den aufgerufenen Nummern 
bis einschliießlidi Nr. 28 b liegen nicht vor. Wird 
das Wort dazu gewünscht? — Das ist nicht der 
Fall. Ich nehme an, daß Sie mit gemeinsiamer Ver- 
abschiedung dieser Bestimmungen einverstanden 
sind. — Es ist so beschlossen. 

Wir kommen zur Abstimmung. Wer den eben 
aufgerufenen Bestimmungen bis einschlaeßlich 
Nr. 28 b des Art. I zuzustimmen wünscht, den bitte 
ich um das Handzeichen. — Ich bitte um die 
Gegenprobe. — Enthaltungen? — Angenommen. 

Ich^ rufe die Nr. 29 des Art. I auf. Hierzu liegt 
ein Änderungsantrag auf Umdruck 1292 Ziffer 8 
vor. Wird der Antrag begründet? — Das ist nicht 
der Fall. Wird das Wort hierzu gewünscht? — Das 
ist nicht der Fall. Die Debatte ist geschlossen. 

Wir konunen zur Abstimmung über den Ände- 
rungsantrag Umdruck 1292 Ziffer 8. Ich mache dar- 
auf aufmerksam, daß er sich auch auf die Nr. 39 a 
und die Nr. 43 a erstreckt, so daß wir damit die 
späteren Abstimmungen präjudizieren. Wer die- 
sem Antrag zuzustimmen wünscht, 'den bitte ich 
um daä Handzeichen. — Ich bitte um die Gegen- 
probe. — Enthaltungen? — ‘Der Änderungsantrag 
ist angenommen; er bezog sich also auch schon auf 
die Nr. 39 Buchstabe a und Nr. 43 a Buchstabe a. 

Nun rufe ich Nr. 29 auf. Wer Nr. 29 mit der 
soeben beschlossenen Änderung zuzustimmen 
wünscht, den bitte ich um das Handzeichen. — Ich 
bitte um die Gegenprobe. — Enthaltungen? — An- 
genommen. 

Ich rufe Nr. 29 a auf. Hierzu liegt ein von der 
SPD gestellter Antrag auf Umdruck 1299 vor. Er 
ist noch nicht verteilt. Ich darf ihn vorlesen. Er 
lautet: 

Der Bundestag wolle beschließen: 

In Artikel I Nr. 29 a Buchstabe a wird das 
Wort „zwanzigjährige“ durch das Wort „fünf- 
zehnj^rige“ ersetzt. 


Wird der Antrag begründet? — Herr Kollege 
Matzner, ich bitte, das Wort zu nehmen. 

Matzner (SPD): Herr Präsident! Meine Damen 
und Herren! Hier müssen wir nach dem, was ich 
vorhin vorgetragen habe, neuerlich einsetzen. Wir 
sind jetzt auch nicht mehr verpflichtet, uns an die 
Abmachung zu halten, daß keinerlei ÄnderungSr- 
anträge eingebradit werden sollen, und bringen 
hier ein Anliegen vor, dessen Erfüllung uns seit 
dem Jahre 1951 immerwährend vorschwebt. Wir 
haben für die Angestellten des öffentlichen Dien- 
stes seinerzeit eine 25jährige Dienstzeit gefordert. 

Im Ausschuß lagen jetzt Anträge vor, statt dieser 
25jährigen Dienstzeit eine 15’jährige Dienstzeit zu 
verlangen, also so wie es im Wiedergutmachungs- 
gesetz für den öffentlichen Dienst bestimmt wor- 
den ist. 

Unsere einmütige Absicht im Ausschuß war, hier 
eine mittlere Lösung zu finden, nämlich auf 20 
Jahre zu gehen, um nicht allzu große finanzielle 
Belastungen hervorzurufen. Nachdem Sie aber, 
meine Damen und Herren, ohne Rücksicht auf die 
finanziellen Belastungen, wie ich vorhin sagte, eine 
neue Gruppe in den Personenkreis hereinnehmen 
wollen, deren Einbeziehung jedoch im Ausschuß 
fast einstimmig abgelehnt wurde, fühlen wir uns 
verpflichtet, für eine Gruppe einzutreten, die die 
Gleichziehung weit mehr verdient hat, und für die 
Unkündbarkeit nur eine 15jährige Dienstzeit fest- 
zusetzen. 

Ich glaube, daß das ein sehr berechtigtes Anlie- 
gen ist. Ich bitte Sie, diesem Änderungsantrag Ihre 
Zustimmung zu geben. Sie können dadurch auch 
zeigen, wer von diesem ganzen Personenkreis 
Ihnen mehr am Herzen liegt. ^ 

(Beifall bei der SPD.) 

Vizepräsident Dr. Becker: Wird das Wort weiter 
gewünscht? — Das ist nicht der Fall. Wir kommen ' 
dann zur Abstimmung über den soeben begründe- 
ten Antrag Umdruck 1299, der sich auf die Nr. 29 a 
bezieht. Wer diesem Antrag zuzustimmen wünscht, 
den bitte ich um das Handzeichen, — Ich bitte um 
die Gegenprobe. — Enthaltungen? — Der Antrag 
ist abgelehnt. 

Wir kommen zu Nr. 29 a in der Ausschußfassung. 

Ich darf darauf aufmerksam machen, daß auch hier 
auf Grund des Nachtrags idas Datum „31. Dezem- 
ber 1948“ in „1. September 1953“ zu ändern ist. 
Wer diesem Antrag zuzustimmen wünscht, den 
bitte ich um das Handzeichen. — Ich bitte um die 
Gegenprobe. — Ich bitte, die Abstimmung zu wie- 
derholen. Ich bitte diejenigen, die Nr. 29 a in der 
Ausschußfassung zuzustimmen wünschen, nochmals 
um das Handzeichen. — Ich bitte um die Gegen- 
probe. — Enthaltungen? — Nr. 29 a ist angenom- 
men. 

Ich rufe auf Nr. 30 Buchstaben a bis e und mache 
auf die im Nachtrag zum Schriftlichen Bericht vor- 
gesehenen Änderungen aufmerksam. Wird das 
Wort hierzu gewünscht? — Das ist nicht der Fall; 
ich schließe die Aussprache. 

Wer Nr. 30 mit den aus dem Nachtrag zum 
Schriftlichen Bericht ersichtlichen Änderungen zu- 
zustimmen wünscht, den bitte ich um ein Handr 
Zeichen. — Ich bitte um die Gegenprobe. — Enthal- 
tungen? — Die Nummer ist angenommen. 
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(Vizepräsident Dr. Bedter) 

(A) Ich rufe auf die Nm. 30 a, — 30 b, — 30 c, — 
31, — 31 a, — 31 b, — 32, — 32 a, — 33, — 34, — 
35, — 36 und 37, — Ich mache jauf die an iden Nach- 
traigBiberichten lenthaltenen Änderungein m den 
Nm. 30 a, 35 und 36 aufmierksiam. Ist das Hauis da- 
mit le'invierstarLden, diaß diese Bestiimimiuingen gie- 
meins-am bestanden werden? — Das ist offenbar 
der Fialll. Wird das Wort gewünscht? — Dias ist 
nicht der Fall; die Aussprache ist igeßchlossen. 

Ich komme zur Abstimmung über die aufgerufe- 
nen Bestimmungen. Wer ihnen in der Ausschuß- 
fassung zuzustimmen wünscht, den bitte ich um ein 
Handzeichen. — Ich bitte um die Gegenprobe, — 
Enthaltungen? — Angenommen. 

Ich rufe auf den Antrag Umdruck 1288, der die 
Einfügung einer neuen Nr. 37 a bezweckt. Das 
Wort zur Begründung hat Herr Kollege Kleindinst. 

Dr. Kleindinst (CDU/CSU): Herr Präsident! Meine 
Damen und Herren! Ich bitte sowcuhl zum Buchsta- 
ben a als auch zium Buchstaben b des Antrags spre- 
chen zu dürfen. Bieide Teile des Antrags beziehen 
sich auf § 67. 

Der Antrag unter iBuchstaibe a soll leine Lüdce 
schließen, die seit (dem Jahre 1953 »spürbar ist. Es 
sollen lediglich fdi'e Polizeibeamten, die bereits ihre 
Dienstzeit zugerechnet erhalten, auch die Beförde- 
rungen zuerkiannt bekoanmen. In den Bescheiden 
wird oft darauf hingewiesien, daß dafür einie ge- 
setzliche Grundlage no-twendiig ist. — Diese Vor- 
schrift trifft nicht den Bund, sandem die Länder 
und die 'Gemeinden. Sie bezieht sich auf emen ver- 
hältnismäßig kleinen Personenkreis. 

Wichtiger ist der Antrag unter Buchstabe b. Im 

(B) Zusammenhiang hiermit hat der Herr Kollege Matz- 
n'er von einer großen Erweiterung des Personen- 
kreises gesprochen. Ich darf auf folgendes hinwei- 
sen. Der in diesem Antrag vorgesehene § 67 Abs. 3 
hat nach (der Absicht der .antragstell enden Fraktio- 
nen und nach ider Hoffnung der von ihm betroffe- 
nen Personen heine versorgungisrechtlliche Bedeu- 
tung, sondern er soll junge Deute rehabilitieren, 
die unter dem Zwang der seinerzeitigen Verhält- 
nisse in jene Organisiatdonen gekommen sind. Sie 
wissen jia, wie man damiäls bei den Aushebungen 
vorgegangen ist, wie mian »die jungen Leute laus den 
Schulen heriauisigenoimmien hat. Der Trennuntgsstrich 
gegenüber den Vorgängerorganisationen wird 
streng gezogen. Ebenso streng ist die Beschränkung 
auf den rein militärischen Kriegseinsatz, und es 
wird wiederum diarauf hingewiesen, daß ailies nur 
nach Maßgabe der für die Berufssoldaten gelten- 
den Vors'chrifiten zu vo-llziehen ist. 

Bei dieser vorsichtigen Fassung der Vorschrift 
kann kein Bedenken bestehen, daß hier eine po'H- 
tiscbe Absd'Cht 'zugrunde (liegt; es igeht lediglich um 
die Behabilitierung von j<uin'gen Leuten und auch 
um einje Beruhiigung ihrer Eltern. Wir können uns 
nicht vorstelien — wir halben das sehr eingehend 
erwoigen — , daß diese Vorschrift leine finanzielle 
Bedeutung in igrößerem Ausmaß 'haben kann. Bitte 
bedenken Sie, (daß in ider Zeit von 1940 bis 1945 
nach dem Soldiatenrecht keine Anw'artsichaftsr.echte 
erworben werden konnten, und wenn lednige we- 
nige, die in dieser Zeit Beruifssoldiaten geworden 
sind, als Spätheimikehrer zurückkehren, werden 
wir 'ihnen idiese Berückisichtiigung nicht versagen. 

Ich hebe also nochmals hervor, idaß der Vorschnift 
des Abs. 3 nidnt eine versorgungsrechtlich'e Absicht 


zugrunde liegt, sondern die Abskht ider Rehabili- 
tierunig j-unger Leute, die den ungfückllchien Ver- 
hältnissen der idamaligen Zeit ausgesetzt Wiaren. 

Ich bitte daher, dem Antrag zuizustirnmen. 

Vlxepräsident Dr. Becker: Das Wort hat der Ab- 
geordnete 'Ritzel. 

Ritzel (SPD): Herr Präsident! Meine Damen und 
Herren! Kollege Dr. Kieinidinst meinte soebien, 
wenn ich ihn recht verstanden 'habe, daß bei An- 
nahme dieses Antrags eine finanzielle Belastung 
nicht zu erwarten siei. 'Es hanldelt sich nach Auf- 
fassung der isozdialdemokratischien Fraktion eindeu- 
tig um einen iSaichverhalt, der (materiell 'erhebliche 
Auswirkungen haben muß, Auswirkunlgen, die nach 
§ 96 (neu) der Geschäftsordnung beurteilt werden 
müssen, weil sie geeignet sein können, in erheb- 
lichem Umfang >auif die öffeniti'ichien Finaaizen ein- 
zuwirken. Die Annahme dieses Antrags o'der auch 
nur die 'Entscheidung über ihn ohne Prüfung sei- 
ner finanziellen Auswirkungen ist »ein Ding der 
Unmöglich'keit. Die Bundesr'Ogierung, Insibiesondiere 
'der Bundes’finanzminis'ter, muß d-em Hause auf 
Grund ihrer wo'hl vorhandenen Unterlagien zu- 
nächst im 'HiaushaltsaustSichuß Aufklärung über »die 
erhebliche oder nicht erhebliche Auswirkung die- 
ses Antrags göben. Es handelt sich zweifelsfrei um 
eine Angelegenheit, die nach § 96 (neu) der Ge- 
sch äf tsordnung zu behandeln ist. 

Ich beantrage diaher namens der soziail demokra- 
tischen -Fraktion, diesen Antraig an den Haushialts- 
ausschuß zu übierweisen und die Fortsetzung der 
Beratung dieses Antrags zu unterbrechfen, bis die 
Stellungnähme ides Haushaltsausschusses vorliegt, p) 

Vizepräsident Dr. Becker: Das Wort hat der Ab- 
geordnete Kleindinst. 

Dr. Kleindinst (CDU/CSU): Herr Präsident! Meine 
Damen und Herren! Unterlag'en gibt (es überhaupt 
nicht. 

(Abg. 'Dr. Menzel: Das ist ja lustig! — 

Weitere »Zurufe von der SPD.) 

Es handelt ©ich hier »um reine Schätzungen und 
Vermutunigen. 

i(Aha! bei der SPD.) 

Es steht aber fest, daß zwischen 1940 und 1945 
nur (ganz junge Leute in (diese, ich »darf sagen, halb- 
militärische Tätigkeit gekommien sind, daß sie 
zweitens bis zum Jahre 1945 Anwiartischiafftsrechte 
als Berufssoldaten überhaupt nicht erwerben konn- 
ten und (daß »es sich höchstens d'arum handelt, daß 
Leute, fdie berufsmäßigen Dienst getan haben und 
als Spätheimkehrer zurückgekommen sind, als 
Späth eimkehrer 'gelten. Daß dielse jungen Leute 
Hinterbliebene haben, ist kaum .zu vermuten. 

Unterlagen für die Aufstellung eines Voran- 
schlages können 'also nicht vorhanden sein. Ich be- 
tone nochmals, daß es hier nicht um eine Versor- 
gungsvorschrift, sondern um eine RehiablEtierung 
geht. Ich möchte »also dem Antrag «auf Unterbre- 
chung der 'Sitzung und Überwleisunjg an den Haus- 
haltsiausschuß widersprechen. 

Vizepräsident Dr. Becker: Wird das Wort ge- 
wünscht? — Herr Schoettle, bitte sehr. 
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Schoettie (SPD): Herr Präsident! Meine Damen 
und Herren! Erstens ist keine Unterbrechung der 
Sitzung, sondern eine Unterbrechung der Beratung 
dieses Antrags verlangt worden. Zweitens sind Sie 
offenbiar im Biegriff, einen Wiurf 'ins Duaukle zax 
machen. 

Herr Kleindinst sagte, daß keine Unterlagen 
vorhanden seien oder daß es schwierig sei, solche 
zu beschaffen. Das letzte mag nicht ganz falsch 
sein. Ich darf aber darauf hinweisen, daß nach 
einer Auskunft aus dem Bundesfinanzministerium 
mit einem Aufwand zwischen 10 und 20 Millionen 
DM gerechnet wird. 

Sie haben in viel kleineren Dingen den § 96 
(neu) der Geschäftsordnung bemüht. Ich warne Sie 
nachdrücklich vor einer Praxis: Wenn’s mir gerade 
paßt, nehme idi einen Rechtsgrundsatz in An- 
spruch. Ich warne Sie nachdrücklich , diese Praxis 
einzuführen; sie ist leider schon in einem bestimm- 
ten Umfang eingerissen. 

Ich bin der Meinung, daß hier ein typischer Fall 
des § 96 (neu) der Ge^äftsordnung vorliegt, und 
bitte Sie, dem Antrag auf Unterbrechung der Be- 
ratung über diesen Punkt zuzustimmen. 

(Beifall bei der SPD.) 

Vixepräsident Dr, Becker: Eine Zwischenfrage an 
die Antragsteller. Wann soll nach dem Antrag diese 
neugefaßte Bestimmung in Kraft treten? 

Dr, Kleindinst (CDU/CSU): Am 1. September 1957. 

Vizepräsident Dr. Becker: Also im Laufe dieses 
(B) Etatsjahres. Heirr Ritziel hiat das Wort. 

Ritzel (SPD): Herr Präsident! Meine Damen und 
Herren! Nach den sehr deutlichen Wort^en des 
Herrn Kollegen Schoettie, der auch aus der reichen 
Erfaihrunig des Vorsitzenden des Haushaltsaus- 
schusisies spricht, wäre les an sich überflüsisdig, noch 
ein Wort izur Sachl'aige zu sagen; aber mich nötigt 
die Erinnerung an idas, was wir in der letzten 
Zeit erlebt habien, dazu. Die Art, wie mit dem § 96 
(neu) der Geschäftsordnung umgesprungen wird, 
die parteiliche Art der Anwendung oder Ndcht- 
aniwendunig dieses Paragraphen, die Ignorierung 
der ifinanziellen Auswirkung von Anträigen, wenn 
es paßt, ist eine Sache, die zum Hianmel schneit. 
So dürfen die Dinge in einem ordentlichen Haus- 
haltsrecht unter keinen Umständen weitergehen. 
Sie übernehmen eine Verantwortung, medne sehr 
verehrten Damen und Herrien, rdie Sie nicht tragen 
können. 

(Sehr wahr! bei der SPD.) 

Ich fraige den Herrn Bundesfinianzminister: Ist 
es richtig, daß, aufs J'ahr bezogen, eine Ausgabe 
von 10 bis 20 Millionen DM — ich höirte au,ch die 
Summe von 30 Millionen DM — in Frage kommt? 

Herr Dr. Kleindinst hat aüs Tag der Inkraft- 
setzung der beantragten Beatimmunig den 1. Sep- 
tember 1957 genannt. Will ida jemanid bestreiten, 
daß eine Einwirkung auf diie augenblickliche Haus- 
haltslage unvermeidlich ist? Es wäre nicht zu 
rechtfertigen, eine soilche Behauptung laufzustellen 
oder aufrechtzuerhialten. 

Ich kann Sie dm Interesse einer ordnungs- 
gemäßen Haushalts- und Geschäftsiführunjg nur 
bitten, dien Antrag dorthin izu geben, wohin ihn der 


§ 96 (neu), den sich (dieses Haus sel'bst geschaffen (C) 
hat, befiehlt, d. h. an den Haushaltsausschuß. 

(Abg. Rasner: Zur Geschäftsordnung!) 

Vizepräsident Dr. Becker: Das Wort hat der Ab- 
geordnete Rasner. 

Rasner (CDU/CSU): Herr Präsident! Meine Da- 
men und Herren! Namens der Fraktion der CDU/ 
CSU bitte lieh bei idem gegenwärtigen Stand der 
Beratung um die Unterbrechung der Plenarsitzung 
um eine halbe Stunde. 

Vizepräsident Dr. Becker: Meine Damen und 
Herren, nach § 96 ider Geschäftsordnung werden 
Finanz Vorlagen des Biundestags nach Anhörung des 
Ältestenrats 'Unmittelbar d-em zuständigen Aus- 
schuß lund dem Hausihaltsausschuß oder nur dem 
Haushciltsiausschuß überwiesien. Dias ist die Regel, 
Ausnahmen gelten für die Beratung des Haushalts- 
planes. Da iM diesie lÜberweisung nicht nötig. Wir 
haben heute morgen eine Debatte gehabt, bei der 
die Frage erörtert worden ist, ob bei Steuer- 
igeisetzen verlangt werden kann, idaß eine vorher- 
gehende Beratung des Haushaltsiausschusses statt- 
findet. Wir haben hier kein Steuergesietz. Wir 
haben ein ähnliches Gesetz, nämlich ein Gesetz 
über die Festsetzung von Bieamtengehältern. Die 
Frage, die ich heute morgen offengelassen habe, 
bleibt auch jietzt offen, nämlich ob bei der Ände- 
rung eines Steuergesetzes oder eines sonstigen Ge- 
setzes 'dann, wenn diie Auswirkung sich lauf das 
laufende Btatjiahr erstredet, der § 96 (neu) anzu- 
wenden ist oder nicht. 

Aus dem leingangs verlesenen § 96 Abs. 1 leite (d) 
ich für mich als zur Zeit amtierenden Präsidenten 
die Befugnis her, nach Anhörung des Ältestenrats 
eine Entscheidung zu fällen. Den Ältestenrat habe 
ich nicht gehört. Ich habe statt dessen das ganze 
Haus gehört. 

Ich will noch keine Entscheidunig fällen. Ich 
'Schlage vor, um idem § 96 Genüge zu tun unid um 
mich von einer Entscheidung zu entbinden, die zu 
fällen ich aber den Mut haben würde, damit ein- 
verstanden zu sein, daß wir statt der halben 
Stunde Pause die Beratung dieses Gegenstandes 
unterbrechen und iden Haushaltsiausschuß bitten, 
diese Frage «zu prüfen und uns anschließenid Be- 
richt zu (erstatten, daß wir zwischendurch einen 
anderen Punkt der Tagesordnung erledigen und 
dann mit der Beratung dieses Gegenstandes fort^ 
fahren, 

Bitte, Herr Kollege Rasner! 

Rasner (CDU/CSU): Herr Präsident! Meine Da- 
men und Herren! Eine Haushai tsvorlage ' würde 
dieses Gesetz überhaupt erst werden, wenn dieser 
Antrag angenommen ist. Wir haben um eine Unter- 
brechung der Sitzung zur Beratung dieses Antrags 
gebeten. Bevor der Antrag angenommen ist, ist er 
nicht existent und kann unter keinen Umständen 
eine Haushaltsvorlage sein, die man dem Haus- 
haltsausschuß überweisen könnte. Bevor die Vor- 
lage angenommen ist, ist sie nicht parlaments- 
existent. 

Deshalb, Herr Präsident, bitte ich um die Unter- 
brechung, damit über diesen Antrag erneut beraten 
I werden kann. 
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(A) Vizepräsident Dr. Decker: Der Antrag auf Un- 
terbrechung hat selbstverständlich den Vorrang. Ich 
möchte aber, damit während der Beratung inner- 
halb der Unterbrechung die Situation klar ist, 
darauf hinweisen, daß Finanzvorlagen, die dem 
Hauishaltsausschuß vom Präsidenten nach Anhörung 
des Ältestenrats zur Überprüfung zu überweisen 
sind, Anträge und noch keine angenommenen An- 
träge sind. 

Herr Rasner hat den Antrag gestellt, die Sitzung 
um eine halbe Stunde zu unterbrechen, um Gelegen- 
heit zur Äußerung zu geben. Im allgemeinen ist 
einem solchen Wunsch, wenn er von einer großen 
Fraktion vorgebracht wird, stattzugeben. Ich darf 
annehmen, daß sich kein Widerspruch dagegen 
erhebt. 

(Zustimmung.) 

— Dann ist so beschlossen. Ich unterbreche die 
Sitzung bis 18.30 Uhr. 

(Unterbrechung der Sitzung von 17.54 Uhr 
bis 18.59 Uhr.) 

Präsident D. Dr. Gerstenmaier: Wir fahren in 
der unterbrochenen Sitzung fort. 

Herr Abgeordneter Rasner! 

Rasner (CDU/CSU): Herr Präsident! Meine Da- 
men und Herren! Namens der Fraktion der CDU/ 
CSU möchte ich folgendes sagen. 

Erstens, Wir haben uns davon überzeugt, daß 
unser Antrag auf Einfügung der Nr. 37 a Buch- 
stabe b) eine Finanzvorlage ist, die nach dem § 96 
(neu) unserer Geschäftsordnung dem Haushalts- 

(B) aussAuß überwiesen werden müßte. Wir sind der 
Auffassung, daß sie das auch bliebe, wenn man 
eine Bestimmung träfe, die erst den nächsten Haus- 
halt belastet, analog zu Vorgängen, die wir in der 
Anwendung des § 96 (neu) der Geschäftsordnung 
heute bereits zweimal in diesem Haus gehabt 
haben. 

Zweitens. Wir bedauern, daß diese Frage in die- 
sem Bundestag nicht geregelt werden kann. Wir 
wissen aber, daß auch die Betroffenen,’ die jetzt 
weiter auf eine Regelung warten müssen, nicht 
wollen, daß um ihres Anliegens willen die ganze Vor- 
lage scheitert, die für viele andere Kreise schwere 
materielle Sorgen verringern wird. Wir wissen, 
daß im Kreise der Betroffenen auch der Gedanke 
der Kameradschaft sehr lebendig ist. Eine Politik 
des „Alles oder nichts“ ist nie gut. 

Weil wir wollen, daß dieser Bundestag die zweite 
Novelle zum 131er-Gesetz noch verabschiedet, 
sehen wir uns zu unserem eigenen Bedauern ge- 
zwungen, unseren Antrag unter b) zurückzuziehen. 
Wir sind der Meinung, daß der nächste Bundestag 
die Aufgabe hat, sich ximfassend mit dieser Frage 
zu beschäftigen. Wir werden von uns aus dafür 
sorgen, daß dies geschieht. 

Unser Antrag zu a) enthält keine Finanzvorlage*, 
wir halten ihn aufrecht. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Präsident D. Dr. Gerstenmaier: Das Wort hat der 
Abgeordnete von Manteuffel. 

von Manteuffel (Neuß) (DP [FVP]): Herr Präsi- 
dent! Meine sehr verehrten Damen und Herren! 


Namens der Fraktion der Deutschen Partei (Freie 
Volkspartei) habe ich zu erklären, daß wir auf un- 
serem Änderungsantrag Umdruch 1288 bestehen. 

(Beifall rechts.) 

Ich wäre dankbar, wenn mir die Damen und Her- 
ren eine nähere, ins einzelne gehende Begründung 
ersparten. Ich glaube, sowohl die Experten im 
Haushaltsausschuß und in den mitberatenden Aus- 
schüssen als auch die Fraktionen sind über den 
Personenkreis und über das Anliegen, das vier 
Fraktionen, jetzt also noch drei Fraktionen hatten, 
imterrichtet. 

Wir bitten nur, den Antrag dahingehend zu er- 
gänzen, daß in Artikel VIII, in den Schlußibe- 
stimmungen, eine neue Nr. 12 eingeführt wird, wo- 
nach der Gesetzesparagraph, der diesen Personen- 
kreis betrifft, erst mit Wirkung vom 1. April 1958 
in Kraft tritt. 

Ich darf den Antrag dem Herrn Präsidenten so- 
fort übergeben. 

Präsident D. Dr. Gerstenmaler: Wird dazu das 
Wort gewünscht? — Herr Abgeordneter Miessner. 

Dr. Miessner (PDP): Herr Präsident! Meine Da- 
men und Herren! Ich erkläre für einen großen 
Teil der Kollegen meiner Fraktion, daß wir nicht 
bereit sind, die Unterschrift zurückzuziehen, auch 
nicht für den Antrag unter Buchstabe b). 

Im übrigen gibt der soeben von Herrn von Man- 
teuffel vorgebrachte Antrag den Dingen eine neue 
Wendung. Wenn diese Bestimmung so gefaßt wird, 
daß sie erst am 1. April 1958 in Kraft tritt, ist 
dieser Teil keine Finanzvorlage, weil dadurch das D) 
laufende Haushaltsjahr nicht betroffen wird. Ob 
dann im nächsten Haushaltsjahr eine Deckimg da- 
für vorhanden ist, das festzustellen, ist Aufgabe 
der künftigen Regierung bzw. des Haushaltsaus- 
schusses des nächsten Bundestages. 

Ich bitte also, es beim Antrag Umdruck 1288 zu 
belassen, mit der zeitlichen Abänderung, wie sie 
Herr Kollege von Manteuffel soeben vorgeschlagen 
hat. 

Präsident D. Dr. Gersfenmaier: Herr Abgeord- 
neter Rasner! 

Rasner (CDU/CSU): Herr Präsident! Meine Da- 
men und Herren! In der Zielsetzung besteht zwi-' 
sehen der Auffassung der CDU/CSU und der Auf- 
fassung der DP (FVP) offensichtlich überhaupt 
kein Unterschied. Die Fraktion der DP (FVP) will 
diesen Antrag zum 1. April 1958 in Kraft setzen. 
Wir sind der Auffassung, daß der neue Bundestag 
diese Frage bis dahin längst entschieden haben 
kann, vielleicht sogar mit einem früheren Datum. 
Das wird der neue Bundestag entscheiden. Wir 
haben vorhin ausdrücklich ferklärt, daß wir von uns 
aus dafür sorgen werden, daß der 'neue B^undestag 
diese Frage sofort aufgreift. Wir würden damit 
auch das Ziel: 1. April 1958 mühelos erreichen kön- 
nen, ohne daß jetzt der § 96 (neu) der Geschäfts- 
ordnung strapaziert werden muß und ohne daß 
die Gefahr besteht, daß wegen dieser Frage dieser 
Bundestag die ganze Novelle zum 131er-Gesetz 
nicht mehr verabschiedet. 

(Zuruf rechts: Das können wir heute doch 
schon beschließen!) 
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(A) p|.ä8id0nt D. Dr. Gerstenmaler: Meine Damen 
nnd Herren, ich bedaure; ich habe Bedenken, ob 
das nach der Geschäftsordnung zulässig ist. Was in 
§ 67 verlangt wird, nimmt den öffentlichen Haus- 
halt auf jeden Fall in Anspruch, und der Antrag- 
steller muß eine Deckungsvorlage bringen. Sie ver- 
weisen auf den 1. April 1958 und überlassen das 
dann /dem künftigien Bundestag. Ich finde nicht, 
daß d-ais im iSinne des § 96 (neu) ider Geschäftsord- 
nunig üjst. 

Ich werde nachher über den Antrag abstimmen 
lassen. Aber ich mache darauf aufmerksam, daß ich 
einstweilen starke Bedenken habe, ob das nach 
der Gesdiäftsordnung zulässig ist. 

Das Wort hat Herr Abgeordneter Somik. 

Dr. Sornik ,(GB/BHE): Herr Präsident! Meine Da- 
men und Herren! Namens der Fraktion des Ge- 
samtdeutschen Blocks/BHE habe ich zu erklären, 
daß wir unsere einmal gegebene Unterschrift nicht 
zurückziehen können.. Die Begründung für den 
Standpunkt eines Teiles der FDP, die Herr Kollege 
Miessner gegeben hat, 

(Abg. Dr. Mende: Für die^ ganze Fraktion!) 
ist auch unsere Begründung. 

(Beifall bei der FDP.) 

Wir schließen uns also an, allerdings mit der Maß- 
gabe, daß die beantragten Bestimmungen mit dem 
1. April 1958 in Kraft treten sollen. 

/(Beifall rechts.) 

Präsident D. Dr. Gerstenmaier: Herr Abgeord- 
neter Miessner! 

( 3 ) Dr. Miessner (FDP): Herr Präsident! Meine Da- 
men und Herren! Es liegen Ihnen jetzt von drei 
Fraktionen doch- immerhin Erklärungen vor, die es 
ermöglichen, diese Bestimmung heute anzunehmen. 

Ich glaube, meine Damen und Herren, Sie sind 
mit mir der Auffassung, daß die Frage, ob § 96 
(neu) der Geschäftsordnung bei einer Bestimmung, 
die erst das kommende Haushaltsjahr belastet, zur 
Anwendung kommt, bisher in diesem Hause noch 
nicht entschieden worden ist. Ich würde den Herrn 
Präsidenten bitten, wegen der Wichtigkeit dieser 
Frage und der präjudizierenden Wirkung, die sie 
für die Entscheidung aller künftigen Fälle hat, die 
Sitzung erneut auszusetzen 

(Widerspruch) 

und den Geschäftsordnungsausschuß mit dieser 
Frage sofort zu befassen. — Ja, meine Damen und 
Herren, /das ist doch schließlich eine der entschei- 
dendsten Fragen auch für die ganze Arbeit der 
nächsten Jahre. Denn vor dem Problem, ob man 
mit dem § 96 (neu) der Geschäftsordnung auf diese 
Weise Vorgehen kann, können wir doch jede Mi- 
nute erneut stehen. Wir haben uns auch heute 
morgen schon darüber gestritten, und das Problem 
kann schon heute abend oder morgen früh wieder 
auf uns zukommen. Deshalb ist, meine ich, der An- 
trag sachlich durchaus gerechtfertigt, in diesem 
Augenblick den Geschäftsordnungsausschuß /damit 
zu befassen, damit wir auf der Grundlage seines 
Beschlusses Klarheit haben und weiter prozedieren 
können. 

Präsident D. Dr. Gerstenmaier: Herr Abgeord- 
neter Miessner, ich könnte mich auf den § 128 be- 
ziehen und es dabei bewenden lassen und die Sache 


dann an den Haushalts ausschuß überweisen. Ich 'C) 
habe aber gar keine Bedenken — falls Sie das 
fordern — , nach § 1,29 den Gesdiäftsordnungsaus^ 
schuß anzurufen. Nur, meine Damen und Herren, 
mache ich darauf aufmerksam, daß Sie damit der 
Vorlage im ganzen einen schlechten Dienst tun. 

(Zustimmung bei der CDU/CSU.) 

Denn wie soll dann diese Sache heute überhaupt 
noch entschieden werden? 

/(Sehr richtig! bei der CDU/CSU.) 

Nun Herr Abgeordneter Matzner. 

Matzner (SPD): Herr Präsident! Meine Damen 
und Herren! Ich hätte mich nicht mehr zu Wort 
gemeldet, wenn nicht von drei Fraktionen Erklä- 
rungen abgegeben worden wären, die sich mit der 
finanziellen Seite dieses Antrags beschäftigt xmd 
alle möglichen Kunststücke angewandt haben, um 
das Haus zu überzeugen, daß man ihn ohne Rück- 
überweisung an den Haush alts ausschuß annehmen 
könne. Ich möchte diese drei Sprecher der Frak- 
tionen und die drei Fraktionen fragen, wie sie dies 
verantworten wollen, während sie im selben 
Augenblick in diesem Gesetz 16 Millionen DM für 
Kriegsopfer streichen, die wir seinerzeit gemein- 
schaftlich angesetzt haben. Ich bin der Fraktion der 
CDU/CSU dafür dankbar, daß sie diesen Weg ge- 
gangen ist, und zwar mit Rücksicht auf das Schick- 
sal, welches dieser Novelle beschieden gewesen 
wäre, wenn wir diesen Weg nicht gegangen wären. 

Ich verstehe aber nicht, warum man jetzt um die 
Frage Finanzvorlage oder nicht kämpft, wenn man 
auf der anderen Seite bedenkenlos 16 Millionen 
DM streicht. 

(Sehr richtig! bei der SPD.) 

Präsident D. Dr. Gerstenmaier: Meine Damen 
und Herren, ich schlage Ihnen vor, daß wir zu- 
nächst das Schicksal der Anträge ab warten. Wenn 
Ihr Antrag durchgeht, können wir uns weiter dar- 
über unterhalten. Nur jetzt keine theoretischen Er- 
örterungen imd möglichst keine erneute Vertagung 
des Plenums! 

Wünscht noch jemand das Wort zu den vorliegen- 
den Anträgen? — Herr Abgeordneter von Man- 
teuffel, Sie wollten mir noch den Text geben. 

(Abg. von Manteuffel [Neuß]: Ich habe ihn 
soeben herauf gegeben, Herr Präsident!) 

— Danke vielmals. 

Wir kommen zur Abstimmung. Ich lasse zunächst 
über den Änderungsantrag auf Umdruck 1288 ab*- 
stimmen, nach dem eine Nr. 37 a in Art. I einge- 
fügt werden soll, durch die der § 67 geändert wird. 
Den ersten Teil dieses Antrags will die CDU/CSU 
auf jeden Fall aufrechterhalten. Ich lasse also zu- 
nächst über den Antrag unter a) abstimmen. Wei 
diesem Antrag zustimmen will, den bitte ich um 
ein Handzeichen. — Gegenprobe! — Das erste war 
die Mehrheit; dieser Antrag ist angenommen. 

Ich lasse dann über den Antrag imter b) ab- 
stimmen, nach dem ein neuer Abs. 3 an § 67 an- 
gefügt werden soll. Wer diesem Antrag zustimmen 
will, den bitte ich um ein Handzeichen. — Gegen- 
probe! — Das ist die große Mehrheit; dieser Ände- 
rungsantrag ist abgelehnt. 
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(Präsident D. Dr. Gerstenmaier) 

Herr Abgeordneter von Manteuffel, wäre dann 
bei Art. VIII über Ihren Antrag abzustimmen? 
Oder ist der Antrag erledigt? 

(Abg. von Manteuffel [Neuß]: Ist erledigt!) 

— Schön. 

Meine Damen und Herren, damit haben wir jetzt 
eine neue Nr. 37 a in Art I eingefügt, die die Fas- 
sung der ersten Hälfte des Antrags auf Umdruck 
1288 hat. 

Ich rufe auf Art. I Nr. 38, — 39, — 39 a, — 
40, — 40 a, — 41, — 42, — 42 a, — 42 b, — 43, — 
43 a, — 44, — 45, — 46, — 47, — 48. — So weit lie- 
gen Änderungsanträge nicht vor. Wird das Wort ge- 
wünscht? — Das ist nicht der Fall. Wer den auf- 
gerufenen Ziffern zustimmen will, den bitte ich 
um ein Handzeichen. — Gegenprobe! — Ange- 
nommen. 

Art. II, Saite 51 der Vorlage. Hier liegt ein Ände- 
rungsantrag auf Umdruck 1292 Ziffer 9 vor. Wird 
zur Begründung das Wort gewünscht? — Keine 
Begründung. Wird das Wort zur Ausspradie ge- 
wünscht? — Das ist nicht der Fall. Wir kommen 
zur Abstimmung! Wer dem interfraktionellen An- 
trag auf Umdruck 1292 Ziffer 9 zustimmen will, 
den bitte ich um ein Handzeichen. — Gegenprobe! 

— Das verstehe ich nicht, meine Herren, das ist 
doch ein interfraktioneller Antrag. 

i(Abg. Matzner: Nein, wir haben die Unter- 
schriften zurückgezogen!) 

— Entsdiuldiigen iSie. Es ist schlecht, wenn die Prä- 
sidenten sich abwechseln. Dann weiß der Nach- 
folger nicht, was der Vorgänger zur Kenntnis ge- 
nommen hat. Jedenfalls ist der Antrag auf Um- 
druck 1292 Ziffer 9 mit Mehrheit angenommen. 

Wir stimmen ab über Art. II in der so geänder- 
ten Fassung. Wer zustimmen will, den bitte ich 
um ein Handzeichen. — Gegenprobe! — Enthal- 
tungen? — Bei zahlreichen Enthaltungen ange- 
genommen. 

Art. II a, Seite 55 der Vorlage, Änderungsantrag 
Umdruck 1292 Ziffer 10. Wird das Wort zur Be- 
gründung gewünscht? — Das ist nicht der Fall. — 
Aussprache! — Keine Wortmeldungen. Wer dem 
Antrag auf Umdruck 1292 Ziffer 10 zustimmen 
will, den bitte ich um ein Handzeichen. — Gegen- 
probe! — Das erste ist die Mehrheit; der Ände- 
rungsantrag ist angenommen. 

Wer dem Art. II .a in der so geänderten Fassung 
zustimmen will, den bitte ich um ein Handzeichen. 

— Gegenprobe! — Enthaltungen? — Der Art. II a 
ist in der so geänderten Fassung angenommen. 

Ich rufe auf die Art. II b, — II c — und II d. — 
Änderungsanträge liegen nicht vor. Wer den auf- 
gerufenen Artikeln zustimmen will, den bitte ich 
um ein Handzeichen. — Gegenprobe! — Ange- 
nommen. 

Die Art. III, IV, V und VI entfallen. 

Art. VH! — Keine Änderungsanträge. Wird zu 
Art. VII das Wort gewünscht? — Das Wort wird 
nicht gewünscht. Wer dem Art VII zustimmen 
will, den bitte ich um ein Handzeichen, — Gegen- 
probe! — Angenommen. 

Ich rufe auf Art. VII a und dazu den Änderungs- 
antrag Umdruck 1292 Ziffer 11. Wird zur Begrün- 
dung das Wort gewünscht? — Das Wort wird nicht 


gewünscht. Wer dem Änderungsantrag Umdruck 
1292 Ziffer 11 zustimmen will, den bitte ich um 
ein Handzeichen. — Gegenprobe! — Das erste ist 
die Mehrheit; der Änderungsantrag ist ange- 
nommen. 

Ich rufe Art. VII a in der so geänderten Fassung 
auf. Wer zustimmen will, den bitte ich um ein 
Handzeichen. — Gegenprobe! — Enthaltungen? — 
Bei zahlreichen Enthaltungen angenommen. 

Ich rufe auf Art. VIII und dazu den Änderungs- 
antrag Umdruck 1292 Ziffer 12. Wird das Wort 
gewünscht? — Herr Abgeordneter Dr. Kleindinst! 

Dr. Kleindinst (CDU/CSU): Herr Präsident! Meine 
Damen und Herren! In Art. VIII muß jetzt fest- 
gelegt werden, daß die neue Nr. 37 a erst am 
1. September 1957 und nicht sofort mit der Ver- 
kündung des Gesetzes in Kraft tritt. Das hängt 
mit den Überleitungsschwierigkeiten zusammen. 

Präsident D. Dr. Gerstenmaier: Herr Kollege 
Dr. Kleindinst, wenn lich Sie recht verstanden 
habe, soll Art. VIII Abs. 1 Nr. 10 daihin erigänzt 
werdien, daß vor der Nr. 38 die Nr. 37 a einge'füigt 
wird. 

(Abig. Dir, Kleindinst: Ja!) 

— Dias Hiaus list damit einverstanden; es handelt 
sich lum keine inhaltliche Änderung. 

Nun zunächst izum Änderungsantrag Umdruck 
1292 Ziffer 12, -in Art. VIII den durch den Zweiten 
Nachtrag eingefügten Abs. 1 a ziu streiichen. Wer 
diesem Änderungsantrag zustimmen will, den bitte 
ich um lein Handzeichen. — Gegenprobe! — Ent- 
haltungen? — Der Änderungsantrag list ibei zahl- 
reichen Enthaltungen 'angenommen. 

Wir stimmen nun über den Art. VIII mit der 
Korrektur des Herrn Dr. Kleindinst und der Än- 
derung auf Grunid des langenommenen Antrags 
Umdruck 1292 Ziffer 12 lab. Wer izustimmen will, 
den bitte ich um lein Handzeichien. — Gegenprobe! 

— Angienömmen. 

Einleitunf? und Überschrift! — Wer dafür ist, 
den bitte ich um lem Handzeichen, — Gegenprobe » 

— Angenommen. 

Wir tTiOten in 'die 

dritte Lesung 

leiin. Wird das Wort in ider allgemeinen Aussprache 
gewünscht? — Herr Abgeordneter Schneider 
(Bremerhaven) ! 

(Abg. Matzner: So kann man sich an 
Abmachungen halten!) 

Schneider (Bremerhaven) (DP [FVP]): Herr Prä- 
sident! Meine sehr geehrten Damen und Herren! 
Unausgesprochen m diesem Hause ist noch, worum 
es sich bei dieser Vorlage wirklich gehandelt hat. 
Es igeht um idie Einbeziehung der Angehörigen der 
ehemaligen Waffen-SS in diie 2. Novelle zum 131er 
Gesetz. 

Meine politischen Freunde und ich meinen damit 
selbstverständlich nur jene ehemaligen Soldaten 
der Waffen-'SS, die sich keine jehrienrührigen Hand- 
lungen haben zuschulden kommen lassen, — ein 
Standpunkt, den meine Fraktion von Anbeginn an 
vertreten hat. Ich glaube talso nur die Wahrheit zu 
sagen, wenn ich mit allem Freimut »anjisspreche, 
daß es sich nicht nur darum handelt, daß durch 
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(Schneider [Bremerhaven]) 

die .Hereinniaihmie idieses Persanenkreisies der Haus- 
halt um schätzungsweiise 10 odier, wenn es hoch 
kommt, 20 Millionen (DM miehr Ibelastet wird — 
die Angaben des Herrn Finanzministers smd offen- 
bar stark übertrieben — , sondern daß es siich letz- 
ten Emdes dairium handelt, diejenigen Angehörigen 
der lehemaligien Waffen-SS, die ihre Pflicht an der 
Front getreu ihrem Eid tgenauso getan haben wie 
alle anderen (Soldaten 'imd die si'ch nichts haben 
ziuschulden kommen lassen, weiterhin nicht unter 
Kuratel izu stellen. 

Meine Freunde bedauern les insbesondere, daß un- 
ser Koalitionspartner, idie Ghristlich-Demokra tische 
Union, uns ihier ein so trostloses Bild geiboten hat. 
Ich erinnere daran, daß wir gerade 'in dien Reihen 
der Koalition jahrelamg darum gekämpft oind im- 
mier darauf gedrängt haben, daß die zweite No- 
velle als umfassende Regelung verabsichiedet wird. 
Es ist kein Wunder, idaß in 'der Hast der letzten 
Tage schlechte Gesetze herauskommen und daß 
solche Piannen passieren, wie es hier wieder ge- 
schehen ist. Man sollte das diann aber auch ehrlich’ 
zuigebien und sollte es nicht noch unter iBezug auf 
diejieuiigen, die es .angeht, mit dem Wort der 
Kamerädsichaift venbrämen. 

Meine politischen Freunde von der Deutschen 
Partei (Freien Volkspartei) sind von jeher ider Auf- 
fassaing gewesien, daß es mißlich ist, wenn wir 
unsere Staatsibürger in solche I. und II. Klasse ein- 
teilen, 

(Abg. Matznier: Darum handelt es sich 
ja gar nicht! Es handelt sich lum die 
B eam tenrechte I ) 

Meine Fre'unde befürchten, daß das eine große Ge- 
(B)fahr für unseren Staat ist. — Es handelt sich bei 
dem, was ich hier gesagt habe, um d'as, wias kommt. 

Wir 'bedauern Idiese Ents'cheidung und können 
mit Ihnen in dieser Stunde nur hoiffen, daß der 
nächste Bundestag ziu einer anderen' Regelung 
kommt. Ich wollte nicht versäumt habien, diese 
Dinge hier einmial klarzustellen. 

Präsident D. Dr. Gerstenmaier: Herr Abgeord- 
neter Dr. Miessner! 

Dr. Miessner (FDP): Herr Präsident! Meine Da- 
men und Herren! Ich möchte für mich persönlich 
vor der Schlußabstimmung folgendes erklären. 
Durch die Beschlüsse in der zweiten Lesung ist 
die Ausschußvorlage im letzten Augenblick aus 
rein fiskalischer Sicht zuungunsten der betroffenen 
Kreise erheblich verschlechtert worden. Die jetzt 
beschlossene Fassung bleibt in einigen wesentlichen 
Punkten sogar hinter dem seinerzeitigen Initiativ- 
antrag der Parteien CDU/CSU, FDP und DP, der 
die Unterschriften der drei Fraktionsvorsitz enden 
trägt, zurück. 

Nachdem nunmehr auch die ehemaligen Ange- 
hörigen der Waffen-SS wieder herausgenommen 
worden sind, 

(Zuruf von der SPD: Die waren gar nicht 
darin!) 

ferner vorhin gerade eine ganze Reihe Verschlech- 
terungen auf Grund des gemeinsamen Antrags ver- 
schiedener Parteien eingeführt worden sind, 

(Zuruf von der SPD: Auch Ihrer!) 

und nachdem auch der Termin des Inkrafttretens 
entgegen wiederholten Zusagen aus Kreisen der 


Regierungsparteien auf den 1. September verscho- 
ben worden ist, kann ich aus Rechtsgründen dieser 
Rump fnov eile nicht mehr zustimmen. 

Präsident D. Dr. Gerstenmaier: Herr Abgeord- 
neter Rasner! 

Rasner (CDU/CSU): Herr Präsident! Meine Da- 
men und Herren! Meine Fraktion bedauert zutiefst 
die Ausführimgen, die eben der Kollege Schnei- 
der von der Fraktion der DP gemacht hat, 

(Zustimmung bei der CDU/CSU. — Abg. 

Matzner: Sehr richtig!) 

Wir lassen uns in der Fürsorge für diejenigen Sol- 
daten, die ohne persönliches Verschulden ehren- 
haft iin ider Waffen-SS igesttaonüdeoi haben, -genau wie 
jeder andere Soldat an der Front, von keiner Frak- 
tion, auch nicht von der Ihren, übertreffen. 

(Zurufe von der DP [FVP].) 

Gerechtigkeit gilt für alle, und Gerechtigkeit ist 
unteilbar. Wenn wir jetzt diese Frage nicht ge- 
regelt, sondern sie auf den nächsten Bundestag 
verschoben haben, dann liegt das daran, daß wir 
nicht die Verabschiedung eines Gesetzes gefährdet 
sehen wollten, das für einen Personenkreis von 
über 300 000 Menschen Verbesserungen im Umfang 
von 300 Millionen DM bringt. 

Ich wiederhole außerdem, daß wir uns in dem 
Ziel, diese Frage bis zu dem Datum zu regeln, das 
Sie angegeben haben, nämlich bis zum 1. April 
nächsten Jahres, auch einig sind. Wir wollen aber, 
daß der nächste Bundestag das macht, damit dieser 
Bundestag diese Novelle, auf die so viele Menschen 
gewartet haben, noch zeitgerecht verabschieden und 
in Kraft setzen kann. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Präsident D. Dr. Gerstenmaier: Herr Abgeord- 
neter Sorniik. 

Dr. Somik ((GB/BHE): Herr Präsident! Meine Da- 
men und Herren! Wir bedauern sehr, daß unser 
Antrag nicht angenommen wurde. 

Die Pression, mit der die 2. Novelle zum Gesetz 
nach Art. 131 beschlossen worden ist, hat dem 
Gesetzgebungswerk bestimmt nicht gut getan. Ge- 
rade die Fragen der 131er bedürfen sehr sorgfäl- 
tiger Überlegung. Wir haben im Ausschuß gerade 
über die Probleme der Waffen-SS und der Staats- 
polizei sorgfältige Erwägungen angestellt. 

Die 2. Novelle zum Gesetz nach Art. 131 war in 
der Fassung, in der sie vom Ausschuß verabschiedet 
worden ist, wirklich ein großer Erfolg. Sie hat aus 
fiskalischen Gründen Rechtsminderungen und 
Rechtseinschränkungen erfahren müssen. 

Ich möchte nicht, daß in Zukunft bei der Be- 
handlung des Schlußgesetzes, das möglichst zeitig 
in Angriff genommen werden sollte, eine gleiche 
Pression besteht. Der Personenkreis der 131er ist 
ein Kreis der Notleidenden, ein Kreis, der um 
Rechte ringt. Ich meine, daß der Bundestag im 
zwölften Jahre nach der Katastrophe zu einer 
Lösung kommen sollte. 

Wir werden der 2. Novelle zustimmen und er- 
warten, daß das Schlußgesetz bald, zu Anfang des 


2. Deutscher Bundestag — 223. Sitz-xing. Bann, Donnerstag, den 4. Juli 1957 


13277 
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kommenden Bundestages in Angriff genommen 
wird. 

(iBeifall beim GB/BHE.) 

Präsident D. Dr. Gerstenmaier: Herr Abgeord- 
neter Kühn. 

Kühn (Bonn) (FDP): Herr Präsident! Meine Da- 
men und Herren! Wer sich seit 1949 mit den Pro- 
iblemen der 131'er befaßt 'hat, der weiß, daß wir 
schon damals, als wir das Gesetz zu Art. 131 ver- 
abschiedet haben, der Meinung waren, es sei keines- 
wegs vollkommen. Das Gesetz konnte — aus vielen 
Gründen, die im einzelnen anzuführen viel zu weit 
führen würde — nicht vollkommen sein. 

Aber, meine Damen und Herren, Sie wissen, daß 
die Fraktion der Freien Demokratischen Partei noch 
am letzten Tage des 1. Bundestages eine Novelle 
zu diesem Gesetz nach Art. 131 durchgesetzt hat. 
Sie erinnern sich, daß sie nicht hier, sondern im 
Funkhaus in Köln verabschiedet wurde. Ich bitte, 
daraus zu ersehen, wie es damals gerade noch in 
letzter Minute gelungen ist, gewisse Verbesse- 
rungen des Gesetzes zu erreichen. 

Nun haben wir uns im 2. Bundestag wieder mit 
diesem Problem befassen müssen. Es besteht gar 
kein Zweifel — auch meine Herren Vorredner 
haben darauf hingewiesen — , wie schwierig die 
Situation für die 131er in vielen Fällen noch ist. Es 
kann gar keine Rede davon sein, daß das Problem 
der 131er in jeder Weise rechtsstaatlich gelöst ist. 

Es wird die Aufgabe des 3. Bundestages sein, zu 
einem Schlußgesetz zu kommen. Sie wissen, daß 
wir uns Mühe gegeben haben, schon in diesem 
2. Bundestag zu einem Schlußgesetz zu kommen. 
Aber alle möglichen widrigen Umstände haben uns 
daran gehindert. Gewiß haben wir versucht, die 
Schwierigkeiten zu meistern. Ich bedauere genau 
wie mein Fraktionskollege Dr. Miessner, daß wir 
in -einiigien Ptunikten, wie Uoiterbrinjgamig, Versor- 
giunig, Waffen-SS, nicht au ledner Liösiunig haben 
kommen koonnien, die das gaoiizie Haus (befriedigt. 

Sie wissen, daß wir die FDP-Novelle zu dem 
Gesetz nach Art. 131 einstimmig verabschiedet 
haben. Das heute zu verabschiedende Gesetz hat 
ein (ganz landeres, recht 'beträchtliches finanizielles 
Volumen. Trotz der Mängel, diie wir sehen, geben 
W(ir diesem Gesetz (unsere Zustimmiung, und ich 
möchte Sie lalle bitten, di'esier Novielle ebenfalls zu- 
ziustimmen. 

(Beifall bei der FDP.) 

Präsident D. Dr. Gerstenmaier: Weitere Wort- 
meldungen in der allgemeinen Aussprache der 
dritten Lesung? — Die allgemeine Aussprache ist 
geschlossen. Änderungsanträge liegen zur dritten 
Lesung nicht vor. 

Wir kommen zur Schlußabstimmung. Wer dem 
Gesetzentwurf in der vorliegenden Form zustimmen 
will, den bitte ich, sich zu erheben. — Gegenprobe! 
— Gegen 1 Stimme ist dieser Gesetzentwurf an- 
genommen. 

Abstimmung über den Antrag des Ausschusses 
Drucksache 3643 Ziffer 2, die zu dem Gesetzentwurf 
eingegangenen Eingaben und Petitionen für erledigt 
zu erklären. — Das Haus ist einverstanden; es ist 
so beschlossen. 

Sind Sie einverstanden, daß wir nunmehr zu 
Punkt 13 der Tagesordnung zurückkehren? — Herr 


Abgeordneter Rasner, darf ich fragen, ob Sie zur 
Tagesordnung sprechen wollen? 

(Abg. Rasner: Ja, zur Tagesordnung!) 

— Bitte sehr. 

Rasner (CDU/CSU): Herr Präsident! Meine Da- 
men und Herren! Namens meiner Fraktion be- 
antrage ich, als nächsten Punkt den Entwurf eines 
Gesetzes über die Berufsausübung im Handel — 
Drucksache 3654 bzw. 1872 — zu beraten. 

Präsident D. Dr. Gerstenmaier: Das Wort hat der 
Abgeordnete Dr. Menzel. 

Dr. Menzel (SPD): Herr Präsident! Meine Damen 
und Herren! Die sozialdemokratische Bundestags- 
fraktion schlägt vor, zunächst die Punkte 15, 16, 
17 und 13 heute noch zu behandeln, und zwar aus 
folgenden Gründen. 

Die Punkte 15 und 16 umfassen das Kriegsfolgen- 
schlußgesetz in Verbindung mit der dazu erforder- 
lichen Einfügung eines Artikels in das Grundgesetz. 
Das Kriegsfolgenschlußgesetz, das wenigstens für 
einen Teil von Altgläubigern der früheren Reichs- 
anleihen, der preußischen Konsols, der Reichsbahn- 
anleihe und der Postanleihe eine Entschädigung 
und in anderen Fällen einen gewissen Härteaus- 
gleich bringt, ist für viele Tausende in Deutschlaud 
so dringend erforderlich, daß wir auf keinen Fall 
riskieren dürfen, dieses Gesetz in diesem Bundes- 
tag nicht mehr zu verabschieden. Das gilt um so 
mehr, als zur Grundgesetzänderung die besondere 
Mehrheit von 332 Ja-Stimmen erforderlich ist. Ich 
sage dem Hause nach den Erfahrungen der letzten 
Zeit nichts Neues, wenn ich betone, daß die Gefahr 
besteht, daß wir in den nächsten Tagen mindestens 
insoweit nicht mehr beschlußfähig sind. Wir bitten, 
heute zumindest die zweite Lesung dieser beiden 
Gesetze vorzunehmen, um dann auf Grund einer 
noch zu treffenden Vereinbarung vielleicht morgen 
zu einer günstigen Tageszeit unter Unterbrechung 
der Beratung der Verträge über Euratom und den 
Gemeinsamen Markt über die Grundgesetzänderung 
abzustimmen, um dadurch zu sichern, daß die 
erforderliche Anzahl der Abgeordneten da ist. 

Das gleiche, meine Damen und Herren, gilt für 
das Gesetz über die Deutsche Bundesnotenbank. Es 
ist endlich nach sehr vielen und schwierigen, aber 
erfolgreichen Verhandlungen im Ausschuß ein- 
stimmig verabschiedet worden. Auch dieses Gesetz 
halten wir im Interesse der Finanzpolitik und der 
allgemeinen Wirtschaft für vordringlicher. Wir 
glauben auch hier, nicht Gefahr laufen zu sollen, 
daß es der Bundestag nicht mehr verabschiedet. 

Schließlich ist auch Punkt 13 wichtig. Ich glaube, 
hier handelt es sich sogar um eine Terminsache, 
weil es um den Imkerzucker geht. Wir müssen hier 
vordringlich das, was uns der Ausschuß an gesetz- 
lichen Bestimmungen vorschlägt, noch heute ver- 
abschieden. Damit wird das Gesetz über die Be- 
rufsausübung im Handel keineswegs vertagt. Wir 
können es auch noch in den nächsten Tagen ver- 
abschieden. Aber zunächst, meine Damen und 
Herren, müssen wir diejenigen Gesetze behandeln, 
die mit soviel Mühe in den Ausschüssen dieses 
Bundestages erarbeitet worden sind. 

(Beifall bei der SPD und Abgeordneten 
anderer Fraktionen. — Zurufe. — Abg. Dr. 

Dresbach: Jawohl, ich habe geklatscht!) 
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Präsident D. Dr. Gerstenmaier: Nach dem SPD^ 
Vors'chlaig soillen jotzft idde Tagesoirdnungspiunikte 15, 
16, 17 iund 13 .bdhandielLt iwerden, nach dem C'DU- 
V! 0 >rschlag zainächsit Piunkt 6. Wie soll dann nach 
Ihirer Meinung fortge'f ähren werden? 

{A'bg. Rasner: Darüber können wir ums 
noch versitändigen!) 

— Nein! Wie ß-oilil d.a ein Pirä'sident in diesem Hiause 
die Dinge noch in Ordnunig beieiniander halten 1 
Jedem Präsiidenten wird eine ^andere Tajgesordnung 
nahegelegt, ohne daß die mmdeate Verständigung 
staittgefuniden hat. Dias ist ^unmöglich! Bei einem 
solich'en Verfahren ist eis unmöglich, die Miniisterien 
über dias zu verstänldigien, was behandelt wird; 
dazu aber sind wir verpifLichtet. Man kann nicht 
einfach in jedem Augenblick idie Tagesordnung 
ändern, 

(Beifalil bei der SPD, rechts und biei Ab- 
geordneten in ider Mitte.) 

Also Tagesordniungsp'unkt 6 möchten Sie zu- 
nächst behandelt haben. Und dann? . 

(Abg. Rasner: Punkt 17!) 

Und dann? 

(Abg. Rasner: Plunkt 13!) 

— Na, vielleicht besinnen Sie sich noich etwas. Ich 
lasse zunächst abs'timmen. 

Wer dem Antrag zusitimmt, jetzt zunächst Tages- 
ordnungspunkt '6 — Berufsausübung im Bjandel — 
zu behandeln, den bitte ich lum ein Handzeichen. — 
Gegenprobe! — Das zweite ist die Mehrheit; abge- 
lehnt. 

.gx Dann müßte ich abstimmen laasien, ob Punkt 15 
^ beraten wierden soll. Wir hatten aber eigentlich 
verabredet, Herr Kollege Menzel, daß zunächst 
Punkt 13 behandelt werden soiJlte; so habe ich les 
jedenfalls von meinem Vorgänger übernommen. 

(Abg. Dr. Menzel: Einverstanden!) 

— Dann ziehen Sie Ihren Antrag zugunsten der 
alten Ordnung zurück, damit wir wenigstens eine 
Ordnunig Mer im, Hause haben. 

(Beifall bei der SPD, rechts /und bei Ab- 
geordneten in der Mitte.) 

Ich irufe auf Punkt 13: 

Zweite .und dritte Ber/atung ides von den 
Abgeordneten Matthes, Richarts, Krdede- 
miann, Mauk, Elsner, Dr. Preiß und Genos- 
sen eingeibraditen Entwurfs eines Gesietzes 

zur Änderung des Vierten Gesetzes zur 
Änderung des Zuckersteuergesetzes (Druck- 
siache 3114),, 

Mündlicher Bericht des Aus'schussies für Fi- 
nanz- und Steuerfragen (19. Ausschuß) 
(Drucksache 3632). 

(Erste Beratung: 190. Sitzung.) 

Das Wort hat der Berichterstatter, Herr Abge- 
ordneter Dr. Miessner. 

Dr. Miessner (PDP), Berichterstatter: Herr Prä- 
sident! Meine Damen unid Herren! Ich darf mich 
im wesentlich<en lauf meinen Schriftlichen B, erlebt 
beziehen. Ich möichte nur mit wenigen Sätzen idar- 
leigen, um was les sich handelt. Das hat einen beson- 
deren Grund; denn lan idi-esen Punkt wird sich ver- 


mutlich noch eine wichtigere andere Siache an- ' 
schließen. 

Biei dem Gesetzentwurf Drucksache 3114 handelt 
es sich darum, idie 'zur Fütterung von Bienen be- 
stimmte zuckersteuerfreie Zuckermenge von 7,5 auf 
10 kg Zucker pro Jahr und Bienenvolk zu erhöhen. 
Im Aussichuß wurden Betrachtungen darüber .an- 
geßte/Ut, ob ^es sich lohne, wegen einer so kleinen 
finanzii^len Auswirkung — sie liegt etwa beii 
25 Pfennig im Jahr pro Bienenvolk — ein Gesetz 
zu ändern. Aber schließlich setzte sich do'ch die 
Meinung durch, daß man die Imker von der Ent- 
richtung der Zuckersteuer für die Zuckermienge be- 
freien sollte, Idie wiährend des Winters an die Bie- 
nen verfüttert wird. Diese Menge soll nach Aus- 
kunft von Sachverständigen eher bei 10 lals bei 
7,5 kg pro Biienenvollk liegen. Der Ausschuß hat 
aus (diesen Erwägungen ider Vorlage dann auich 
einmütig zngestimmt. Ich möchte ,auich dem Hohen 
Hause empfehlen, die Zustimonung zu erteilen. 

Präsident D. Dr. Gerstenmaler: Ich danke dem 
Herrn Berichterstatter. — Wird das Wort ge- 
wünscht? — Das Wort wird nicht gewünscht. 
Zweite Lesung, Art. 1, Art. 2, keine Änderungs- 
anträge. Der Ausschuß sdilägt vor — Drucksache 
3632 — , einen Art. 2 a einzufügen. Widerspruch? 

— Das Haus ist damit einverstanden. Art. 3, Ein- 
leitung und Überschrift. Wird das Wort gewünscht? 

— Das Wort wird nicht gewünscht. Wir kommen 
zur Abstimmung! Wer zustimmen will, den bitte 
ich um ein Handzeichen. — Gegenprobe! — An- 
genommen. 

Wir kommen zur 

dritten Lesung. 

Ich eröffne die allgemeine Aussprache. — Keine 
Wortmeldungen. Wer dem Gesetzentwurf in der 
'dritten Lesung zustimmen will, den bitte ich, sich 
vom Platz zu erheben. — Gegenprobe! — Enthal- 
tungen? — Das Gesetz ist einstimmig angenommen. 

Wir kommen zu den Entschließungsanträgen, zu- 
nächst Änderungsantrag Umdruck 1296 zu Um- 
druck 1285. Ich gebe dem Hause bekannt, daß hier 
einige Abgeordnete ihre Unterschriften zurückge- 
zogen haben. Das nehmen wir ins Protokoll. — 
Herr Abgeordneter Seuffert, bitte sehr. 

Seufffert (SPD): Herr Präsident! Meine Damen 
und Herren! Im Namen derjenigen Unterzeichner 
des Änderungsantrags Umdruck 1296 zu dem Ent- 
schließungsantrag, der anscheinend nicht begrün- 
det wird, die ihre Unterschrift nicht zurückge- 
zogen halDcn — das sind insbesondere alle meine 
politischen Freunde — , darf ich kurz folgendes 
sagen. 

Der Entschließungsantrag Umdruck 1285 nimmt 
Bezug auf bestimmte Probleme des Zuckerrüben- 
anbaus und lauf eine Untersuchung, für die im Bun- 
deshaushaltsplan bereits Mittel vorgesehen sind. 
Sie verlangen aber dann, daß in jedem Fall, also 
gleichgültig wie diese Untersuchung ausgehen 
sollte, die Auszahlungen der Zuckerfabriken so 
gestaltet werden, wie es nach einem in diesem 
Hause beantragten, aber nicht verabschiedeten und 
auch nicht mehr zur Verabschiedung kommenden 
Gesetzentwurf vorgesehen war. Dieser Gesetzent- 
wurf bezog sich allerdings auf eine Senkung der 
Zuckersteuer, die nicht gerade die Aiiszahlungen 
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(Seuifert) 

der Zuckerfabriken regelt. Aber jedermann weiß, 
was gemeint war. 

Die Entschließung in dieser Form würde ent- 
weder bedeuten, daß, da diese Gesetze nicht be- 
stehen und nicht beschlossen werden, die Regie- 
rung zu einem gesetzwidrigen Handeln aufgerufen 
wird, oder sie würde den Versuch bedeuten, die 
Fraktionen dieses Hauses so zu binden, und zwar 
ohne ordnungsmäßige Gesetzesbexatung, als ob sie 
einem solchen Gesetz zugestimmt hätten. Um das 
— ^ was unserer Ansicht nach mit einer Ent- 
schließung heute nicht gemacht werden kann — 
richtigzustellen, sieht der Änderungsantrag vor, 
daß diese Aufforderung nicht beschlossen wird, 
sondern daß die Frage, die hier angesprochen ist, 
ordnungsmäßig von der Regierung geprüft wird. 

Ich möchte keinen Zweifel darüber lassen, daß, 
falls der Änderungsantrag nicht angenommen wird, 
jedenfalls die ganz überwiegende Mehrheit mei- 
ner Fraktion der Entschließung nicht zustimmen 
kann. 

Präsident D. Dr. Gerstenmaler: Keine Wortmel- 
dungen. Aber eine kleine Schwierigkeit, Herr Kol- 
lege Seuffert. Sie brauchen 15 Unterschriften. 
6 sind zurückgezogen, 9 sind noch übrig; es fehlen 
also noch 6 Unterschriften. 

(Abg. Seuffert: Ich bitte, die Unter- 
stützungsfrage ZU stellen!) 

— Wird dieser Ändenmgsantrag unterstützt? — 
Der 'Änderungsantrag wird hinreichend unter- 
stützt; dieser Änderungsantrag ist also von minde- 
stens 15 Abgeordneten eingebracht worden. 

(B) Herr Abgeordneter Miessner, Sie wollten dazu 
sprechen? — Bitte sehr. 

Dr. Miessner /(PDP): Herr Präsident! Meine Da- 
men und Herren! Wir unterstützen den Ent- 
schließungsantrag auf Umdruck 1285 und lehnen 
den Änderungsantrag auf Umdruck 1296 ab, der 
jetzt nur nodi von der SPD unterstützt wird, nach- 
dem die anderen Unterzeichner ihre Unterschrift 
zurückgezogen haben. 

Es geht um folgendes: Im Ausschuß ist mit Mehr- 
heit eine Zuckersteuersenkung beschlossen worden; 
aber aus den heute schon mehrfach vorgebrachten 
haushaltsrechtlichen Gründen hat die Vorlage im 
Hinblick auf § 96 (neu) der Geschäftsordnung keine 
Aussicht mehr, in diesem Bundestag Gesetz zu 
werden. An ihre Stelle soll der Entschließungs- 
antrag auf Umdruck 1285 treten. Darum muß er so 
bleiben, wie er abgefaßt ist, und kann nicht die 
verwässerte Form des Änderungsantrags auf Um- 
druck 1296 haben. 

Präsident D. Dr. Gerstenmaier: Zu einer Zwi- 
schenfrage Herr Abgeordneter Wittrock. 

Wittrock (SPD): Herr Kollege, halten Sie es für 
rechtlich überhaupt zulässig, daß das Parlament 
die Regierung ersucht, so zu tun, als wäre ein Ge- 
setz in Kraft, daß es gleichzeitig — eben durch 
einen solchen Beschluß — die Regierung anhält, 
ein bestehendes Gesetz nicht zu beachten? 

Dr. Miessner (FDP): Ja, Herr Kollege, in der 
Entschließung ist mit Absicht leine Fassung ge- 
wählt, (die in stäirkster Form den Wunsch dies;es 
Bundestaigie's zum Ausdruck ibringt, daß -die Regie- 


rung in .dieser Weise handelt. Die Entschließung 
soll nicht — wie les ja (sonst gelegen tliich in solchen 
Fällen zu sein piflegt — ein Begräbnis 1. Kliasse 
darstellen, sondern nach dem Willen der Antrag- 
steller in der Tat lein echter Einsatz für die Ge- 
setzesvoirlagie sein, idie led'iglich aus techndschien 
Gründen nicht mehr zum Zuge kommen kann. 

Präsident D. Dr. Gerstenmaier: Keine weiteren 
Wortmeldungen? — Wir komimen zur Abstimmung 
über den Änderungsantrag Umdruck 1296, durch 
den der Entschließungsantrag Umdruck 1285 ge- 
ändert W'erden soll. — Wer zustimmen will, gebe 
bitte ein , Handzeichen, — Gegenp,robe! — Dtas letzte 
ist die Mehrheit; der ÄnderungSiantrag isit ab- 
igelehnt. 

Wer dem Entschließungsantrag der Fraktionen 
der CDU/CSU, DP {FVP) auf Umdruck 1285 zu- 
stimmen will, gelbe bitte das Handzeichen. — Ge- 
genprobe! — Der Entschließungsantrag ist an- 
genommen. 

Damit,- meine Damien «und Herren, ist dieser 
Punkt der Tagesordnung erledigt. 

Ich muß noch ein Versäumnis nachholen. Bei 
dem letzten Tagiesc>r.dnuingspunkt — Änderungs- 
gesetz für die ISlier — ist in dem Antrag des Aus- 
schusses auf dem Nachtrag ziu Drucksache 3643 
unter Ziffer 2 leine Ents'chließung vorgeschlagien, 
wonach der Bundesminister der Finanzen ersucht 
wird, bis zum 1. Novemiber 1957 dem Haushai ts- 
<ausschuß leine Anforderiung der Planstellen vorzu- 
legen, und unter Ziffer 3 ibeantnagt, idie zu idem 
Gesetzentwurf ©ingegangenen Eingiaben und Pieti- 
tdonen für (erledigt zu «erklären. Ist das Haus mit 
dem Antrag lunter idiesien beiden Ziffern des Nach- 
trags ekivierstanden? — Das Haus ist ednverstian- (D) 
den. Damit ist diese Stäche erledigt. 

Wir kotmmen zurück zu lunserer Tagesordnung. 

Es ist vereinbart, nach dem Punkt 13 den Punkt 16 
zu (behandeln. 

(Zurufe: 6!) 

— Nein, verabredet ist folgende Reihenfolge: nach 
Punkt 2 der heutigen Tagesordnung wird die 
Nr. 10 der gedruckten Tagesordnung -auf gerufen, 
als Punkt 3 die Nr. 18 /der gedruckten Tagesord- 
nung — das war (die Sache mit den 13 lern — , als 
Punkt 4 die Nr. 12 — ist (erledigt — , lals Punkt 5 
die Nr. 13, «als Punkt 6 die Nr. 16, lals Punkt 7 die 
Nr, 15, als Punkt 8 (die Nr. 17. Dias steht im Pro- 
tokoll. Wollen wir uns daran halten? — 

(Zaistiimmunig.) 

— Dann halten wir uns (daran. Das würde bedeu- 
ten, daß jetzt Nr. 16 kommt. 

Ich rufe «also lauf Punkt 16 der Tagesordnung: 

Zweite unid idritte Beratung des von ider 
Fraktion der SPD eingebraditen Entwurfs 
(eines Gesetzes zur Einfügung eines Ar- 
tikels 139 a in das Grundgesetz (Druck- 
sache 2416); 

Mündlicher Bericht des Ausschusses für 
Rechtswesien lund Verfass, ungls(recht (Druck- 
sache 3623). 

Berichterstatter: Abgeordneter Dr. Gdle, 

(Erste Beratung: 160. Sitzung.) 

Ich frage den Herrn Berichtersta-tter, ob er das 
Wort wünscht. 

(Zuruf: Es wird verzichtet!) 
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(Präsident D. Dr. Gerstenmaier) 

(A) — Der Berichtersitatter vterzichtet. 

Ich ruife in der zwieiten Jjesiung auf § 1, § 2, Ein- 
leituntg und Überschirift. 

(Abg. iSeuffent: Zur Abstimmung!) 

Seuffert (SPD): Ich beantrage namens der SPD- 
Frasktion namentlichie Abatdimmung. 

Präsident D. Dr. Gerstenmaier: Sie beantragen 
namentliichje Abstimmung, ida^mit dias Haus voll 
wird. 

(Heiterkeit.) 

Wollen Sie denn schon jetzt, -in der zweiten Lesung, 
namientldche Abstinunuing beantragen? 

(Abg. Seuffert: Ja, ium Rlianheit zu schaffien!) 

— Gut, wir können auch lin der zweiten Lesung 
namenitlidi labstimmen. Wir stimmen also über 
§§ 1, 2, Einleitunig und Übersch-rift namentlich 
ab. — 

Die Abstimmung ist geschlossen. — 

Meine Damen und Herren, ich gelbe das Ergebnis 
der namentlichen Abstimmung *) bekannt. Es ist 
in der 'zweiten Lesung sowieso nur lein voriläufigies 
Ergebnis und lan siich nicht von Bedeutung, aber 
es ist ein interessanter Test für die 'dritte Lesung, 

Mit Ja haben 330 Mitglieder des Hauses ge- 
stimmt und 15 Berliner Abgeordnete. Mit Nein 
haben 38 Mitgliedler des Hauses gestimmt oind 2 
Berliner Abgeordmete. 'Enthalten haben sich 10 Mit- 
glieder des Hauses und 1 ßerliner Abgeordneter. 
Insgesamt abgegeben: 378 Stimmen und 18 Stim- 
men von Berliner Abgeordneten. 

- Meine Damen und Herren, ich stelle fest, daß das 
Gesietz in zweiter Lesung lan genommen ist. 

Wir kommen jetzt zur dritten Lesung. 

— Bitte, Herr Abgeordneter Seuffert. 

Seuffert (SPD): Herr Präsident! Meine Damen 
und Herren! Ich möichte Vertagung der dritten 
Lesung beantraigen. Mir ist allerdings gesagt wor- 
den, daß einige Mitglieder ides Hauses diesmial ihre 
Stimme irrtümlich abgegeben haben und daß man 
das Quorum vielleicht doch erreichen könnte, 

(Abg. Illerhiaus: Unwissenheit sidiützt 
nidit vor Strafe!) 

Das könnte vielleicht in der dritten Le,sutng korri- 
giert werden. Ich (bin mir -aber nicht ganz im kla- 
ren,* ob wir darin sidiergehien können. Vielleicht 
können wir idie dritte Lesung des Gesetzentwurfs 
in diesem Augenblick zur ückst eilen und jetzt zu 
Punkt 15 üibengehien. 

Präsident D. Dr. Gerstenmaier: Nein, Herr Kol- 
lege Seuffert. Jetzt lassen Sie mich e'inmal mein 
Glück versuchen. Wenn ich Sie recht vierstanden 
habe, beantragen Sie vorsichtshalber Verta.gung 
der -dritten Lesung. Nun, es liegen (bei mir schon 
Wortmeldungen zur Abgabe von Erklä-rtungen vor. 
— Wollten Sie dazu etwas sagen? 

(Zuruf.) 

— Ja, wir machen eine dritte Lesung. Darin stimme 
ich mit Herrn Abgeordneten Seuffert überein, daß 
wir die Aussicht haben, das Quorum zu erreichen. 


*) Vgl. das endgültige Ergebnis S. 13304 


Es fehlen zwiei Stimmien. Aber es liegen schon 
Wortmeldungen zu -Erklärungen vor. Geht aus die- 
sen Erklärungen etwa hervor, daß sich etwas 
ändern würde? 

(Abg. iSeuffert: Nein! — Zurufe von der 
CDU/GSU: Doch! Ja!) 

— Dann muß ich abstimmien lassen. Ich kann die 
dritte Lesung ja nicht ohne weiteres aussetzen. 

Wer ist dafür, die dritte Lesung im Augenblick 
zu vertagen? — Gegenprobe! — Das letzte ist die 
Mehrheit. Das bedeutet: Wir treten in die dritte 
Lesung ein. Also: 

Dritte Lesung, 

aEgemeine Aussprache. — Herr Abgeordneter Lin- 
denberg! 

Dr. Lindenberg (CDU/CSU): Herr Präsident! 
Meine Damen und Herren! Durch die Umstellung 
der Tagesordnung scheint doch eine Verwirrung 
über den Inhalt der eben in zweiter Lesung be- 
schlossenen Verfassungsänderung eingetreten zu 
sein. Ich darf deshalb hierzu eine ganz kurze Er- 
klärung abgeben. 

Punkt 16 der Tagesordnung steht in engem 
Zusammenhang mit Punkt 15. Die Verfassungs- 
änderung soll das Kriegsfolgenschlußgesetz vor- 
bereiten helfen. Sie wissen, daß der Verfassungs- 
gesetzgeber in Art. 134 den Auftrag gegeben hat, 
das Vermögen des Reiches und seinen Übergang 
auf den Bund sowohl auf der Aktiv- wie auf der 
Passivseite zu ordnen und durch ein einfaches 
Bundesgesetz zu regeln. Dieses einfache Bundes- 
gesetz ist das Kriegsfolgenschlußgesetz. 

Es ist nidit abzuleugnen, daß Art. 135 a materiell 
eine Beschränkung des Art. 14 des Grundgesetzes 
darstellt. Das gilt für Art. 135 a in gleicher Weise 
wie für Art, 134 Abs. 4 und Art. 135 Abs. 5. Es 
trifft aber nicht zu, daß Art. 135 a als ein Dauer- 
eingriff in das Enteignungsverbot bezeichnet 
werden könnte. Das ergibt sich einmal sdion aus 
seiner rechtssystematischen Stellung im Rahmen 
der Schluß- und Übergangsvorschriften des Grund- 
gesetzes, zum anderen aus der Tatsache, daß er 
ausdrücklich Bezug nimmt auf die in Art. 134 
Abs. 4 und Art. 135 Abs. 5 vorbehaltene gesetzliche 
Regelung. 

Art. 135 a bezieht sidi damit auf einen einmaligen, 
in der Vergangenheit liegenden historisdien Tat- 
bestand, nämlich den des Überganges der Reidis- 
verbindlichkeiten auf den Bund. 

'(Unruhe. — Zuruf von der Mitte: Man 
kann nichts verstehen!) 

Präsident D. Dr. Gerstenmaier: Der Lautspredier 
ist vollkommen in Ordnung. Aber die Unruhe im 
Saal ist weder mit guten noch mit bösen Worten 
zu beheben. Ich würde deshalb kurze, klare und 
laute Ausführungen empfehlen. 

Dr. Lindenberg (CDU/CSU): Der Anwendungs^ 
bereich des Art. 135 a ist deshalb schon jetzt genau 
konkretisierbar, und es besteht aus diesem Grunde 
kein Anlaß, etwa eine zeitliche Beschränkung der 
Wirksamkeit des Art. 135 a in diese Ergänzungs- 
bestimmung einzubauen. 

Ich beantrage für die dritte Lesung namentliche 
Abstimmung. 
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<^) Präsident D. Dr. Gerstenmaier: Es ist nament- 
liche Abstimmung beantragt. — Herr Abgeordneter 
Seuffert! 

Seuffert (SPD): Ich kann für die sozialdemokra- 
tische Fraktion erklären, daß wir den Ausfüh- 
rungen des Herrn Kollegen Lindenberg durchaus 
zustimmen. 

Präsident D. Dr. Gerstenmaier: Weitere Wort- 
meldungen? — Herr Abgeordneter Dr. Kather! 

Dr. Kather (GB/BHE): Herr Präsident! Meine 
Damen und Herren! Die Fraktion des Gesamt- 
deutschen Blocks hat soeben in der Abstimmung 
geschlossen gegen die Grundgesetzänderung ge- 
stimmt und wird das auch bei der jetzt bevor- 
stehenden Abstimmung tun. Wer unseren Ände- 
rungsantrag zu •§ 1 Abs. 1 gelesen hat, konnte von 
dieser Haltung nicht überrascht sein. Wir verlangen 
Wiederherstellung der Regierungsvorlage. Wir 
wehren uns dagegen, daß nach der Ausschußfassung 
einfach erklärt werden soll, daß der größte Teil 
ider Fordenuinigien, 'um die es sich handeilt, erlischt. 
Die Regierungsvorlage hatte vorgesehen, daß sie 
nur bis auf weiteres nicht geltend gemacht werden 
können. Wir sind der Meinung, daß die Bundes- 
republik hier in eigener Sache entscheidet. Es 
erscheint uns sehr fraglich, ob man sagen kann, 
daß man sich selbst von Verpflichtungen loslöst, 
und noch fraglicher erscheint es uns, ob man sagen 
kann, daß Forderungen gegen das Reich nicht 
geltend gemacht werden können oder daß sie gar 
erlöschen. Genau das ist aber der Gegenstand der 
Verfassungsänderung, Deshalb müssen wir uns aus 
rechtlichen Gründen mit aller Entschiedenheit 
(B) dagegen wenden. Ich ' möchte sogar der Meinung 
Ausdruck geben, daß die Verfassungsänderung gar 
nichts nützen würde. Sie gibt dem Bund immer 
noch nicht das Recht, zu dekretieren, daß Forde- 
rungen gegen das Reich erlöschen. 

(Beiifall beim GB/BHE.) 

Präsident D. Dr. Gerstenmaier: Keine weiteren 
Wortmeldungen? — Die Aussprache ist geschlossen. 

Änderungsanträge liegen nicht vor. Wir kommen 
zur Abstimmung. Es ist namentliche Abstimmung 
beantragt. Quorum: 332 Stimmen. Ich bitte die 
Damen und Herren Schriftführer, die Stimmkarten 
einzusammeln. 

Ich ifraige, olb jiedenmainn seine Stimmkiarte ab- 
giegeben hat. — Ist jemaind im Saalie, der Sseine 
Karte noch nicht labgegelben hat? — Die Abstim- 
miung dst geschlossen. 

(Die Altenspräsidentin Fraiu Dr. Dr. h. c. 

Lüdierjs übernimmt ointer allseitiigem Bei- 
fall voirülbergiehend den Vorsitz.) 

Alterspräsidentin Frau Dr. Dr h. c. Lüders: Ich 

bitte Piatz zai nehmen. 

t(Präsident D. Dr. G e r s t e n m a i e r üiber- 
nimmt wieder den Vorsitz.) 

Präsident D. Dr. Gerstenmaier; Ich gebe das vor- 
läufige Ergebnis*) der namentlichen Abstimmung 

bekannt. Mit Ja halben 331 iMi'tg'lieder des Hauses 
und 15 Bier linier Abgeordnete, mit Nein 39 Mit- 
glieder des Hauses und 2 Berliner Abgeordnete 


gestimmit. Enthalten haben sich 7 Mitglieder des (C) 
Hauses. Insfgesamt S'ind 377 und 17 Stimmen ab- 
gegeben worden. Damit ist die Zweidrittelmehr- 
heit nicht zustande (gekommen; der Gesietzentwurf 
ist damit abgelehnt. 

(Abg. 'Seuffert: Zur Geschäftsordnung!) 

— Eine Sekunde, Herr Abgeordneter Seuffert! 

Meine Damen unid Herren, tes ist mir zu- 
geflüstert worden, bei unserer Auszählung werde 
manipuliert. Hier wird nicht manipuliert. Aber wir 
imüssen genau sein (bei diesen Abstimmungen. Ich 
habe mich selber davon überzeugt, daß jedenfalls 
mit der Maschine (alles auf d.as genaueste durch- 
gezählt worden ist und ein positives Ergebnis un- 
möglich zu erwarten ist. Trotzdem kann ich nur 
das vorläufige Ergebnis bekanntgeben. Ich kann im 
Augenblick nicht (anders befinden, als nach diesem 
vorläufigen Ergebnis zu erklären, daß das Quorum 
und damit lauch das Gesietz sielbst nicht zustande 
gekoimmien ist. 

Nun, bitte sehr, Herr Abgeordneter Seuffert! 

Seuffert (SPD): Herr Präsident! Meine Damen 
und Herrten! Ich muß überaeugt sein, idaß sich die- 
jenigien, tdie jetzt (gegen die Grundgesietzänderung 
gestimmt haben, darüber im Maren sind, daß da- 
mit eine entscheidende B/estimmung des Kriegs- 
folgengesetzes, nämlich die sogenannte Kommun al- 
klausel, .auf die viele deutsche Gemeinden so war- 
ten, gefallen ist. 

(Sehr richtig! bei der SPD.) 

Nachdem die Voraussetzung der Grundgesetz- 
änderiunjg nicht verwirklicht worden ist, kann das 
Kriegsfolgenjgesetz in seiner derzeitigen Fassiung (D) 
nicht beraten werden. Ich beantrage, ^es heute von 
der Tagesordnung a:bzusetzen. 

Präsident D. Dr. Gerstenmaier: Herr Abgeord- 
neter Dr. Kather! 

Dr. Kather (GB/BHE): Herr Präsident! Meine 
Damen und Herren! Ich muß den Ausführtungen 
des Herrn Abgeordneten Sieuffert widersprechen. 

Vor adern muß ich darauf hinwaisen, daß die 
Kommunalklausel jia .nur .der .dritte Punkt idieser 
Verfassungsänderung war. Herr Seuffert, wenn 
Ihnen die Kommunalklausel so wichtig war, .diann 
hätten tSie das G.ösetz nicht mit den beiden 'anderen 
Bestimmungen belasten dürfen, die (uns die An- 
nahme völlig lunmögkch gemacht haben. Ich sehe 
auch nicht ein, daß das Gesetz deshalb nicht ver- 
abschiedet werden kann. Wenn die Änderung einer 
Bestimmung erforderlich ist, so soll man sie ruhig 
vornehmen. Ich Vierwiahre mich mit aller Entsichie- 
denheit dagegen, daß unser Widerstand gegen diese 
Verfassungsänderung so lausigelegt wird, als seien 
wir gegen dias Gesetz 'an sich. 

(Zurufe von der SPD.) 

Präsident D. Dr. Gerstenmaier: Meine Damen 
und Herren, es ist beantragt, den Entwurf des 
Kriegsfolgenschlußgesetzes — Punkt 15 unserer 
Tagesoirdnung — für heute abzusietzen. Ich frage 
das Haus, ob es 'diesem Antrag Z'USitimmen will. 
Wer dafür list, den bitte ich um ein Handzeiclien. 

— 'Gegenprobe! — Das erste war die Mehrheit; 
das Gesetz ist für heute abgesetzt. 

Wenn es morgen neu eingebracht werden soll, 
bitte ich, rechtzeitig vor Eintritt m die Tagesord- 


*) Vgl. endgültiges Ergebnis S. 13304 
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nunig ziu beantragen, -daß idtesier Gegenstand a-ui 
die Tagesordnoing gesetzt 'Wiird. Ich mache dtaraiuif 
aufimerhsam, daß die iBieratuintg nur erfoiligen darf, 
wenn nicht jfünf Mitglieder widersprechen. 

Ich halbe mich davon überzeugt, daß ein Mitglied 
des Hausies mit der blauten -Karte versehentlich zu 
spät igekoimmien ist. Es ihing lalso an dieser einzigen 
Karte. Aber der Präsident hat unter kemen Um- 
ständen die Freiheit, idem Usus des Hauses zu 
brechen. Wienn die Abstimmung gieschlossen ist und 
dies öffentlich erklärt ist, kiainn er idie nachträgliche 
Stimmabgaibe nicht mehr ziuiassen. 

, (Beifall.) 

Ich Ibiedaure, daß es /an eikiem Mißverstänidnis ge- 
hangen hat. 

Meine Diamen umd Herren, ich hoffe, Sie sind da- 
mit einverstanden, daß ich mit Punkt 17 der 
Tagesordnung fortfaihre: 

Zweite und dritte Beratung des Entwurfs 

e.ines Gesetzes über die Deutsche Bundes- 
bank (Orucksiachen 2781, 2832); 

la) Bericht ides Haushaitsausschusses (18. Aus- 
schuß) gemäß i§ 96 (neu) der Geschäfts- 
ordnung (Drucksiache 3714); 

b) Schriftliicher iBiericht des Ausschusses für 
Geld und Kredit (22. Ausstchuß) (Druck- 
sachen 3603, zu 3603, Nachtrag zu 3603). 

(Berichterstatter: Abg. Seuffert. 

(Eriste Beratung: 175. Sitziung.) 

Wird auf (Berichterstattung verzichtet? — D-as ist 
der Fall. 

(B) Wir treten in die zweite Les/ung ein. Ich rufe auf 
V den Ersten Abschnitt und den Zweiten Abs'chnitt. 
Dazu liegen keine ÄnderungSianträge vor. — 'Dias 
Wort wird nicht gewiünscht. 

Wer den Bestimmungen des Ersten und des 
Zwieiten Abschnitts, den '§§1 bis 11 ziuzustimmen 
wüns'cht, den bitte ich aun ein Handizieich-en. — Ge- 
genproibie! — Enthaltungen? — Angenommen. 

Ich rufe «auf: Dritter Abschnitt, — Vierter Ab- 
schnitt, — Fünfter Abschnitt, — Se:chster Ab- 
schnitt, — (Siebenter Abs'chinitt und Achter Ab- 
schnitt. Hierzu liegen keine ÄnderungSianträge vor. 
Wird das Wort (gew(ünscht? — Das ist nicht der 
Fall. 

Wer dien Bestimmungen der laufgerufenen Ab- 
schnitte, den §§ 12 bis 37 ziuzustimmen wünscht, 
den bitte (ich lum ein Handzeichen. — Gegenprobe! 
— Enthialtungen? — Angenomm,en. 

Wir kommen zum Neunten Abschnitt. Ich rufe 
auf ‘§ 38. Hierzu liegen keine Änderungsanträge 
vor. Wird d'as Wort gewünscht? — Dias ist nicht 
der Fall. 

Wer '§38 zuistdmmt, ,den bitte ich um ein Hand- 
zeichen. — Gegenpiroibe! — Angenommen. 

Ich rufe auf § 39. Hierzu liegt ein interfraktio- 
neller Änderungsantrag -auf Umdruck 1295 vor. 
Wird das Wort dazu gewünscht? — Das ist nicht 
der Fall. 

Wer dem Änderungsantrag Umdruck 1295 zu- 
stimmt, den bitte ich um ein Handzeichien. — Ge- 
genprobe! — Angenomm'en. 

Wer § 39 in der so g änderten Fassung zustimmt, 
dien bitte ich um ein Handzeichen. — Gegenprobe! 
— Angenommen. 


Ich rufe auf § 40, Hierzu liegen keine Änderungs- 
anträge vor. Wird das Wort gewünscht? — Das ist 
nicht der Fall. 

Wer '§ 40 zustimmt, den bitte ich um ein Hand- 
zeichen. — Gegenprobe! — Angenommm. 

Ich rufe auf § 41. Hierzu liegt der interfraktio- 
nelle Änderungsantrag Umdruck 1294 vor. Wird 
das Wort dazu igewünscht? — Das ist nicht der 
Fall. 

Wer dem Antrag Umdruck 1294 zusitimmt, den , 
bitte ich um ein Handzeichen. — Gegenprobe! — • 
Angenoimmen. 

Wer '§ 41 lin der so geänderten Fassung zustimmt, 
den bitte ich um lein Handzeichen. — Gegenprobe! 

— Angenommen. 

Ich rufe auf die §§ 42, — 43, — 44, . — 45, — 

46, — 47, — Einleitung und Überschrift. Wird das 
Wort gewünscht? — Das ist nicht der Fall. 

Wer den laufgerufenen Bestimmungien zustimmt, 
den bitte lich um ein Handzeichen. — Gegienprobe! 

— Angenommen. 

Dritte Beratung. 

Ich eröffne die a'llgemeine Aussprache. — Das 
Wort wird nicht gewünscht; «ich schließe die all- 
gemeine Aussprache. 

Änderunigsanträge liegen nicht vor. 

Wer dem Gesetz in der durch die Beschlüsse der 
zweiten Beratung geänderten Fassung in dritter 
Beratung zustimmen will, den bitte ich, sich zu 
erheben. — Gegenprobe! — Einstimmig ange- 
nommen. 

Wir stimmen ab über die Nrn. 2 und 3 des Aus- (d) 
Schußantrags auf Drucksache 3603, die Anträge 
Drucksachen 1750 und 1769 sowie die zu den Ge- 
setzentwürfen eingegangenen Eingaben für erledigt 
zu erklären. Wer dem zustimmt, den bitte ich um 
ein Handzeichen. — Gegenprobe! — Es ist so be- 
schlossen. 

Nachdem die Tagesordnungspunkte beraten sind, 
über deren Behandlung Vereinbarungen bestanden 
hatten, wäre jetzt der Punkt erreicht, an dem neue 
Vorschläge für die weitere Behandlung der Tages- 
ordnung gemacht werden könnten. — Wenn kein ^ 
anderer Vorschlag gemacht wird, rufe ich auf 
Punkt 19: 

Zweite und dritte Beratung des von der 
Fraktion der CDU/CSU eingebr achten ^Ent- 
wurfs eines Vierzehnten Gesetzes zur Ände- 
rung des Zolltarifs (Drucksache 3564); 
Schriftlicher Bericht des Ausschusses für 
Außenhandelsfragen (23. Ausschuß) (Druck- 
sache 3701). 

Berichterstatter: Abtg. Dr. Elbrächter 
(Erste Beratung: 214. Sitzung.) 

Wünscht der Herr Berichterstatter das Wort? — 

Das ist nicht der Fall. 

Zweite Lesung. §§ 1, — 2, — 3, — 4, — Ein- 
leitung und Überschrift. — Wird das Wort ge- 
^ wünscht? — Das Wort wird nicht gewünscht. Wer 
zustimmen will, gebe bitte ein Handzeichen, — 
Gegenprobe! — Angenommen. 

Dritte Beratung. 

Allgemeine Aussprache. Wird das Wort gewünscht? 

— Das ist nicht der Fall. Wer dem Gesetz in dritter 
Lesung zustimmen will, den bitte ich, sich zu 
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erheben. — Gegenprobe! — Meine Damen und 
Herren, Sie müssen mir den Gefallen tun, sich 
wenigstens bei der Gegenprobe hinzusetzen, wenn 
Sie nicht mit Nein stimmen wollen. Gegen eine 
Stimme angenommen. 

Wir fahren fort mit Punkt 20: 

Zweite und dritte Beratung des von den 
Abgeordneten Dr. Eckhardt, Lenz (Brühl), 
Dr. Löhr und Genossen eingebraditen Ent- 
wurfs eines Gesetzes zur Änderung des Ge- 
setzes (über das Branntweinmonopol (Essig- 
säuresteuer) (Drucksache 1963); 

Schriftlicher Bericht des Ausschusses für 
Finanz- und Steuerfragen (19. Ausschuß) 
(Drucksache 3523). 

Berichterstatter: Abg. Krammig 
(Erste Beratung: 122. Sitzung.) 

Der Herr Berichterstatter verzichtet. Zweite 
Lesung, Art. 1, — 2, — 3, — 4, — Einleitung und 
Überschrift. — Keine Wortmeldungen. Wer zu- 
stimmen will, gebe bitte ein Handzeichen. — Gegen- 
probe! — Angenommen. 

Dritte Beratung. 

Wer diesem Gesetz zur Änderung des Gesetzes 
über das Branntweinmonopol in dritter Lesung 
zustimmen will, den bitte ich, sich zu erheben. — 
Gegenprobe! — Einstimmig angenommen. 

Punkt 21: 

Fortsetzung der zweiten und dritte Beratung 
des 

a) Entwurfs eines Zolltarifgesetzes und des 
Deutschen Zolltarifs 1958 

b) Entwurfs eines Gesetzes zur Änderung 
des Zollgesetzes (Fünftes Zolländerungs- 
gesetz) 

c) Entwurfs eines Gesetzes über die Aus- 
fuhrzolliste 

(Drucksache 3361); 

Schriftlicher Bericht des Ausschusses für 
Außenhandelsfragen (23. Ausschuß) (Druck- 
sache 3587). 

Berichterstatter: Abg. Krammig 
(Erste Beratung: 205. Sitzung.) 

Bitte, Herr Kalbitzerl 

Kalbitzer (SPD): Herr Präsident! Meine Damen 
und Herren! Ich bitte, da über Punkt 21 zu debat- 
tieren wäre, ihn heute abend wegen der fort- 
geschrittenen Zeit von der Tagesordnung abzu- 
setzen und erst morgen zu behandeln. 

Präsident D. Dr, Gerstenmaier: Ja, die Debatte 
ist noch nicht abgeschlossen. Wir hatten mit dieser 
Debatte doch schon angefangen? 

Kalbitzer (SPD): Bei dieser Debatte waren aber 
nicht alle Abgeordneten im Saal. Das muß also 
wiederholt werden. 

Präsident D. Dr. Gerstenmaier: Es ist Absetzung 
beantragt. Wer dem Antrag auf Absetzung des 
Punktes 21 zustimmen will, gebe bitte ein Hand- 
zeichen. — Gegenprobe! — Der Punkt 21 ist ab- 
gesetzt. 

Punkt 22. Ist das Haus mit dem Aufruf ein- 
verstanden? — 

(Zustimmung.) 


Zweite und dritte Beratung des Entwurfs (C) 
eines Gesetzes zur Änderung des Zollgesetzes 
(Viertes Zolländerungsgesetz) (Drucksache 
3561); 

Schriftlicher Bericht des Ausschusses für 
Finanz- und Steuerfragen (19. Ausschuß) 
(Drucksachen 3641, zu 3641). 

Berichterstatter: Abgeordneter Krammig 
(Erste Beratung: 212. Sitzung.) 

Der Herr Bierichterstatter verzichtet. 

Ich rufe Art. 1 laaif. Keim Änderungsantrag. Wer 
dem Art.. 1 austhnmen will, gebe ibitte' ein Hand- 
zeichen. — Gegenprobe! — Angenommen. 

Art. 2! Hier ist bei mir ein handschriftlicher 
Vermerk: „Diese Ermächtigung erstreckt sich nicht 
auf Eingangsabgaben, deren Aufkommen den Län- 
dern zusteht.“ Das ist eine Ergänzung durch den 
Ausschuß. — Das Haus ist einverstanden mit dieser 
Ergänzung. Wer dem so ergänzten Art. 2 zustimmen 
will, den bitte ich um ein Handzeichen. — Gegen- 
probe! — Angenommen. 

Art. 3, — 4, — 5, — 6, — 7, — 8! Keine Ände- 
rungsanträge. — Das Wort wird nicht gewünscht. 
Wer den Artikeln 3 bis 8, Einleitung und Über- 
schrift zustimmen will, gebe bitte ein Handzeichen. 

— Gegenprobe! — Angenommen. 

Dritte Beratung. 

Allgemeine Aussprache! — Keine Wortmeldungen. 

Wer in dritter Lesung dem Gesetz zustimmen will, 
den bitte ich, sich zu erheben. — Gegenprobe!. — 
Enthaltungen? — Das Gesetz ist angenommen. 

Punkt 23: . 

Beratung des Schriftlichen Berichts des Aus- 
Schusses für Außenhandelsfragen (23. Aus- . 
schuß) über den Entwurf einer Siebzigsten 
Verordnung über Zollsatzänderungen (Kern- 
reaktoren usw.) (Drucksachen 3695, 3700). 

Berichterstatter: Abgeordneter Margulies 
Wünscht der Herr Berichterstatter das Wort? — 

Der Herr Berichterstatter verzichtet. 

Wer der Verordmujng — -§§ 1, 2, 3, 4 — mach dem 
Antrag des Ausschaiisses umverändeirt nach der Vor- 
lage izustimmen wiU, den bitte ich um ein Hamd- 
zeich<en. — Gegenprolbe! — Angeaaommen. 

Damit ist dieser Tagesordnungspunkt erledigt. 
(Abg. Dr. Menzel: Zur Geschäftsordnung!) 

— Zur Geschäftsordnung! 

Dr. Menzel (SPD): Herr Präsident! Meine Damen 
und Herren! Alles was jetzt auf der Tagesordnung 
steht, erfordert umfangreiche Beratungen. Ich 
schlage daher vor, daß sich das Haus heute vertagt. 

Präsident D* Dr, Gerstenmaler: Nun, es ist 
10 Minuten vor 9. Ist das Haus einverstanden? 

(Zustimmung.) 

Ich berufe die nächste Sitzung auf morgen vor- 
mittag, 9 Uhr. 

Die Sitzung ist geschlossen. 

(Schluß der Sdtzuing: 20 Uhr 50 Minuten.) 
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Anlage 1 

Liste der beurlaubten Abgeordneten 


Abgeordnete(r) beurlaubt bis einschließlich 

Dr. Arndt 6. 7. 

Dr. Atzenroth 4. 7. 

Dr. Bartram 6. 7. 

Böhm (Düsseldorf) 6. 7. 

Dr. Bürkel 6. 7. 

Dr. Dehler 5. 7. 

Eberhard 6. 7. 

Engeil 4. 7. 

Erler 6. 7. 

Eschmann 4. 7. 

Frühwald. 10. 7. 

Gefeller 6. 7. 

Geiger (München) 6. 7. 

Gengier 4. 7. 

Gerns 15. 7. 

Dr. Graf (München) 4. 7. 

Dr. Greve 27. 7. 

Gumrum 4. 7. 

Dr. Hammer 6. 7. 

Hansen (Köln) 6. 7. 

Haussier 5. 7. 

Höfler 4. 7. 

Jacobi 6- 7. 

Jacobs 4. 7. 

Jahn (Frankfurt) 6. 7. 

Kahn 5. 7. 

Kahn- Ackermann 4. 7. 

Karpf 6. 7. 

Frau Kipp-Kaule 5. 7. 

Dr. Köhler 6. 7. 

Kraft 6. 7. 

Ludwig 15. 7. 

Massoth 6. 7. 

Meyer-Ronnenberg 13. 7. 

Morgenthaler 6. 7. 

Dr. Dr. h. c. Müller (Bonn) 6. 7. 

Müser 10. 7. 

Nellen 15. 7. 

Neumann 4. 7. 

Oetzel 4, 7. 

Ollenhauer 6. 7. 

Onnen 4. 7. 

Frau Praetorius 4. 7. 

Dr. Reif 4. 7. 

Richter 12. 7. 

Dr. Röder 5. 7. 

Ruhnke 7. 7. 

Dr. Schäfer (Saarbrücken) 5. 7. 

Scheuren 5. 7. 

Dr. Schneider (Lollar) 4. 7. 

Dr. Schneider (Saarbrücken) 6. 7. 

Dr. Schöne 6. 7. 

Schwann 5. 7. 

Schweriner 6. 7. 

Seiboth 4. 7. 

Stauch 4. 7. 

Stücklen 6. 7. 

Walz 4. 7. 

Wehner 6. 7. 

Dr. Wellhausen 4. 7. 

Dr. Dr, Wenzel 4. 7. 

Wittmann 5. 7. 

Anlage 2 Drucksache 3711 


Bericht 

des Haushaltsausschusses (18. Ausschuß) gemäß § 96 
(neu) der Geschäftsordnung über den Entwurf eines 


Gesetzes über Preise für Getreide inländischer Er- (C) 
Zeugung für das Getreidewirtschaftsjahr 1957/58 
sowie über besondere Maßnahmen in der Getreide- 
und Futtermittelwirtschaft (Getreidepreisgesetz 
1957/58) (Drucksache 3520). 


Berichterstatter: Abgeordneter Brese 

Der Haushaltsausschuß hat in seiner Sitzung am 
2. Juli 1957 den Gesetzentwurf — Drucksache 3520 — 
beraten. Er ist zu dem Ergebnis gekommen, 
gegen den Entiwairf eines Getreidepreisigesetzes 
1957/58 in der vom Ausischiuß für Ernährung, Larud- 
wirtschafit und Forsten beschlossenen Fassung keine 
Bedenken zu erheben. Die Kosten für die Subven- 
tionierung der Erhöhung der Reports bis zur Höhe 
von 24 Mio DM werden taus Einsparungen des Haus- 
halts des Biundesemährungsministieriums (Einzel- 
plan 10) 1957 gedeckt. 

Die Kosten für die Subventiomenung der Er- 
höhung der Grundpreise für Brotgetreide und Saat- 
gut bis zur Höhe von 38 Mio DM werden bis zum 
Monat Januar 1958 aus den Mitteln des Haushalts 
des Bundes-ernäihruingsimdnisteriums (Einzelplan 10) 
vorigelegt; im Januar 1958 ist zu prüfen, oib diese 
Ausgaben durch Einsparungen aus \dem Haushalt 
dies Buntdesernährungsministerdums i(Einzelplan 10) 
oder außerhalb dieses Haushalts gedeckt werden 
können oder oib sie als Vorgriff lauf den Haushalt 
des Bundesernährungsministeriums (Einzelplan 10) 
li958 geleistet werden sollen. 

Damit ist die Frage ider Deckung beantwortet. 


Bonn, den 2. Juli 1957 


Brese 

Berichterstatter 


(D) 


Anlage 3 


Drucksache 5717 


Bericht 

des Haushaltsausschusses (18. Ausschuß) gemäß § 96 
(neu) der Geschäftsordnung zu dem Entwurf eines 
Neunten Gesetzes zur Änderung des Umsatzsteuer- 
gesetzes (Drucksachen 3690, 3511, 2077, 2419, 2611). 

Berichterstatter; Abgeordneter Krammig 

Der Haushaltsausschuß hat in seiner Sitzung 
am 2. Juli 1957 den Gesetzentwurf — Drucksachen 
3690, 3511, 2077, 2419, 2611 — beraten. Er 

stellt fest, daß die Beschlüsse des Bundestages in 
der zweiten Beratung — Drucksache 3690 — eine 
Finanzvorlage im Sinne des § 96 (neu) GO dar- 
stellen. Bei der Überprüfung der Vorlagen auf ihre 
Auswirkungen auf den Haushaltsplan und die 
Haushaltslage ergab sich, daß auf Grund der 
Schätzungen des Bundesministers der Finanzen die 
Einfügung einer neuen Ziffer 22 in § 4 des Ge- 
setzentwurfs, die die öffentlich-rechtlichen Rund- 
funkanstalten betrifft, eine Mindereinnahme an 
Steuern in Höhe von 15 Millionen DM und die Ein- 
fügung einer neuen Nummer 2 in Absatz 2 des 
§ 7, Bücher und Fachzeitschriften betreffend, eine 
Mindereinnahme an Steuern in Höhe von 30 Mil- 
lionen DM nach den Schätzungen des Bundes- 
ministers der Finanzen, zusammen also 45 Mil- 
lionen DM Mindereinnahmen ergeben. Der Haus- 
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haltsausschuß ist nicht in der Lage, für diese Min- 
dereinnahmen eine Deckungsmöglichkeit vorzu- 
sdilagen. 


Bonn, den 2. Juli 1957 


Krammig 

Berichterstatter 

Anlage 4 zu Drucksache 3645 


Schriftlicher Bericht 

des Ausschusses für Beamtenrecht {9. Ausschuß) 
über den von den Fraktionen der CDU/CSU, FDP, 
DP, DA eingebrachten Entwurf eines Zweiten Ge- 
setzes zur Änderung des Gesetzes zur Regelung 
der Rechtsverhältnisse der unter Artikel 131 des 
Grundgesetzes fallenden Personen (Drucksachen 
3643, Naditrag zu 3643, 2255). 

Beriditerstatter: Abgeordneter Kortmann 

1. Allgemeines 

Der von den Fraktionen der CDU/CSU, FDP, DP, 
DA ausgearbeitete Entwurf zu einem Zweiten 
Gesetz zur Änderung des Gesetzes zur Regelung 
der Rechtsverhältnisse der unter Artikel 131 des 
Grundgesetzes fallenden Personen wurde am 
23. März 1956 im Bundestag eingebracht und am 
(B) 9. Mai in erster Beratung dem Ausschuß für Be- 
amtenrecht federführend und dem Ausschuß für 
Kommunalpolitik mitberatend überwiesen. Die 
Stellungnahme des Ausschusses für Kommunal- 
politik erfolgte mit Schreiben vom 29. April 1957. 
Die Bestrebungen der Stellungnahme hat der Aus- 
, schuß für Beamtenrecht weitgehend berücksichtigt. 
Am 26. Juni 1957 überwies der Bundestag den Ent- 
wurf auch dem Haushaltsausschuß. Der Haushalts- 
ausschuß wird seinen Bericht gesondert erstatten. 

Die Beratung des Gesetzes im Ausschuß für Be- 
amtenrecht verzögerte sich stark durch eine Über- 
lastung des Ausschusses mit anderen großen 
grundlegenden Gesetzesvorlagen auf dem Gebiete 
des Beamtenrechts. Zunächst drängten der Bundes- 
minister des Innern und die Innenminister der 
Länder auf die bevorzugte Verabschiedung des 
Beamtenrechtsrahmengesetzes. Daran schloß sich 
die ebenso dringliche Beratung des Entwurfs eines 
Bundesbesoldungsgesetzes (BBesG) — Drucksache 
1993 — , wobei zwischendurch noch der Entwurf 
eines Gesetzes über die Versorgung für die Sol- 
daten der Bundeswehr und ihre Hinterbliebenen 
(Soldatenversorgungsgesetz) — Drucksache 2504 — 
eingehend dienstrechtlich beraten werden mußte. 

Die Vorwegberatung dieser grundlegenden Ge- 
setze war auch mit Rücksicht auf die vorliegende 
Novelle um so eher geboten, weil das Gesetz zu 
Artikel 131 GG in engem Zusammenhänge insbe- 
sondere mit dem Bundesbesoldungsgesetz und dem 
Soldatenversorgungsgesetz steht und Vorschriften 
dieser Gesetze bei der Gestaltung der Novelle be- 
rücksichtigt werden mußten. Auch das Beamten- 
rechtsraihmengesetz hatte wesentliche Bedeutung 
in diesem Zusammenhänge. Einige wichtige Fra- 
gen für das Gesetz zu Artikel 131 GG sind in die- 


sem Rahmengesetz schon vorweg behandelt und 
entschieden, so z. B. auch die Neuregelung der ruhe- 
gehaltfähigen Dienstzeit. 

Unter diesen Umständen geriet der Entwurf 
mehr und mehr in Zeitdruck. Um mit der Aufgabe 
trotzdem fertig zu werden, beschloß der Ausschuß 
für Beamtenrecht am 10. Januar 1957 die Einset- 
zung eines Unterausschusses, der am 1. Februar 
1957 seine Tätigkeit auf nahm und zunächst in 
sechs Sitzungen die Beratung des Soldatenversor- 
gungsgesetzes beendete. Von der 7. Sitzung ab, die 
am 11. März 1957 stattfand, widmete er sich aus- 
schließlich der 2. Novelle des 131er Gesetzes und 
führte die Beratung in zwölf weiteren Sitzungen 
zu Ende. Die von ihm erarbeiteten Empfehlungen 
wurden dann in der 147. bis 149, Sitzung des ge- 
samten Ausschusses für Beamtenrecht am 21., 27. 
Juni und 2. Juli 1957 beraten und nach einigen 
Ergänzungen und Änderungen gutgeheißen. 

Der vorliegende Entwurf eines Zweiten Gesetzes 
zur Änderung des Gesetzes zu Artikel 131 des 
Grundgesetzes dient der Ausfüllung von Lücken 
des Gesetzes und zur Milderung vieler bei der 
Durchführung aufgetretener Härten. Von weiten 
beteiligten Kreisen war dabei die Forderung nach 
einer abschließenden umfassenden Lösung des ge- 
samten Problems des 131er-Personenkreises erho- 
ben worden. Eine abschließende Gesetzgebung war 
aber auf diesem Gebiete noch nicht möglich, und 
zwar — abgesehen von der Unerfüllbarkeit der 
finanziellen Auswirkung und von dem Zeitdruck 
der Beratung — in der Hauptsache aus folgenden 
Gründen: 

1. Das für das Gesetz grundlegende Ziel, die 
Unterbringungsnot zu beseitigen, ist noch nicht 
erreicht. In den letzten Jahren hat sich zwar die (U) 
Lage verbessert, aber die Zahl der noch nicht 
entsprechend wiederverwandten Unterbringungs- . 
teilnehmer ist noch keineswegs auf einen allge- 
mein befriedigenden Stand gesunken, so daß 
weitere Maßnahmen zur Förderung der Unter- 
bringung notwendig sind. Der Ausschuß hat ge- 
rade diese Frage zum Kernstück seiner Über- 
legungen bei der Behandlung des Entwurfs ge- 
macht. 

2. Es treten bei der Durchführung des Gesetzes 
immer noch neue wichtige Fragen auf, die be- 
achtet werden müssen und für die endgültige 
Erfahrungen noch fehlen. Es sei nur an den fort- 
laufenden Zustrom neuer Ansprüche aus den 
östlichen Heimkehrerkreisen erinnert. Andere 
nicht minder schwere Aufgaben sind noch zu er- 
warten. 

Dessen ungeachtet hält der Ausschuß die Zeit 
für gekommen, nachdem mehr als zwölf Jahre nach 
der Katastrophe von 1945 ins Land gezogen sind 
und die Verhältnisse sich inzwischen mannigfach 
geändert haben, das angeschnittene Problem end- 
gültig zu bereinigen. Dazu bedarf es aber einer 
umfassenden und eingehenden gesetzgeberischen 
Arbeit, die der zu Ende gehende 2. Deutsche Bun- 
destag nicht mehr erledigen kann. Es darf dabei 
aber wohl darauf hingewiesen werden, daß das 
Gesetz selbst und seine beiden Novellen, sehr deut- 
lich bewiesen haben, wie ernst der Bundestag von 
Anfang an dieses Problem gesehen hat. Eine völlige 
Berücksichtigung des alten Versorgungsrechtes wird 
schlechterdings ebenso unmöglich sein wie eine rest- 
lose Erfüllung von Eigentumsrechten und der- 
gleichen, die infolge des durch den Nationalsozialis- 



13286 


2. Deutscher Bundestag — 223. Sitaung. Bonn, Donnerstag, den 4. Juli 1957 


(Kortmann) 

mus herbeigeführten totalen Zusammenbruchs 
nicht mehr geltend gemacht werden können. In 
diesem Sinne sind das Gesetz zu Artikel 131 und 
seine Novellen soziale Regelungen im editen Sinn 
des Wortes, die die am 8. Mai 1945 bestehenden 
Rechte im Rahmen des Möglichen wahren. 

Unter dem Gesiditspunkt einer endgültigen Lö- 
sung des Gesamtproblems sah der Ausschuß sein 
Hauptziel darin, wirksame Maßnahmen zu ergrei- 
fen, um die Zahl der an der Unterbringung teil- 
nehmenden Versorgungsberechtigten so schnell wie 
möglich nachdrücklich zu verringern. Die verdienst- 
volle Tätigkeit der Bundesausglöichsstelle in Köln 
und der Unterbringungsstellen in den Ländern 
hat zwar beachtliche Erfolge in der Unterbringung 
erzielt, aber die Auswertung des darüber vorge- 
legten Berichts hat ergeben, daß das bei der Ge- 
staltung des Gesetzes erwartete Ziel einer end- 
gültigen und entsprechenden Unterbringung auf 
mannigfache Hemmnisse gestoßen ist und ohne neue 
Impulse in absehbarer Zeit nicht erreicht werden 
wird. Der Ausschuß hielt die Beibehaltung eines 
solchen schleichenden Zustandes nicht für vertret- 
bar, zumal ihm auch vom Haushaltsausschuß mehr- 
fach die Forderung nach einer schnelleren Vermin- 
derung des Kreises der noch Unterzubringenden 
nahegebracht war. 

Eine andere Rolle spielte bei diesen Überlegun- 
gen auch die Frage der endgültigen Unterbringung, 
d. h. einer Wiederverwendung entsprechend der 
früheren Rechtsstellung der Beamten unter gleich- 
zeitiger Klärung des Begriffs des gleichwertigen 
Amtes. Nach § 20 des Gesetzes sollte eine Wie- 
derverwendung in unterwertiger Stellung vorüber- 
gehend zulässig sein, wenn eine endgültige Un- 
terbringung vorerst noch nicht möglich war. Diese 
ausdrücklich im Gesetz nur als vorübergehend 
vorgesehene unterwertige Beschäftigung ist aber in 
der Zwischenzeit weitgehend zu einem Dauer- 
zustand geworden, dessen Aufrechterhaltung für 
die betroffenen Beamten z. Wv. nicht zumutbar 
und den Grundsätzen des Berufsbeamtentums 
abträglich ist. Eine Begrenzung auf eine vertret- 
bare Höchstdauer hielt der Ausschuß für dringend 
erforderlich. 

Dem Ziele der zahlenmäßigen Verminderung 
der noch an der Unterbringung Teilnehmenden 
dienen die neuen Vorschriften der §§ 24 ff. Das 
Problem mußte nach Ansicht des Ausschusses 
gleichzeitig von zwei Seiten angefaßt werden, 
sowohl von der Seite der zur Unterbringung 
verpflichteten Dienststellen wie auch von der Seite 
der Unterbringungsteilnehmer selbst. Eine allge- 
meine Erhöhung der in den §§ 11 und 12 des Ge- 
setzes festgesetzten Pflichtquote von 20 v. H. hielt 
der* Ausschuß einstimmig für undurchführbar. Da- 
gegen erhob er nachdrücklich die Forderung, im 
Bereiche der neu aufzubauenden Verwaltung der 
Bundeswehr den Anteil der Unterbringungsteil- 
nehmer beträchtlich zu erhöhen. Dieser Forderung 
ist unter Nr. 6 und 7 des Ausschußbeschlusses Rech- 
nung getragen. 

Für Dienstherren, die ihre Pflichtanteile nach den 
'§§ 11 und 12 des Gesetzes noch nicht erfüllt haben, 
hatte der Gesetzgeber die Zahlung eines Ausgleichs- 
betrages an den Bund vorgesehen. Diese Ausgleichs- 
zählung erschien notwendig, um eine Durchführung 
der Auflage mit Hilfe eines fühlbaren Mittels der 
Selbstmahnung zu erreichen. Der Ausschuß hat 
die Notwendigkeit und Zweckmäßigkeit eines sol- 
chen Ausgleichsbetrages erneut eingehend über- 


prüft. Die Minderheit befürwortete ihre völlige 
Streichung, weil in einem geordneten Staatswesen 
die Durchführung der Gesetze auch ohne Sanktion 
möglich sein müsse. Der Ausschuß hat nach ein- 
gehender und sorgfältiger Erwägung aller Um- 
stände schließlich einhellig eine neue Lösung ge- 
funden, die sich aus den Nummern 9 und 9 a ergibt. 
Angesichts noch zahlreicher Unterbringungsteilneh- 
mer muß die Unterbringung auch weiterhin noch , 
gefördert werden. Die im Gesetz zum Ausdruck 
gebrachte Erwartung, daß in Zukunft ein Drittel 
aller freiwerdenden oder neuen Planstellen (außer- 
halb des Bereiches der Mangelberufe) mit Unter- 
bringungsteilnehmern besetzt werden, trägt jedoch 
den realen Möglichkeiten der Dienstherren Rech- 
nung, Dabei wird auch Spielraum zur Förderung 
des Nachwuchses und zur Berücksichtigung des 
Personenkreises nach § 63 G 131 gelassen. Die in 
Nummer 9 a vorgesehene Sanktion lehnt sich an 
die bisher schon in § 17 enthaltene Regelung an 
und enthält daher eine Abkehr von dem System 
des Ausgleichsbetrages in § 14 Abs. 3, der deshalb 
gestrichen worden ist. 

Für eine schnelle Beseitigung der unterwertigen 
Beschäftigung von Beamten z. Wv. hat der Aus- 
schuß ebenfalls neue Wege beschriften. 

Grundlegend ist einmal der § 18 b. Danach sind 
Beamte z. Wv., die an der Unterbringung teilneh- 
men und im Bundesdienst beschäftigt sind, nach 
mindestens dreijähriger Wiederverwendung — da- 
von mindestens ein Jahr im Bundesdienst — end- 
gültig und entsprechend wiederzuverwenden. Zur 
Durchführung dieser Maßnahmen sind — soweit 
nicht genügend Planstellen zur Verfügung stehen — 
im Haushaltsplan zusätzliche Planstellen mit dem 
Vermerk „kw“ oder „ku“ zu schaffen. Zur Er- (D) 

• reichung eines gleichen Verfahrens bei anderen 

• Dienstherren sollen nach § 18 a künftig Zuschüsse 
aus Bundesmitteln zugesichert werden können. Zu- 
zusichern ist der Unterschiedsbetrag zwischen den 
bisherigen Dienstbezügen und den bei entsprechen- 
der Wiederverwendung in der Regel zu gewäh- 
renden Dienstbezügen. Diese Maßnahme bedeutet 
eine erhebliche Aufwendung des Bundes, die aber 
nach einstimmiger Auffassung des Ausschusses in 
Übereinstimmung mit Auslassungen des Haus- 

' baltsausschusses vertretbar erscheint und mit 
Rücksicht auf den eingangs angegebenen Zwieck 
unerläßlich ist. 

Weitere entscheidende Bestimmungen zur zah- 
lenmäßigen Verminderung der Unterbringungsteil- 
nehmer sind in Nr. 16 a und 19 des Entwurfs ent- 
halten. Sie besagen im wesentlichen folgendes: 

1. Beamte z. Wv., die noch nicht entsprechend wie- 
derverwendet sind, können vom 1. April 1958 an 
schon nach Vollendung des 58. Lebensjahres den 
Antrag auf Versetzung in den Ruhestand stellen; 
bis zum 31. März 1958 verbleibt es bei dem 
62. Lebensjahr. 

2. Hat ein Beamter z. Wv., der noch nicht im öffent- 
lichen Dienst wiederverwendet ist, das 50, Le- 
bensjahr vollendet, so kann er auf Antrag von 
der Verpflichtung zur Teilnahme an der Unter- 
bringung befreit werden. Er erhält in diesem 
Falle ein verbessertes Übergangsgehalt und 
einen höheren anrechnungsfreien Betrag bei 
etwaigem Zuverdienst. 

3. Andere Beamte zur Wiederverwendung gleicher 
Art, auch solche mit geringerem Lebensalter, 
können gleichfalls eine Entlassung aus der Un- 
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terbringung beantragen. Sie verlieren in diesem 
Falle den Rechtsstand als Beamter zur Wieder- 
verwendung, erhalten aber bei Dienstunfähigkeit 
oder nach Vollendung des *58. Lebensjahres (bis 
zum 31. März 1958 des 62. Lebensjahres) einen 
Unterhaltsbeitrag in Höhe des ihnen nach dem 
Gesetz zustehenden Ruhegehaltes oder können, 
wenn sie die zehnjährige Wartezeit nicht erfül- 
len, einen entspredhenden Unterhaltsbeitrag be- 
kommen. 

4. Alle Beamte z. Wv. haben auf schriftliche Auf- 
forderung der obersten Dienstbehöride zu er- 
klären, ob sie weiter an der Unterbringung teil- 
nehmen oder ausscheiden wollen. Für den erste- 
ren Fall treten für sie verschärfte Bestimmun- 
gen für die Übernahme eines neuen Amtes und 
bei Nichterfüllung ihrer Verpflichtungen folgen- 
sdiwere Sanktionen in Kraft. Sie verlieren in 
diesem Fall ganz oder teilweise ihre Rechte. 

Es muß sich zeigen, ob die vorerwähnten Maß- 
nahmen zur Förderung der Unterbringung den 
erwarteten Erfolg haben werden. Die Ergebnisse 
werden maßgebend sein für den kommenden Bun- 
destag, an eine abschließende Lösung des Gesamt- 
problems heranzugehen. 

Die in der Vorlage enthaltenen Maßnahmen zur 
Ausfüllung von Lücken und zur Milderung von 
Härten sind nicht geringerer Natur. Sie umfassen 
alle in das Gesetz einbezogenen Personenkreise, 
insbesondere auch die ehemaligen Berufssoldaten, 
die Angehörigen des RAD und anderer Gruppen, 
In diesem Allgemeinen Teil des Berichtes sollen 
nur einige wenige dieser Maßnahmen, die sich im 
übrigen aus den Bemerkungen zu den einzelnen 
Vorschriften ergeben, hervorgehoben werden. 

Eine wesentliche Neuerung ergibt sich aus Nr. 
19 c. Danach wird den nach dem 1. September 1953 
aus der Kriegsgefangenschaft entlassenen Beamten 
z. Wv. sowie den Berufssoldaten die Zeit der 
Kriegsgefangenschaft nach dem 8. Mai 1945 als 
Dienstzeit im Sinne des Besoldungs- und ^ Versor- 
gungsrechts angerechnet. Entsprechendes gilt für 
die ihnen gleichstehenden Angestellten und Arbei- 
ter des öffentlichen Dienstes sowie für die ehema- 
ligen RAD-Führer. Diese Maßnahme dient einer 
weiteren sozialen Fürsorge für Spätestheimkehrer, 

Erheblich verändert sind auch die Vorschriften 
in § 52 des Gesetzes, die sich auf Angestellte und 
Arbeiter beziehen, die am 8. Mai 1945 einen ver- 
traglichen Anspruch oder Anwartschaft auf Alters- 
und Hinterbliebenenversorgung nach beamten- 
rechtlichen Grundsätzen hatten. Denjenigen An- 
gestellten und Arbeitern, die eine Versorgungs- 
anwartschaft erworben hatten und nur aus wich- 
tigem Grunde kündbar waren, sollen solche gleidi- 
stehen, die vor Inkrafttreten des Reichstarifrechts 
sechs Jahre unter der Geltimg einer damaligen 
Versorgungsregelung im Dienst gestanden und bis 
zum 8. Mai 1945 eine Dienstzeit von 10 Jahren 
erreicht hatten. Außerdem sind auch ln § 52 a Ver- 
günstigungen für die von dieser Vorschrift erfaßten 
Angestellten und Arbeiter herbeigeführt worden. 
Schließlich ist in § 52 b Abs. 2 eine Verbesserung 
dahingehend erfolgt, daß Angestellte und Arbeiter 
des dort erfaßten Personenkreises Übergangsbezüge 
erhalten, wenn sie eine Dienstzeit von zwar nicht 
25, aber 20 Jahren erfüllt hatten. Für die Zeit bis 
zum 31. März 1958 tritt auch hier jeweils an die 
Stelle des 58. Lebensjahres das 62. Lebensjahr (vgl. 
Artikel VHI Absatz 1 a). 


Eine Verbesserung erfährt in dieser Novelle auch 
der Kreis der sogenannten z.V.-Soldaten des zwei- 
ten Weltkrieges und der nach dem 8. Mai 1935 
aktivierten Soldaten, soweit sie im ersten Welt- 
krieg Soldaten waren. Bei der ersten Gruppe 
handelt es sich um frühere Berufssoldaten, die mit 
Versorgung verabschiedet waren imd in der neuen 
Wehrmacht wiederverwendet wurden. Für sie gilt 
die Zeit der Wieder verwendimg als Dienstzeit im 
Sinne des Besoldungs- und Versorgungsrechtes. 
Die zweite Gruppe umfaßt einen beschränkten 
Kreis von Soldaten, .die im ersten Weltkrieg nicht 
Berufssoldaten waren und beim Aufbau der neuen 
Wehrmacht nach dem 8. Mai 1935 aktiviert worden 
sind. Sie sollen in Zukunft auf Grund des Gesetzes 
Unterhaltsbeiträge erhalten. Beide Gruppen um- 
fassen heute fast ausschließlich ältere bzw. sehr 
alte Personen. Die Hinterbliebenen dieses Per- 
sonenkreises sind in die Vorschriften jeweils mit 
einbezogen. 

Neu ist auch die Vorschrift, daß den Hinterblie- 
benen von Berufssoldaten, die in der Kriegsge- 
fangenschaft verstorben sind, Versorgungsansprüche 
zustehen, wenn 'durch Anrechnung der Kriegsgefan- 
genschaft die Statuszeit erreicht wird, andernfalls 
Uriterhaltsbeiträge gewährt werden können. 

Bei den ehemaligen Militäranwärtem fällt die 
Einschränkung, daß sie aus ihrer letzten Dienst- 
stellung als Berufsunteroffizier zu versorgen sind, 
fort. Jetzt ist ihre frühere Rechtsstellung als Mili- 
täranwärter wieder maßgebend. Das bedeutet für 
Militäranwärter mit Abschluß II den Anspruch auf 
Versorgung aus der Besoldungsgruppe A 4 c 2. 

Für die Angehörigen des ehemaligen RAD gilt 
Entsprechendes. 

Besonders hervorzuheben ist auch die Neurege- 
lung der Versorgung bei Unfällen von Beamten 
und Soldaten des ersten und zweiten Weltkrieges. 
Die Neuregelung ist durch Artikel H a der Novelle 
als Änderung des § 181 a des Bundesbeamtengeset- 
zes ausgesprochen und geeignet, eine für Soldaten 
und Beamte gleichmäßig befriedigende Lösung her- 
beizuführen, wobei der erworbene Besitzstand bis- 
her höherer Bezüge gewahrt bleibt. Die Versor- 
gung für diese Unfälle kann als eine verbesserte 
Versorgung auf der Basis der allgemeinen Ver- 
sorgung bezeichnet werden. 

Die außerordentlich verzweigten und vielgestal- 
tigen Verhältnisse des in das Gesetz zu Artikel 
131 GG einbezogenen großen Personenkreises ha- 
ben den Gesetzgeber auch bei der Behandlung die- 
ser Zweiten Novelle vor sehr erhebliche Schwierig- 
keiten gestellt. Der Ausschuß war aber mit voller 
Unterstützung der beteiligten Bundesministerien 
bestrebt, in möglichst wirksamer Weise wesentliche 
Verbesserungen des Gesetzes zu erreichen, und er 
glaubt, dieses Ziel auch erreicht zu haben. Daher 
hat der Ausschuß am 21. Juni 1957 dem Entwurf 
dieser Novelle einmütig zugestimmt und schlägt 
dem Bundestage nunmehr die Annahme in der 
Ausschußfassung vor. Zugleich empfiehlt er dem 
Bundestag die Annahme der ebenfalls vom Aus- 
schuß einstimmig angenommenen Entschließung. 

11. Im einzelnen 

ARTIKEL I 
Zu Nr. 01 

Die Einführung eines neuen Titels in der Über- 
sicht folgt aus der Neufassung der Unterbringungs- 
vorschriften. 
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(A) Zu Nr. 02 

Mit der Ergänzung durch eine neue Nummer 3 a 
werden diejenigen Personen von Rechten ausge- 
schlossen, die während der Herrschaft des Natio- 
nalsozialismus gegen die Grundsätze der Mensch- 
lichkeit oder Rechtsstaatlichkeit verstoßen haben. 
Dies war auch bisher schon im Rahmen des § 9 zu 
beachten. Die ausdrückliche Hervorhebung in der 
neuen Nummer 3 a bedeutet, daß diesen Personen 
von vornherein keine Rechte austehen. Zur Über- 
prüfung der Entscheidungen der Verwaltungsibe- 
hörden, daß § 3 Nr. 3 a Anwendung findet, steht 
der Rechtsweg offen. 

Von Rechten sind ferner nach der neu einge- 
fügten Nummer 6 diejenigen Personen ausgeschlos- 
sen, die in den Dienst eines ausländischen Staates 
eingetreten sind oder eintreten. Die oberste Dienst- 
behörde kann Ausnahmen zulassen. 

Die Ergänzung der Nummer 5 zieht die Folge- 
rungen aus dem Zweiten Gesetz zur Regelung von 
Staatsangehörigkeitsfragen. 

Zu Nr. 1 

Der Stichtag für die Wohnsitznahme oder den 
dauernden Aufenthalt im Bundesgebiet ist dem 
Stichtag der Wiedergutmachungsgesetze angegli- 
chen worden. Der Ausschuß ist der Ansicht, daß 
nunmehr eine weitere Verlegung des Stichtages — 
auch in dem Schlußgesetz zu Artikel 131 GG — 
nicht mehr erwogen werden kann. 

Durch die Ergänzung der Nummer 2 Buchstabe a 
des Absatzes 1 werden die nach § 9 Abs. 1 des Häft- 
lingshilfegesetzes zu behandelnden Personen den 
Heimkehrern gleichgestellt. 

Die Ergänzung des Wortlautes der Nummer 2 
Buchstabe c und d des Absatzes 1 bringt eine Klar- 
stellung; die Vorschrift war auch bisher schon ent- 
sprechend anzuwenden. 

Nach der Neufassung des Absatzes 2 können 
nunmehr auch die dort unter Nummer 1 neu ge- 
nannten Personen gleichgestellt werden. Nummer 2 
stellt eine reibungslose Zusammenarbeit zwischen 
den nach dem Bundesvertriebenengesetz für die 
Anerkennung als Sowjetzonenflüchtling zuständi- 
gen Behörden und den nach dem G 131 zuständi- 
gen obersten Dienstbehörden sicher. Letztere ent- 
scheiden jetzt nur noch über die Gleichstellung. 

Die bisher in Absatz 3 behandelte Familienzu- 
sammenführung ist jetzt in dem neuen § 4b ge- 
regelt. Der neu eingefügte Absatz 3 entspricht der 
gemäß den Verwaltungsvorschriften bisher geüb- 
ten Praxis. 

Zu Nr. 1 a 

Die neue Vorschrift § 4 a gibt die Möglichkeit, 
Rückkehrberechtigte von der Notwiendigkeit der 
Rückkehr in das Bundesgebiet zu befreien, um 
Rechte nach Kapitel I geltend zu machen. Von der 
Rückkehr können auch ihre Hinterbliebenen befreit 
werden. 

In dem neu eingefügten § 4 b sind die Vorausset- 
zungen der Familienzusammenführung schärfer 
Umrissen. Bisher war der Begriff der Familienzu- 
sammenführung seinem vWesen noch zwar auch 
nicht anders zu verstehen, jedoch hat es sich ange- 
sichts der aufgetretenen Schwierigkeiten bei der 
Anwendung der Vorschrift empfohlen, ihren Sinn- 


gehalt deutlicher zum Ausdruck zu bringen. Zu- (C) 
gleich ist der Unterhaltsbeitrag der Höhe nach dm 
Gesetz festgelegt worden. 

Zu Nr. 2 

In Nummer 2 wird eine Dienst Unfähigkeit in- 
folge einer Verwundung als Soldat einer Dienst- 
unfähigkeit, die im Beamtendienst eingetreten ist, 
gleichgestellt. 

Zu Nr. 3 

HLnsichtlich der Wider rufslbeamten wird die 
gleiche Regelung wie in § 5 Abs. 1 (siehe Nr. 2) 
getroffen. 

Zu Nr. 4 

§ 7 Abs. 2 Satz 2 war als entbehrlich zu streichen, 
da nunmehr in § 79 der Rechtsweg einheitlich ge- 
regelt wird (siehe Nr, 44). 

Zu Nr. 5 

Die Ersetzung des Wortes „kann“ durch das Wort 
„ist“ in § 9 Abs. 1 Satz 1 entspricht der bisherigen 
Handhabung der Vorschrift. In Satz 2 wird nun- 
mehr das Disziplinarverfahren gegen Beamte zur 
Wiederverwendung und gegen an der Unterbrin- 
gung teilnelhmiende frühere Beamte auch wegen 
eines minder schweren Dienstvergehens zugelas- 
sen; les können jetzt also auch andere Disziplinar- 
strafen verhängt werden. 

Zu Nr. 5 a 

Die Neufassung des § 10 dient der Klarstellung. 

Es werden eine Reihe auch bisher schon anwend- (d) 
barer Vorschriften des Bundesbeamtengesetzes aus- 
drücklich angeführt und der Begriff der Entlassung 
nunmehr an dieser Stelle des Gesetzes (bisher in 
§ 22 a) geregelt. Bei früheren Beamten auf Wider- 
ruf, die^an der Unterbringung teilnehmen, tritt an 
Stelle der Entlassung aus dem Be amten Verhältnis 
die Entlassung aus der Teilnahme an der Unter- 
bringung. 

Zu Nr. 6 und 7 

Die Vorschriften erweitern die Pflichtanteile im 
Bereich der Verwaltung des Bundesministers für 
Verteidigung, 

Zu Nr. 8 bis 9 b 

Der Ausschuß hat sich, wie bereits im allgemei- 
nen Teil des Berichts erwähnt, entschlossen, dem 
Bundestag den Wegfall des bisherigen Ausgleichs- 
betrages nach § 14 Abs. 2 zu empfehlen. Das Fort- 
schreiten der Unterbringung wird jetzt dadurch 
gesichert, daß Dienstherren, die die außerhalb 
des Bereichs der Mangelberufe freiwerdenden und 
neuen Stellen nicht zu einem Drittel mit Unter- 
bringungsteilnehmern oder anrechenbaren Per- 
sonen besetzen, der Anwendung des § 17 unter- 
liegen. Zu den freigewordenen Stellen gehören 
auch die bei der Verkündung des Gesetzes freien 
Stellen. 

Zugleich ist das Verfahren bei der Besetzung von 
Planstellen vereinfacht worden und den Diensther- 
ren ein größerer Spielraum für deren anderweitige 
Besetzung je nach dem Stande der Erfüllung des 
Planstellenpflichtanteils eingeräumt worden. 
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Zu Nr. 10 

Die neu eingefügten §§ 18 a und 18 b enthalten 
zur Beseitigung einer — zum Teil langjährigen — 
unterwertigen Wiederverwendung bedeutsame Vor- 
schriften. Der Ausschuß hat an ihnen auch in voller 
Würdigung der vom Bundesminister der Finanzen 
vorgetragenen Bedenken einstimmig festgehalten. 
Der Ausschuß hält es für erforderlich, daß dieses 
drückende Problem einheitlich bei allen Diensther- 
ren ausgeräumt wird und daß hierzu der Bund an- 
deren Dienstherren durch Zuschüsse Hilfe leistet 
(§ 18 a). In § 18 b wird für den Bereich des Bundes 
als unterbringungspflichtigen Dienstherrn die er- 
forderliche Regelung getroffen; auf Grund dieser 
Vorschrift gesdiaffene Stellen sollen in der Regel 
an die Person gebunden werden, um eine Be- 
nachteiligung anderer Personen bei der Besetzung 
freiwerdender oder neu geschaffener sonstiger 
Planstellen zu vermeiden. Die §§ 18 a und 18 b 
treten am -1. April 1958 in Kraft. 

Zu Nr. 11 

Der neue Satz 2 bringt nunmehr im Gesetz selbst 
eine Klarstellung des Begriffes „gleichwertiges 
Amt“. 

Zu Nr. 12 

Der neue Absatz 3 sichert die Stellung eines 
unterwertig Beschäftigten, wenn er ein Jahr wie- 
derverwendet worden ist. 

Zu Nr. 13 

Die Neufassung enthält Verbesserungen in Be- 
zug auf Umzugskosten und Trennungsentschädi- 
gungen für die Unterbringungsteilnehmer selbst 
imd durch Verlängerung des Erstattungszeitrau- 
mes auch für die Dienstherren. 

Zu Nr. 13 b 

Die Änderung hängt mit der Neugestaltung der 
§§ 24 ff. zusammen. Wegen der dortigen Verschär- 
fung der Pflichten der Unterbringungsteilnehmer 
mußte in § 22 Satz 2 die Regelung des § 21 Abs. 2 
für anwendbar erklärt werden. 

Zu Nr. 14 bis 16 b 

Die Vorschriften der §§ 23 ff., die den bisherigen 
§ 22 a entbehrlich ma^en, schaffen eine feste 
Grundlage für eine straffere Durchführung der 
Unterbringung. Sie dienen, wie bereits im allge- 
meinen Teil des Berichtes erwähnt, der Bereini- 
gung des Kreises der Unterbringungsteilnehmer 
von solchen Personen, die an der Unterbringung 
nicht mehr teilnehmen wollen oder nur wenig Aus- 
sicht auf eine Wiederverwendung haben. Zugleich 
sehen die Vorschriften für die Unterbringungsteil- 
nehmer, die weiterhin wiederverwendet werden 
wollen und nicht ausscheiden, bestimmte Maßnah- 
men vor, falls sie eine angebotene Wiederverwen- 
dung ausschlagen oder die sonst sich aus der Teil- 
nahme an der Unterbringung ergebenden Pflichten 
'nicht erfüllen. 

Zu Nr. 17 

In Nummer 17 wird für Unfälle, die Beamte 
während des ersten oder zweiten Weltkrieges im 
Dienst oder als Soldat erlitten haben, eine einheit- 
liche Versorgung herbeigeführt. Diese Versorgung 
liegt zwischen der früher den Beamten nach dem 
ehemaligen § 27 a des Einsatzwehrmachtfürsorge- 


und Versorgungsgesetzes gewährten Versorgung 
und der bisher gewährten Dienstzeitversorgung; 
der erdiente Vomhundertsatz wird um weitere 
fünfundzwanzig vom Hundert der Ruhegehalt- 
skala erhöht; daneben wird, falls Versorgung nach 
dem Bundesversorgungsgesetz nicht zusteht, auch 
Unfallausgleich und Heilfürsorge gewährt. Nach 
Maßgabe des Bundesversorgungsgesetzes kommt 
auch Grund- und Ausgleichsrente in Betracht. Ent- 
sprechendes gilt für die Versorgung der Hinter- 
bliebenen. Da die vorstehende Regelung auch im 
Rahmen des § 53 gilt, werden die bisher bestehen- 
den Unterschiede in der versorgungsmäßigen Be- 
handlung von Beamten und Berufssoldaten und 
auch hinsichtlich der im ersten und zweiten Welt- 
krieg erlittenen Unfälle ausgeglichen. Die Regelung 
ist in einem neuen § 181 a des Bundesbeamten- 
gesetzes auf genommen worden (siehe Artikel II a); 
in § 29 wird auf § 181 a des Bundesbeamtengesetzes 
Bezug genommen. 

Außerdem enthält Nummer 17 in Buchstabe a 
Satz 3 die nach der Struktur des Gesetzes zu Arti- 
kel 131 GG erforderliche Modifikation für die An- 
wendung der §§110 und 181 a des Bundesbeamten- 
gesetzes. Buchstabe b ist redaktionellen Inhalts. 
Nach Buchstabe c ist die nach § 112 Nr. 1 des Bun- 
desbeamtengesetzes ruhegehaltfähige Dienstzeit, 
entsprechend der Regelung des Artikels II a Abs. 1 
Nr. 1 Buchstaben b und d (§ 180 des Bundesbeamten- 
gesetzes), auch für die Versorgungsberechtigten des 
§ 29 G 131 als Dienstzeit im Sinne des Besoldungs- 
und Versorgungsgesetzes zu behandeln; diese Zeit 
wird also jetzt bei der Anwendung des § HO des 
Bundesbeamtengesetzes als Dienstzeit angerechnet, 
wirkt ruhegehaltsteigernd und führt auch zum Auf- 
steigen in den Dienstaltersstufen. 

Zu Nr. 17 a 

Infolge der Änderung ist die bezeichnete Zeit 
jetzt auchiiauf die zehnjährige Wartezeit anzurechnen. 

Zu Nr. 18 

Die Änderung des § 34 folgt aus der Neuregelung 
des § 29. 

Zu Nr. 19 

Die Änderung in Buchstabe a hängt mit der Neu- 
regelung in § 5 Abs. 1 Nr. 1 zusammen. Durch die 
Änderung in Buchstabe b wird Beamten zur Wie- 
derverwendung, die nicht im öffentlichen Dienst 
beschäftigt sind, ermöglicht, sich schon nach Voll- 
endung des 58. Lebensjahres (bis zum 31. März 1958 
des 62. Lebensjahres) in den Ruhestand ver- 
setzen zu lassen. Durch die Änderung in Buch- 
stabe c Satz 2 wird die Neuerung eingeführt, daß 
den Beamten, die erst nach dem 1. September 1953 
aus Kriegsgefangenschaft entlassen worden sind 
oder werden, die Zeit der Kriegsgefangenschaft als 
Dienstzeit im Sinne des Besoldungs- und des Ver- 
sorgungsredites angerechnet wird. 

Zu Nr. 20 

Durch die Einfügung der Nummer 4 in § 36 
Abs. 1 wird auch den Beamten zur Wiederverwen- 
dung, die nicht die Voraussetzungen des § 106 des 
Bimdesbeamtengesetzes erfüllen, ©ine günstigere 
Möglichkeit, sich entlassen zu lassen, gegeben. § 36 
Abs. 2 enthält die erforderliche Anpassung an die 
in § 29 G 131 und in § 181 a des Bundesbeamten- 
gesetzes erfolgte Versorgungsregelung. 
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(A) Zu Nr. 21 

Die Beamten zur Wiederverwendung erhalten 
nunmehr das Übergangsgehalt in Höhe des am 
8. Mai 1945 erdienten Ruhegehaltes. Soweit sie 
erst nach dem 1. September 1953 ^aus der Kriegs- 
gefangenschaft entlassen worden sind, gilt die Ver- 
günstigung des § 35 Abs. 3 Satz 3 auch für die 
Bemessung des Übergangsgehalts (Buchstabe a). In 
Buchstabe c wird der Freibetrag bei einem etwai- 
gen Arbeitseinkommen außerhalb des öffentlichen 
Dienstes von monatlich 150 DM auf monatlich 
250 DM erhöht. Das Wort „steuerpflichtige“ konnte 
als entbehrlich gestrichen werden; die abstrakte 
Steuerpflicht ist maßgebend. 

Zu Nr, 22 

Die Änderung des § 37 a hängt mit der zu § 35 
Abs. 3 Satz 3 beschlossenen Verbesserung zu- 
sammen. 

Zu Nr. 23 

Die Vorschrift ermöglicht, den Spätestheimkeh- 
rern das Übergangsgehalt noch für ein weiteres 
Jahr in Höhe der Dienstbezüge vom 8. Mai 1945 
zu zahlen. Zugleich stellt die Vorschrift sicher, daß 
den Spätestheimkehrem, die bis zum Eintritt des 
Versorgungsfalles ohne ihr Verschulden nicht mehr 
entsprechend wiederverwendet wurden, das Ruhe- 
gehalt so bemessen wird, wie wenn sie nach der 
Entlassung aus der Kriegsgefangenschaft im Bun- 
desdienst entsprechend wiederverwendet worden 
wären. 

Zu Nr. 24 

Nach der bisherigen Regelung des Gesetzes konn- 
te den Angehörigen eines erst nach Inkrafttreten 
des Gesetzes außerhalb des Bundesgebietes in Haft 
genommenen Beamten auf Lebenszeit usw. keine 
Bezüge gewährt werden, da sie nicht zu dem von 
§ 37 b erfaßten Personenkreis gehören, weil § 37 b 
eine Haft oder eine Kriegsgefangenschaft am Tage 
des Inkrafttretens des Gesetzes voraussetzte. Der 
neu eingefügte § 37 d schafft hier Abhilfe. 

Zu Nr. 24 a 

Die Änderung dieser Vorschrift zieht die erfor- 
derlichen Folgerungen aus den in den § 35 Abs. 3 
Satz 3 und § 37 a beschlossenen Verbesserungen. 

Zu Nr. 25 

Die Vorschrift ziöht Folgerungen aus der in 
§ 36 getroffenen Regelung. Zugleich wird im § 39 
Abs. 1 Nr. 3 die Einschränkung, daß Bezüge nur 
an Hinterbliebene gewährt werden, die schon frü- 
her Bezüge erhalten hatten, gestridien. 

Zu Nr. 25 a 

Der Bund beteiligt sich nunmehr nach Maßgabe 
der in Buchstabe a erfolgten Änderung des § 42 
Abs. 1 Satz 1 an der Versorgunigslast auch anderer 
als unterbringungspflichtiger Dienstherren. Zu- 
gleich wird bestimmt, daß tdie amtslose Zeit nach 
dem 8. Mai 1945 bei der Aufschlüsselung der Ver- 
sorgungslast außer Betracht , bleibt. 

Im übrigen enthält Buchstabe a noch die 
Klarstellung, daß in den Fällen, in denen der Bund 
nicht der Träger der Versorgungslast ist, die Er- 
stattung durch den nach Kapitel I zuständigen 
Träger der Versorgungslast erfolgt. Eine ent- 


sprechende Klarstellung erfolgt zugleich für den (Q 
Anwendungsbereich des § 42 Abs. 2 (Buchstabe c). 

In Buchstabe b erfolgt nunmehr für Körperschaf- 
ten, Anstalten und Stiftungen des öffentlichen 
Rechts und für Verbände von Gebietskörperschaf- 
ten die gleiche Regelung, wie sie bisher schon für 
die Sozialversicherungsträger galt, unter der Vor- 
aussetzung, daß diese Einrichtungen und Verbände 
keine Dienstherrnfähigkeit besitzen. 

Zu Nr. 26 und 27 

Diese Vorschriften ermöglichen, eine Kapital- 
abfindung zur Beschaffung einer Wohnstätte einem 
größeren Personenkreis als bisher zu gewähren, 
und sichern in Anpassung an die Regelung des 
Bimdesversorgungsgiesetzes die bestimmungsge- 
mäß e Verwendung der Kapitalabfindung. 

Zu Nr. 28 

Die in § 37 d erfolgte Regelimg soll auch für 
die Angehörigen von Ruhestandsbeamten, die nach 
Inkrafttreten des G 131 außerhalb des Bundes- 
gebietes in Haft genommen worden sind, ent- 
sprechende Anwendung finden. 

Zu Nr. 28 a 

Der Begriff des Umsiedlers wird nunmehr durch 
Bezugnahme auf § 1 Abs. 2 Nr. 2 des Bundesver- 
trieb enengesetzes erläutert. Zugleich bezieht die 
Änderung des § 51 Abs. 1 auch die Volksdeut- 
schen Umsiedler ein, für die vor dem 8. Mai 1945 
keine Vorschriften über die Versorgung erlassen 
waren. 

Zu Nr. 28 b (D) 

Wie bereits im allgemeinen Teil des Berichtes 
zu § 52 bemerkt, werden jetzt in § 52 die Angestell- 
ten und Arbeiter, die vor dem 1. April 1938 sechs 
Jahre unter der Geltung einer Versorgungsrege- 
lung nach beamtenrechtlichen Grundsätzen im Dienst 
gestanden haben, denjenigen gleichgestellt, die eine 
Anwartschaft erworben hatten, ähnlich der Rege- 
lung für die Beamten auf Widerruf, die sechs Jahre 
in einer Planstelle waren (§ 37 a). Die umfangreiche 
Neufassung der Vorschrift war mit Rücksicht auf 
die in der Praxis und Rechtsprechung aufgetretenen 
Zweifelsfragen notwendig. Zugleich wird auch die 
Anrechnung von Renten im Gesetz selbst eingehend 
geregelt. 

Die Heraushebung des in § 52 Abs. 1 behandel- 
ten Personenkreises trägt seiner besonderen Rechts- 
stellung Rechnung. 

Zu Nr. 29 und 29 a 

Hinsichtlich der zu § 52 a und § 52 b erfolgten 
Änderungen wird auf den allgemeinen Teil des Be- 
richtes verwiesen. 


Zu Nr. 30 

In Buchstabe a werden die erst nach dem 1. Sep- 
tember 1953 aus der Kriegsgefangenschaft entlas- 
senen Berufssoldaten von der Erfüllung des Stich- 
tages freigestellt; das gleiche gilt für die Hinter- 
bliebenen dieser Berufssoldaten. Durch Buchstabe b 
wird bestiimmt, daß bei diesen Spätestheimkehrem 
die Zeit der Kriegsgefangenschaft auf die status- 
rechtliche Dienstzeit angerechnet wird. 
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Zu der in Buchstabe erfolgten Änderung des 
§ 53 ist auf das bereits im allgemeinen Teil Aus- 
geführte zu verweisen. 

Durch Buchstabe e werden diejenigen Berufs- 
soldaten und deren Hinterbliebenen in den Per- 
sonenkreis der nach § 53 Versorgungsberechtiigten 
einbezogen, die bereits am 8. Mai 1945 versorgungs- 
berechtigt waren. Außerdem werden — wie im all- 
gemeinen Teil des Berichts bemerkt — die Hinter- 
bliebenen der Berufssoldaten einbezogen, die nach 
dem 8. Mai 1945 in Kriegsgefangenschaft verstor- 
ben sind. 

Zu Nr. 30 a 

Die Änderungen des § 54 stellen sicher, daß bei 
den Spätestheimkehrem die Zeit der Kriegsge- 
fangenschaft auf die in § 54 vorausgesetzten 

Dienstzeiten angerechnet wird. Die Einfügung 
durch Buchstabe a Satz 2 stellt klar, daß die ent- 
sprechende Wiederverwendung 'eines an der Un- 
terbringung teilnehmenden Berufsunteroffiziers 
sowohl als Berufssoldat in der Bundeswehr als 
auch, wie bisher, als Beamter erfolgen kann. Eine 
weitergehende Verbesserung für den in § 54 Abs. 4 
bezeichneten Personenkreis war nicht möglich, zu- 
mal insbesondere auch die Auswirkungen der Ren- 
ten-Neuregelungsgesetze für diesen Personenkreis 
noch nicht zu übersehen sind. 

Zu Nr. 30 b 

Hinsichtlich der Militäranwärter wird auf das 
bereits im allgemeinen Teil des Berichtes Ausge- 
führte verwiesen. 

Zu Nr. 30 c 

Die Änderungen folgen aus den Änderungen der 
^ §§ 52 a und 52 b. 

Zu Nr. 31 

Mit dieser Vorschrift werden die zu § 53 erfolg- 
ten Än'derungen auch für die berufsmäßigen An- 
gehörigen des früheren Reichs arbeits dienst es über- 
nommen. 

Zu Nr. 31 a 

Die Ergänzung des § 56 schafft eine gesetzliche 
Grundlage für eine Unterstützung derjenigen Per- 
sonen, die am 8. Mai 1945 ihr Amt oder ihren 
Arbeitsplatz bei einer Dienststelle des Reichs oder 
des früheren Landes Preußen in Berlin hatten oder 
aus einer dortigen Reichs- oder preußischen Kasse 
Versor^ng erhielten, wenn sie am 1. Januar 1955 
in Berlin oder seinen Randgebieten wohnten und 
nach diesem Gesetz keine Versorgungsansprüche 
geltend machen können. 

Zu Nr. 31 b, 32, 32 a, 33 

Die Änderimgen enthalten vor allem Klarstellun- 
gen aufgetretener Zweifel. 

Zu Nr. 34 

Die Schwierigkeiten der zahlreichen nach § 61 
zu erlassenden Rechtsverordnungen machen eine 
Verlegung des Termins, bis zu dem der Bund vor- 
schußweise Versorgungsbezüge zu erbringen hat, 
unausweichlich. 

Zu Nr. 35 

Buchstabe „vor a“ erklärt den § 3 a Satz 1 Nr. 3 
auch im Rahmen des § 62 für anwendbar. Buch- 
stabe a enthält eine textliche Anpassung, die durch 
'^ie Einfügung des § 18 a erforderlich geworden ist. 


und sichert im übrigen eine gleichmäßige Behand- 
lung der Heimkehrer. Durch die Änderung in Buch- 
stabe b wird klargestellt, daß die auf die Bundes- 
anstalt für Arbeitsvermittlung und Arbeitslosen- 
versicherung überführten Bediensteten und Ver- 
sorgungsempfänger der Arbeitsverwaltung seit der 
Errichtung 'der Bundesanstalt zu dem Personen- 
kreis des § 62 und nicht mehr des.§ 63 gehören. 
Buchstabe c ermöglicht auch den Dienstherren des 
§ 62, die Unterbringung durch Gewährung von 
Zuschüssen zu fördern, wenn die von ihnen Unter- 
zubringenden bei anderen Dienstherren eine ent- 
sprechende Wiederverwendung finden können. 

Zu Nr. 36 

Auch hier wird in Buchstabe „vor a“ § 3 Satz 1 
Nr. 3 a für anwendbar erklärt. Außerdem wird 
auf idie mit den neuen §§ 23 bis 24 f geänderten 
Unterbringungsvorschriften Bezug genommen. Die 
Änderung zu b) entspricht der Änderung zu § 62 
Abs. 2. 

Im Zusammenhang des § 63 hat der Ausschuß 
die Frage erörtert, ob auch privatrechtliche Ein- 
richtungen des gemischt Wirts diaftlichen Bereiches 
zu den Dienstherren des § 63 gehören. Der Aus- 
schuß hat diese Fragen verneint, da § 63 nur öf- 
fentlich-rechtliche Dienstherren betrifft. Eine an- 
dere Frage ist jedoch, inwieweit solche privatrecht- 
Ichen Einrichtungen, die sich bei der Entnazifizie- 
rung wie öffentlich-rechtliche Dienstherren verhal- 
ten haben, in sinngemäßer Anwendung der Rechts- 
gedanken des § 63 verfahren sollten. Der Ausschuß 
ist der Ansicht, daß insoweit, auch unter dem Ge- 
sichtspunkt des Artikels 139 des Grundgesetzes, die 
Zuständigkeit der Länder zu beaditen ist. 

Zu Nr. 37 

Buchstabe a hat klarstellende Bedeutung. In 
Buchstabe b werden die Folgerungen aus den in 
dem § 29 Abs. 1 Satz 3 erfolgten Änderungen ge- 
zogen. In Buchstabe c wird die Grundlage für 
eine befriedigende Regelung eines bisher offenen 
Problems geschaffen. Buchstabe d schafft gleichfalls 
die gesetzliche Grundlage für Maßnahmen, mit de- 
nen die dort 'bezeichneten Personen den vergleich- 
baren Versorgungsempfängem des Altreiches ange- 
paßt werden können. In Buchstabe e wird die 
Durchführung der Rühens Vorschriften für den in 
ihm angesprochenen Personenkreis klargestellt und 
zugleich die gesetzliche Grundlage dafür geschaf- 
fen, daß diese Versorgungsempfänger der in § 181 a 
des Bundesbeamtengesetzes getroffenen Regelung 
angepaßt werden können. 

Zu Nr. 38 

Die Kann-Vorschrift in § 68 ist in eine Soll-Vor- 
schrift abgeändert worden. Außerdem werden die 
Personen, die den Stichtag der §§53 oder 55 nicht 
erfüllen und weder nach dem 1. September 1953 
aus der Kriegsgefangenschaft entlassen worden 
sind noch am 8. Mai 1945 versorgungsberechtigt 
waren, ln den Anwendungsbereich des § 68 ein- 
bezogen, wenn sie bereits im ersten Weltkrieg Sol- 
daten waren. 

Zu Nr. 39 

Die Vorschrift zieht für den von § 70 erfaßten 
Personenkreis die Folgerungen, die sich aus der 
Änderung der Unterbringungsvorschriften ergeben. 
Außerdem bringt die Ergänzung des § 70 Abs. 3 
eine ausdrückliche Klarstellung. 
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(Kortmann) 

Zu Nr. 39 a 

Durch die Bezugnahme auf § 52 Ahs. 3 wird die- 
ser Personenkreis hinsichtlich einer Wiederbeschäf- 
tigung den dort bezeichneten Angestellten und Ar- 
beitern gleichgestellt. 

Zu Nr. 40 

Nach der neuen Vorschrift hönnen nunmehr auch 
Angestellte und Arbeiter, bei denen die in § 52 a 
Abs. 3 Satz 1 bezeichneten Umstände bereits vor 
Inkrafttreten des Gesetzes eingetreten waren und 
die somit keine Rechte nach § 52 a hatten, ein Ent- 
lassungsgeld erhalten. 

Zu Nr. 41 

Die Änderung des § 71 d soll den Abschluß eines 
Vorbereitungsdienstes erleichtern. 

Zu Nr. 42, 42 a, 42 b und 43 

Die Änderungen der Vorschriften sind durch die 
Änderungen der Rentengesetzgebung und zur Be- 
reinigung einer Reihe aufgetretener Zweifelsfragen 
notwendig geworden. 

Zu Nr. 43 a 

Mit der Änderung durch Buchstabe a wird die 
ünterbrinigung verdrängter Hochschullehrer durch 
günstigere Gestaltung des Bundeszuschusses er- 
leichtert. In Buchstabe b wird die Emeritierung 
von Hochschullehrern dadurch erleichtert, daß sie 
nicht an eine Altersgrenze gebunden ist und der 
Bundeszuschuß verbessert wird. Es wird nunmehr 
an den für das Kulturwesen zuständigen Ländern 
liegen, das Problem der von § 78 a erfaßten Hoch- 
Schullehrer einer baldigen endgültigen^ Lösung zu- 
zuführen. 

Zu Nr. 44 

Nach der Neufassung des § 79 gelten für alle Kla- 
gen aus diesem Gesetz einheitlich die §§ 126, 127 
und 136 des Beamtenrechtsrahmengesetzes, darüber 
hinaus im Bereich des Bundes auch bestimmte 
Vorschriften des Bundesbeamtengesetzes, im übri- 
gen das ihnen entsprechende Landesrecht. In § 79 
Abs. 2 ist ausdrücklich klargestellt, daß für die 
Rechtsstreitigkeiten von Angestellten und Arbei- 
tern das Vorstehende nicht gilt, ebenso nicht für 
Streitigkeiten aus den §§72 bis ‘74, soweit es sich 
nicht um bestimmte, in § 79 Abs. 2 bezeichnete Fra- 
gen handelt. 

Zu Nr. 45 

Die Ergänzung des § 81 Abs. 4 Satz 1 stellt klar, 
daß von der Versäumung der Aussclilußfrist die 
Rechte aus der Nachversicherung (§ 72) nicht be- 
troffen werden. 

Zu Nr. 46 

Bei der Ergänzung der Anlage A zu § 2 Abs. 1 
hat der Ausschuß an den bisherigen Grundsätzen 
für die Einbeziehung in die Anlage A festgehal- 
ten und schlägt die hiernach ausgewählten und in 
der Nummer 46 aufgeführten Nichtgebietskörper- 
schaften und Einrichtungen für die Einbeziehung 
vor. 

Zu Nr. 47 und 48 

Dem Ausschuß erschien die Ersetzung der Besol- 
dungsgruppe A 5 b durch die Besoldungsgruppe 


A 4 f für die Personengruppen der früheren Besol- 
dungsgruppen C 9, CIO und eil und die in der 
Anlage D (unterste Zeile) in die Besoldungsgruppe 
A5b leingereihten Poli'zeivollzugsbeamten ange- 
messen. 

ZU ARTIKEL II 

Artikel II enthält die Überleitungsvorschriften, 
die wegen der Änderung des Gesetzes durch Arti- 
kel I erforderlich sind. 

ZU ARTIKEL II a 

Artikel II a enthält die bereits im allgemeinen 
Teil des Berichtes und bei einzelnen Vorschriften 
des Artikels I erwähnten Änderungen des Bundes- 
beamtengesetzes. 

ZU ARTIKEL II b 

t 

Artikel II b ergänzt das Beamitenrechtsrahmen- 
gesetz. Die Ergänzung ermöglicht den Ländern, sich 
der verbesserten Versorgungsregelung für die in 
§ 181 a des Bundesbeamtengesetzes bezeichneten 
Unfälle anzuschließen. 

ZU ARTIKEL II c 

Die Änderungen der Vorschriften waren zur Be- 
seitigung von Unklarheiten und zur Ergänzung er- 
forderlich, um Nachteile für den angesprochenen 
Personenkreis zu vermeiden. 


ZU ARTIKEL II d 

Die Neufassung des Bundesbeamtengesetzes ist 
auf Grund der zahlreichen Änderungen des Geset- 
zes tunlich. Der Artikel II d enthält die erforder- 
liche Ermächtigung. 

ZU ARTIKEL VII a 

Artikel VII a enthält die im Hinblick auf das 
als Bundesrecht fortgeltende saarländische Gesetz 
zur Regelung von Dienstverhältnissen notwendi- 
gen Vorschriften. Das Saarland wird zur Anpas- 
sung des Gesetzes zur Regelung von Dienstver- 
hältnissen an das Gesetz zu Artikel 131 GG er- 
mächtigt. Darübeir hinaus enthält Artikel VII a 
erste Maßnahmen zur Abstimmung beider Gesetze 
aufeinander. 

ZU ARTIKEL VIII 

Artikel VIII bringt die erforderlichen Inkraftset- 
zimgsvorschriften. Mit Rücksicht auf das Eingrei- 
fen anderer gesetzlicher Vorschriften waren unter- 
schiedliche Inkraftsetzungstermine unvermeidlich. 
Artikel VIII regelt ferner die Zahlungen auf Grund 
der mit Artikel I und II erfolgten Änderungen 
und Einfügungen von Vorschriften in das Gesetz 
zu Artikel 131 GG. Schließlich wird der Bundesmi- 
nister des Innern zur Bekanntmachung einer Neu- 
fassung dieses Gesetzes ermächtigt. 


Bonn, den 2. Juli 1957 

Kortmann 

Berichterstatter 



2. Deutscher Bundestag — 223. Sitzung. Bonn, Donnerstag, den 4. Juli 1957 


13293 


(A^ 

Anlage 5 Drucksache 5719 

Bericht 

des Haushaltsausschusses (18. Ausschuß) gemäß § 96 
(neu) der Geschäftsordnung über den von den 
Fraktionen der CDU/CSU, FDP, DP, DA einge- 
bracht en Entwurf eines Zweiten Gesetzes zu? 
Änderung des Gesetzes zur Regelung der Rechts- 
verhältnisse der unter Artikel 131 des Grundge- 
setzes fallenden Personen (Drucksachen 2255, 3643). 

Bericht des Abgeordneten Gengier 

1. Der Haushaltsausschuß hat in seiner Sitzung 
vom 3. Juli 1957 den Gesetzentwurf — Druck- 
sachen 2255, 3643 — behandelt und im Sinne 
des § 96 (neu) GO seine Auswirkungen auf den 
Haushaltsplan und die Haushaltslage geprüft. 
Danach werden für das Haushaltsjahr 1957 
die im Haushaltsplan enthaltenen Beträge durch 
den Gesetzentwurf nicht überschritten, da das 
Gesetz erst am 1. September 1957 in Kraft 
treten soll und die Haushaltsansätze daher 
ausreichen. 

2. Im übrigen trifft der Haushaltsausschuß die 
Feststellung, daß für die Haushaltsjahre ab 
1958 weitere rund 200 Mio DM über den Haus- 
haltsansatz des Rechnungsjiahres 1957 hinaus 
notwendig werden, wenn der Gesetzentwurf in 
dieser Form angenommen werden wird, und 
zwar in der Hauptsache als Rechtsverpflichtun- 
gen, die nicht mehr geändert werden können. 
Angesichts der jetzt schon feststehenden neuen 
Belastungen für die kommenden Haushalts- 
jahre kann der Haushaltsausschuß nicht um- 
hin, auf die Höhe dieser neuen Belastungen 
ausdrücklich aufmerksam zu machen. Ob und 
in welcher Weise in den kommenden Haus- 
haltsjahren eine Deckung gefunden werden 
kann, läßt sich z. Z. nicht übersehen. 


Bonn, den 3. Juli 1957 

Gengier 

Berichterstatter 

Anlage 6 zu Drucksache 5652 

Schriftlicher Bericht 

des Ausschusses für Finanz- und Steuerfragen 
(19. Ausschuß) zu dem von den Abgeordneten Mat- 
thes, Richarts, Kriedemann, Mauk, Elsner, Dr. 
Preiß und Genossen e ingebrachten Entwurf eines 
Gesetzes zur Änderung des Vierten Gesetzes zur 
Änderung des Zuckersteuergesetzes (Drucksache 
3114). 

Berichterstatter: Abgeordneter Dr. Miessner 

1. Der Ausschuß für Finanz- und Steuerfragen hat 
stich am 19. Juni 1957 mdt der Vorlage beschäftigt, 
nachdem der Ausschuß für Ernährung, Landwirt- 
schaft und Forsten dem Gesetzentwurf am 
13. März 1957 einmütig zugestimmt hatte. 

2. Mit dem Gesetzentwurf wird beabsichtigt, zur 
Fütterung von Bienen künftig 10 kg Zucker jähr- 
lich — statt wie bisher 7,5 kg jährlich — den 'tm- 
kem zuckersteuerfrei zur Verfügung zu stellen. 


Obwiohl sich diese Steuererleichterung materiell 
kaum wesentlich auiswirken dürfte — bei einem 
Bestand von 10 bis 20 Bienenvölkern wird die 
Steuerentlastung 2,50 bis 5 DM pro Jahr aus- 
machen — , hat sich der Ausschuß doch entschlos- 
sen, dem Gesetzentwurf zuzustimmen, da er mit 
dem Ausschuß für Ernährung, Landwirtschaft und 
Forsten der Auffassung war, daß die gesamte 
Zuckermenige, die zur Fütterung eines Bienen- 
volkes normialer weise benötigt wird, von der 
Zuckersteuer befreit sein sollte. Diese Gesiamt- 
m^enige soll nach Angabe des zustäniddgen Mini- 
ster iuans näher bei 10 kig als bei 7,5 kg liegen. 

3. Der Aussichuß für Finanz- und Steuerfragen 
schlägt daher vor, den Gesetzentwurf — Druck- 
sache 3114 — nach Einfügung der negativen 
Saar-Klausel anzunehmen. 

Bonn, den 2. Juli 1957 

Dr. Miessner 
Berichterstatter 

Anlage 7 Drucksache 5714 

Schriftlicher Bericht 

des Haushaltsausschusses (18. Ausschuß) gemäß § 96 
(neu) der Geschäftsordnung zu dem Entwurf eines 
Gesetzes über die Deutsdie Bundesbank (Druck- 
sachen 3603, 2781, Nachtrag zu 3603). 

Berichterstatter: Abgeordneter Seuffert 

Der Haushaltsausschuß hat in seiner Sitzung am 
2. Juli 1957 den Gesetzentwurf — Drucksachen 
3603, Nachtrag zu 3603, 2781 — beraten und die 
Auswirkungen auf den Haushaltsplan und die 
Haushaltslage geprüft. Er ist zu dem Ergebnis ge- 
kommen, daß sich die Frage der Deckung für diese 
Vorlage nicht stellt. 


Bonn, den 2. Juli 1957 

Seuffert 

Berichterstatter 

Anlage 8 Drucksache 5701 

Schriftlicher Bericht 

des Ausschusses für Außenhandelsfragen (23. Aus- 
schuß) über den von der Fraktion der CDU/CSU 
eingebrachten Entwurf eines Vierzehnten Gesetzes 
zur Änderung des Zolltarifs (Drucksache 3564). 

Berichterstatter: Abgeordneter Dr. Elhr achter 

Der Ausschuß für Außenhandelsfragen hat sich 
in seiner Sitzung .vom 28. Juni 1957 mit dem von 
der Fraktion 'der CDU/CSU eingebr-achten Ent- 
wurf eines Vierzehnten Gesetzes zur Änderung des 
Zolltarifs — Drucksache 3564 — befaßt. Nach Auf- 
fassung der Mehrheit des Ausschusses ist die Sen- 
kung von Zöllen ein geeignetes Mittel, um Preis- 
auftriebstendenzen entgegenzuwirken. Der Anreiz 
zu verbilligter Einfuhr ist zugleich ein Beitrag zur 
Verm'inderung der Zahlun^bilanzüberschüsse. Es 
erscheint angebracht, die Voraussetzungen für die 
Durchführung solcher Zollsenkungen für Waren 
der gewerblichen Wirtschaft für die Zeit zwischen 
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dem Auslaufen der Legislaturperiode und der Ar- 
beitsiaufnahme des neu gewählten Bundestages zu 
schaffen. 

Die Biundesregierung soll desihialb ermächtigt 
werden, gewerbliche Zölle ausnahmsweise ohne 
Mitwirkung der gesetzgebenden Körperschaften zu 
ermäßigen oder aufzuheben, jedoch nur für die 
Zeit vom 1. Juli bis zum 31. Dezember 1957. Der 
Ausschuß stimmte dem Gesetzentwurf mit Mehr- 
heit zu. 

Bonn, den 28. Juni 1957 

Dr. Elb r achter 

Bierichterstatter 

Anlage 9 zu Drucksache 3641 

Schriftlicher Bericht 

des Ausschusses für Finanz- und Steuerfragen 
(19. Ausschuß) über den Entwurf eines Gesetzes 
zur Änderung des Zollgesetzes (Viertes Zollände- 
rungsgesetz) {Drucksache 3561). 

Berichterstatter: Abgeordneter Krammig 
Allgemeine Bemerkungen 

1 . 

Ein Zollgesetz, das der Entwicklung von Wirt- 
schaft und Verkehr ohne laufende gesetzliche An- 
passung standhalten soll, kann, wie die Erfahrun- 
gen der Vergangenheit lehren, nur als Rahmen- 
gesetz erlassen werden. Das hat aber zur Folge, 
daß dem zuständigen Ressortminister umfangreiche 
Ermächtigungen zugestanden werden müssen, da- 
mit er Durchführungsbestimmungen erlassen, Aus- 
nahmen und Erleichterungen zugestehen und Ein- 
zelheiten regeln kann. Sowohl das Vereinszollge- 
setz vom 1. Juli 1869 als auch das dieses ablösende 
Zollgesetz vom 20. März 1939 gingen diesen Weg. 
Sie hätten der stürmischen Entwicklung von Wirt- 
schaft und Verkehr nicht standhalten können, 
wenn sie nicht von Vornherein als Rahmengesetze 
abgefaßt worden wären und alle Einzelheiten 
den Durchführungsbestimmungen (Zollordnungen) 
überlassen hätten. 

Neben den Einzelermächtigungen des Zollgeset- 
zes für den Reichs minister der Finanzen zum Er- 
laß von Durchführungsbestimmungen stützte sich 
dieser auf die §§ 12 und 13 der Reichs abgaben- 
ordnung. Die §§ 12 und 13 der Reichsabgaben- 
ordnung sind durch das Gesetz vom 11. Juli 1953 
(BGBl. I S. 511) aufgehoben worden. Die dadurch 
entstandene Lücke wurde Jür das Zollgesetz teil- 
weise durch § 109 in der Fassung des Gesetzes 
zur Änderung des Zollgesetzes und der Verbrauch- 
steuergesetze vom 23. Februar 1952 (BGBl. I S. 317) 
ausgefüllt. Einige der im Zollgesetz enthaltenen Er- 
mächtigungen des Reichsministers der Finanzen 
sind zwar auf Grimd des Artikels 129 des Grund- 
gesetzes auf den Bundesminister der Finanzen 
übergegangen. Bei einem Teile dieser und anderen 
bestehen aber Zweifel, ob sie mit dem Grund- 
gesetz übereinstimmen imd noch gelten. Um diese 
Zweifel auszuräumen, überträgt der Entwurf alle 
Einzel ermächtigimgen, nachdem sie den Erforder- 
nissen des Grundgesetzes angepaßt worden sind 
und soweit nicht in einigen Fällen aus zwingen- 
den Gründen auf sie verzichtet werden muß, aus- 


drücklich auf den Bundesminister der Finanzen. 

Bei dieser Gelegenheit werden die im Zollge- 
setz noch enthaltenen Bezeichnungen, die sich auf 
Einrichtungen und Behörden des Reichs beziehen, 
möglichst durch neue Bezeichnungen ersetzt. Dabei 
ist aber davon abgesehen worden, Vorschriften 
des Zollgesetzes über die gebietsmäßigen Auswir- 
kungen der Zollhoheit abzuändern, weil damit 
Fragen aufgeworfen worden wären, die noch nicht 
durch das Zollgesetz geregelt werden können (z. B. 
zollrechtliche Stellung der Interzonengrenze, der 
unter fremder Verwaltung stehenden Gebiete des 
Deutschen Reichs). Im übrigen handelt es sich bei 
den sonstigen Änderungen und Ergänzungen der 
Zollvorschriften um Anpassungen an veränderte 
Verhältnisse und um die Auswertung von Erfah- 
rungen der Zollpraxis. 

Außerdem ist noch die Liste der Zollbefreiungen 
um einige Punkte erweitert worden, die insbeson- 
dere den Reiseverkehr, den internationalen Kul- 
turaustausch, Geschenksendungen und Liebesga- 
ben betreffen. 

2 . 

Der Finanz- und Steuerausschuß beriet den ihm 
federführend überwiesenen Gesetzentwurf in sei- 
ner 123. Sitzung am 19. Juni 1957. Er nahm den 
Gesetzentwurf mit der ihm beigegebenen Begrün- 
dung ohne sachliche Änderung mit Berichtigungen 
redaktioneller Art und einer sachlichen Ergänzung 
an. Das Votum des mitberatenden Ausschusses für 
Außenhandelsfragen ist dem Beri^terstatter im 
Zeitpunkt der Abfassung des Schriftlichen Berichts 
noch unbekannt. Es wird dem Plenum des Bundes- 
tages bei der 2. Lesung des Gesetzentwurfs vorge- 
tragen werden. 

(D) 

Der mitberatende Ausschuß für Außenhandels- 
fragen hat den Entwurf in der Sitzung am 2. Juli 
1957 beraten. 

Nachdem klargestellt worden war, daß die Aus- 
weispflicht nur in Verbindung mit der Prüfung 
des zollredlichen Besitzes von Waren, nicht aber 
zur reinen Personenkontrolle eingeführt werden 
solle und die vorgesehene Übertragung von Er- 
mächtigungen von den Oberfinahzdirektionen auf 
den Bundesminister der Finanzen nach dem 
Grundgesetz erforderlich sei, die Rückübertragung 
aber, soweit wie möglich, erfolgen solle, stimmte 
der Ausschuß bei einigen Enthaltungen dem Ent- 
wurf in der Fassung des Schriftlichen Berichtes zu. 

Einzelbemerkungen 

Zu Artikel 1 

3. 

Die Änderung in Nr. 14 Buchstabe b berichtigt 
einen Druckfehler. 

4. 

In Nr. 43 muß es in der Überschrift anstatt „§ 60“ 
richtig „§ 69“ heißen. 

5. 

In Nr. 54, § 101 Abs. 3 ist das Komma in der 
viertletzten Zeile zwischen den Worten „verfügt“ 
und „und“ gestrichen worden. 

6 . 

In Nr. 59 Buchstabe 1 ist dem Worte „Deutsche“ 
der Buchstabe „r“ angefügt worden. 
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(A) Zu Artikel 2 

7. 

Artikel 2 regelt die Pauschalierung von Abga- 
bensätzen, die sich in der Praxis gut bewährt hat. 

Zu den beim Eingang von Waren in das Zoll- 
gebiet zu erhebenden Verbrauchsteuern gehört 
auch die Biersteuer. Die in Artikel 2 des Entwurfs 
vorgesehene Ermächtigung, bei nicht gewerblichen 
Einfuhren die Eingangs abgaben zu pauschalieren, 
erstreckt sich somit auch auf die Biersteuer. Das 
Aufkommen aus der Biersteuer steht nach Ar- 
tikel 106 Abs. 2 Nr. 5 des Grundgesetzes den Län- 
dern zu. Verbliebe es bei der Einbeziehung der 
Biersteuer in die Ermächtigung des Artikels 2, so 
würden sowohl dieses Gesetz als auch alle auf 
Grund dieses Gesetzes zu erlassenden Rechts Ver- 
ordnungen der Zustimmung des Bundesrates be- 
dürfen. Die Pauschalierung der Eingangs abgaben 
kommt nur für den Reise- und Postverkehr in Be- 
tracht. In diesen Verkehren wird Bier nie oder 
selten verzollt und versteuert werden müssen. Es 
ist deshalb zweckmäßig, die Biersteuer von der 
Pauschalierung auszunehmen. Das geschieht durch 
die Ergänzung des Artikels 2, 

Bonn, den 24. Juni 1957 

Krammig 

Berichterstatter 


Anlage 10 Drucksache 3700 

Schriftlicher Bericht 

(B) des Ausschusses für Außenhandelsfragen (23. Aus- 
schuß) über den "Entwurf einer Siebzigsten Verord- 
nung über Zollsatzänderungen (Kernreaktoren 
usw.) (Drucksache 3695). 

Berichterstatter: Abgeordneter Margulies 

Der Ausschuß für Außenhandels fragen hat sich 
in seiner Sitzung vom 28. Juni 1957 mit dem Ent- 
wurf einer Siebzigsten Verordnung über Zollsatz- 
änderungen (Kernreaktoren usw.) — Drucksache 
3695 — befaßt; er hat sich der Begründung der 
Bundesregierung angeschlossen und einstimmig 
dem Verordnungsentwurf zugestimmt. 


1. England (C) 

Keine giesietzlithe Regelung. 

Nach Sektion B Absatz 3 National Maritime 
Board 1956 gilbt les tariflich geringe Übeirstunden- 
zuschläge, jedoch keine Staffelung dieser Zuschläge. 

2. Holland 

Keine gestetzl'iche Regelung. 

Tariflicher Zuschlag von 25 Prozent. 

3. Belgien 

Keine gesietzl'iche Regelung. 

An Werktagen kein tariflicher Z'USicMag, an 
Sonntagen äOprozientiger Zuschlag, 

4. Frankreich 

Keine gesetzliche Regelung. 

Code >de Traviail Maritime (überläßt in Artikel 26 
die Regelung ausdrücklich den Tarifverträgen. 

5. Italien 

Keine gesetzliche Regelung. 

Tarifliche Zuschläge zwischen 15 und 50 Pro- 
zent. 

6. Dänemarlk 

Keine gesetzliche Regelung. 

Tariflicher Zuschlag für Nacht- und Sonntags- 
arbeit von 25 Prozent. 

7. Finnland 

Gesetzlicher Zuschlag werktags 25 Prozent, sonn- (D) 
tags 63 Prozent. 

8. Schweden 

Gesetzlicher Zuschlag werktags 25 Prozent, sonn- 
tags 63 Prozent. 

9. Norwegen 

Gesetzlicher Zuschlag werktags 25 Prozent, sonn- 
tags 63 Prozent. 

Entscheidend dürfte sein, daß idas Übereinkom- 
men Nr. 93 der Internationalen Arbe'itsorganisaition 
in Artikel 17 lediglich einen Überstiindenzuschilag 
von 25 Prozent feistgelegt 


Bonn, den 28. Juni 1957 


Margulies 

Berichterstatter 


Bonn, den 3. Juli 1957 


Dr. Jentzsch 


Anlage 11 

Ergänzende Erklärung des Abg. Dr. Jentzsch zu 

seinen Ausführuingen während «der Beratungen 
des Entwurfs eines Seemannsgesetzes in (der 
218. Sitzung, S. 12931 D, letzter Absatz, Zeile 7 von 
unten: „Für meine Behauptung, daß mit dem 
Paragraph 92 ides Reg'ieonungsentwurfs eines See- 
miannsgesetzes die deutsche HanJdelßschiffabrt im 
Vergleich zu ihren (ausländischen Koinkurrenzlän- 
dem unvertneitbair hoch belastet wird, wieise ich im 
einzelnen darauf hin, daß in diesen Hauptwiett- 
•bewerbsländem ider deutschen Seeschiffa-hrt die 
Frage der Überstundenbezahlung weit günstiger 
geriegelt 'ist, als es 'der Entwurf vorsiebt: 


Anlage 12 Drucksache 3523 

Nachtrag zu Anlage 7 der 219. Sitzung. 

Berichterstatter: Abgeordneter Krammig 

8. Der mitberatende Haushaltsausschuß hat in 
der Sitzung am 2. Juli 1957 beschlossen, gegen den 
Gesetzentwurf in der Fassung des Schriftlichen Be- 
richts Einwendungen nicht zu erheben. 

Bonn, den 20. Mai 1957 

Krammig 

Berichterstatter 
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Anlage 13 


Umdruck 1268 (C) 


Umdruck 1184 

Änderungsantrag der Abgeordneten Gibbert, 
Schlick, Dr. Eckhardt und Genossen zur zweiten 
Beratung des Entwurfs eines Neunten Gesetzes zur 
Änderung des Umsatzsteuergesetzes (Drucksachen 
3511, 2077, 2419, 2611). 

Der Bundestag wolle beschließen: 

Im Antrag des Ausschusses auf Drucksache 3511 
wird die unter Nr. 4 beantragte Entschließung wie 
folgt ergänzt: 

„3. zur umsatzsteuerUchen Gleichstellung der Win- 
zer, Winzergenossensdiaften und des Weinhan- 
dels beim Wein das Keltern und die Keller- 
behandlungsrnaßnahmen im Sinne des Wein- 
gesetzes, die der kelternde Unternehmer selbst 
durchführt, durch entsprechende Änderung des 
§ 57 Abs. 2 der Durchführungsbestimmungen 
zum Umsatzsteuergesetz als umsatzsteuer- 
unschädliche Bearbeitung zuzulassen.“ 

Bonn, den 29. Mai 1957 

Gibbert 

Schlick 

Dr. Eckhardt 

Frau Ackermann 

von Bodelschwingh 

EYanzen 

Frau Dr. Gantenberg 
Josten 

Kemmer (Bamberg) 
Kemper (Trier) 
Knobloch 

Mayer (Birkenfeld) 

Meyer (Oppertshofen) 

Muser 

Richarts 

Ruland 

Schill (Freiburg) 
Schneider (Brotdorf) 
Dr. Solke 
Dr. Storm 

Dr. Weber (Koblenz) 

Wehking 

Wullenhaupt 

Umdruck 1262 

Änderungsantrag der Fraktion der DP (FVP) 

zur zweiten Beratung des Entwurfs des Getreide- 
preisgesetzes 1957/58 (Drucksachen 3671, 3520). 

Der Bundestag wolle beschließen: 

1. In § 1 und 2 sind die „von . . . bis-^Preise“ um je- 
weils 20 DM zu erhöhen. 

2. In § 4 ist der Grundpreis für Saatgetreide um je 
20 DM anzuheben. 

Bonn, den 2. Juli 1957 

Dr. Berg 

Eickhoff 

Dr. Elbrächter 

Hepp 

Lahr 

Müller (Wehdel) 

Dr. Preiß 

Dr. Schild (Düsseldorf) 

Dr. Brühler und Fraktion 


Änderungsantrag der Abgeordneten Lermer, 
Dr, Glasmeyer, Lahr, Weber (Untersontheim) und 
Genossen zur dritten Beratung des Entwurfs eines 
Neunten Gesetzes zur Änderung des Umsatzsteuer- 
gesetzes (Umdruck 1184, Drucksachen 3690, 2077, 
2419, 2611). 

Der Bundestag wolle beschließen: 

Im Antrag des Ausschusses auf Drucksache 3511 
wird die unter Nr. 4 beantragte Entschließung in 
der mit Umdruck 1184 erweiterten Fassung wie 
folgt ergänzt: 

„4. die Bearbeitung und Verarbeitung von Kartof- 
feln zur Herstellung von Futtermitteln durch 
entsprechende Änderung des § 57 Abs. 2 der 
Umsatzsteuer-Durchführungsbestimmungen als 
umsatzsteuerunschädliche Bearbeitung zuzu- 
lassen. 

Bonn, den 1. Juli 1957 

Lermer 

Dr. Glasmeyer 

Lahr 

Weib er (U nterson th eim) 

Bauer (Wasserburg) 

Bauereisen 

Bauknecht 

von Bodelschwingh 

Brese 

Demmelmeier 

Fuchs 

Funk 

Dr. Graf Henckel 
Dr. Horlacher 
Klausner 

Meyer (Oppertshofen) 
Schräder 

Schulze-Pellengahr 

Solke 

Wittmann 


Umdruck 1285 

Entschließungsantrag der Fraktionen der CDU/ 
CSU, DP (FVP) zur dritten Beratung des von den 
Abgeordneten Matthes, Richarts, Kriedemann, 
Mauk, Elsner, Dr. Preiß und Genossen eingebrach- 
ten Entwurfs eines Gesetzes zur Änderung des 
Vierten Gesetzes zur Änderung des Zucker steuer- 
gesetzes (Drucksachen 3632, 3114). 

Der Bundestag wolle beschließen: 

Der Verbrauch von Zucker ist in der Bundes- 
republik in ständigem Steigen begriffen. Dem- 
gegenüber geht die deutsche Zuckerproduktion seit 
einigen Jahren zurück. Die Anbauflächen für 
Zuckerrüben in Nord- und Westdeutschland wer- 
den geringer. Es sind daher Maßnahmen erforder- 
lich, die wieder zu einer Ausdehnung des Zucker- 
rübenanbaus führen, zumal die Einfuhr von Aus- 
landszucker gegenwärtig erhebliche Staatszuschüsse 
für die Erhaltung des inländischen Zuckerpreises 
beansprucht. 

Im Bundeshaushaltsplan 1957 (Einzelplan 10 02 
Tit. 964) sind Bundesmittel bereitgestellt, um eine 
„Untersuchung der Kosten und Ertragslage ' der 
Zuckerfabriken“ durchzuführen. Diese Unter- 
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(A) suchungen sind -beschleunigt abzu schließen. In 
jedem Fall muß aber sichergestellt werden, daß 
die Auszahlungen der Zuckerfabriken bereits bei 
der Zudcerrübenernte 1957 so gestaltet werden, wie 
es der einmütigen Auffassung des Bundestagsaus- 
schusses für Ernährung, Landwirtschaft und For- 
sten (148. Sitzung) entspricht, welcher der Bundes- 
tagsausschuß für Finanz- und Steuerfragen beige- 
treten ist (Drucksache 3635). 

Die Bundesregierung wird ersucht, -die dafür er- 
forderlichen Mittel aus Haushaltsersparnissen bei 
Einzelplan 10 oder aus allgemeinen Ersparnissen 
des Bundeshaushalts 1957 oder notfalls als Vor- 
griff auf die Haushaltsmittel 1958 bereitzustellen, 
wenn sich eine andere Möglichkeit zur Erreichüng 
dieses Zieles nicht ergeben sollte, 

Bonn, den 3. Juli 1957 

Dr. Dr. Oberländer 
Cillien und Fraktion 
Dr. Brühler und Fraktion 


Umdruck 1287 

Änderungsantrag der Fraktionen der CDU/ 
CSU, DP (FVP) zur dritten Beratung des Entwurfs 
eines Neunten Gesetzes zur Änderung des Umsatz- 
steuergesetzes (Drucksachen 3690, 3511, 2077, 2419, 
2611). 

Der Bundestag wolle beschließen: 

In Artikel 1 werden 

1. Nummer „vor 1“ 
und 

(B) 2. Nummer „la“ 

gestrichen. 

Bonn, den 3. Juli 1957 

Dr. Krone und Fraktion 
Dr. Brühler und Fraktion 


Umdruck 1288 

Änderungsantrag der Fraktionen der CDU/ 
CSU, DP (FVP), FDP, GB/BHE zur zweiten Be- 
ratung des von den Fraktionen der CDU/CSU, 
FDP, DP (FVP) eingebrachten Entwurfs eines Zwei- 
ten Gesetzes zur Änderung des Gesetzes zur Re- 
gelung der Rechtsverhältnisse der unter Artikel 131 
des Grundgesetzes fallenden Personen (Druck- 
sachen 3643, 1. und 2. Nachtrag zu 3643, 2255). 

Der Bundestag wolle beschließen: 

Zu Artikel 1 

Es wird eine Nummer 37 a eingefügt: 

37 a. In § 67 

a) tritt in Absatz 1 Satz 2 an die Stelle des 
Punktes ein Semikolon; dahinter wird 
folgender Halbsatz angefügt: „das gleiche 
gilt für Beförderungen, und zwar insoweit, 
als sie auch in der Laufbahn, der die frü- 
here Stellung (Satz 1) zugehörte, erlangt 
worden wären.“ 

b) wird folgender Absatz 3 angefügt: 

„(3) Die in Absatz 1 Satz 1 bezeichneten 
und sonstigen Personen, die sich ohne 


vorherige Zugehörigkeit zu Vorgänger- (C) 
Organisationen der früheren Waffen-SS 
nach dem 1. Januar 1940 zum berufs- 
mäßigen Dienst in -dieser verpflichtet hat- 
ten und in ausschließlich militärischem 
Kriegseinsatz verwendet worden sind, er- 
halten Übergangsgehalt und Versorgung 
wie vergleichbare Berufssoldaten nach 
Maßgabe der für diese geltenden Vor- 
schriften. Entsprechendes gilt für die Hin- 
terbliebenen.“ 


Bonn, den 4. Juli 1957 

Dr. Krone und Fraktion 
Schneider (Bremerhaven) und Fraktion 
Dr. Becker (Hersfeld) und Fraktion 
Feiler und Fraktion 


Umdruck 1290 

Entschließungsantrag der Abgeordneten Dr.Hell- 
wig, Samwer, Dr. Böhm (Frankfurt) zur dritten 
Beratung des Entwurfs eines Gesetzes gegen Wett- 
bewerbsbeschränkungen (Drucksachen 3644, 1158). 

Der Bundestag wolle beschließen: 

Der Bundestag hat bei § 77 des Entwurfs eines 
Gesetzes gegen Wettbewerbsbeschränkungen da- 
von abgesehen, eine Befristung für die Ausnahme 
zugunsten der Unternehmen der öffentlichen Ver- 
sorgung mit Energie und Wasser zu beschließen, 
obgleich diese Regelung nur eine vorläufige sein 
soll, die bis zum Inkrafttreten eines neuen Ge- 
setzes zur Regelung -der Wettbewerbsverhältnisse in fD) 
der öffentlichen Versorgung mit Energie und Was- 
ser Geltung haben soll. 

Um den einstweiligen Charakter der in § 77 des 
Gesetzentwurfs gegen Wettbewerbsbeschränkun- 
gen getroffenen Regelung zu unterstreichen, ersucht 
der Bundestag die Bundesregierung, den Entwurf 
eines neuen Energiewirtschaftsgesetzes mit größt- 
möglicher Beschleunigung vorzulegen. 

Bonn, -den 3. Juli 1957 

Dr. Hellwig 
Samwer 

Dr. Böhm (Frankfurt) 

Berendsen 

Finckh 

Höcherl 

Kirchhoff 

Dr. Pferdmenges 

Dr. Pohle (Düsseldorf) 

Dr. Dr. h. c. Pünder 

Raestrup 

Dr. Serres 

Dr. Weber (Koblenz) 

Dr. Hoffmann 
Dr. Elbrächter 


Umdruck 1291 

Änderungsantrag der Fraktionen der CDU/ 
CSU, DP (FVP) zur dritten Beratung des Entwurfs 
eines Neunten Gesetzes zur Änderung des Umsatz- 
steuergesetzes (Umdruck 1184, 1268, Drucksachen 
3690, 3511, 2077, 2419, 2611). 



13298 


2. Deutscher Bundestag — 223. Sitzung. Bonn, Donnerstag, den 4. Juli 1957 


(A) Der Bundestag wolle beschließen: 

Im Antrag des Ausschusses auf Druckseite 3511 
wird die unter Nr. 4 beantragte Entschließung in 
der durch Umdrucke 1184 und 1268 erweiterten 
Fassung wie folgt ergänzt: 

„5. einen Gesetzentwurf vorzulegen, wonach im 
Hinblick auf die Regelung in den Ländern des 
Gemeinsamen Marktes die Lieferungen von 
Büchern und Fachzeitschriften, nach näherer 
Bestimmung, gemäß § 7 Abs. 2 UStG einer Um- 
satzsteuer von 1,5 V. H. unterliegen.“ 

Bonn, den 3. Juli 1957 

Dr. Eckhardt 

Majonica 

Bausch 

Dr. Krone und Fraktion 
Platner 

Dr. Schneider (Lollar) und Fraktion 


Umdruck 1292 

Änderungsantrag der Fraktionen der CDU/ 
CSU, SPD, FDP, GB/BHE, DP (FVP) zur zweiten 
Beratung des von den Fraktionen der CDU/CSU, 
FDP, DP, DA eingebrachten Entwurfes eines Zwei- 
ten Gesetzes zur Änderung des Gesetzes zur Re- 
gelung der Rechtsverhältnisse der unter Artikel 131 
des Grundgesetzes fallenden Personen (Druck- 
sachen 3843, 1. und 2. Nachtrag zu 3643, 2255). 

Der Bundesrat wolle beschließen: 

(B) 1 . In Artikel I Nr. 1 a wird in § 4 a Satz 1 hinter 
dem Wort „gewähren“ an Stelle des Punktes 
ein Komma gesetzt und folgender Satzteil an- 
gefügt: „wenn diese Rückkehr aus Krankheits- 
oder Altersgründen nicht zumutbar ist.“ 

2. In Artikel I Nf. 1 a wird in § 4 b Abs. 3 Satz 1 
das Wort „fünfundsiebzig“ durch das Wort 
„sechzig“ ersetzt. 

3. In Artikel I Nr. 10 werden in § 18 a Abs. 1 
Satz 1 Halbsatz 1 in der Fassung des Zweiten 
Nachtrages die Worte „zu stellenden“ durch 
das Wort „stehenden“ ersetzt. 

4. In Artikel I Nr. 16 a wird in § 24 Abs. 2 Satz 2 
das Wort „dreihundert“ durch das Wort „zwei- 
hundertfünfzig“ und in § 24 a Abs. 2 Satz 2 
Halbsatz 1 das Wort „achtundfünfzigsten“ durch 
dais Wort „zweiundsechzigsten“ ersetzt. 

5. In Artikel I Nr. 19 erhält der Buchstabe b fol- 
genden Wortlaut: 

b) in Absatz 1 werden in Satz 4 Halbsatz 2 
vor dem Punkt die Worte „nach Maßgabe 
des § 47 des genannten Gesetzes“ angefügt; 

6. In Artikel I Nr. 20 wird in § 36 Abs. 1 Nr. 4 
das Wort „achtundfünfzigste“ durch das Wort 
„zweiundsechzigste“ ersetzt. 

7. In Artikel I Nr. 21 Buchstabe c wird das Wort 
„zweihundertfünfzig“ durch das Wort „zwei- 
hundert“ ersetzt. 

8. In Artikel I Nr. 29 Buchstabe b (§ 52 a Abs. 1 
Satz 5 Halbsatz 2), Nummer 39 Buchstabe a 
(§70 Abs. 1 Satz 2), Nummer 43 a Buchstabe a 


{§ 78 a Abs. 1 Satz 1) wird das Wort „achtund- (C) 
fünfzigsten“ durch das Wort „zweiundsechzig- 
sten“ ersetzt. > 

9. In Artikel II Abs. 11 wird folgender Satz an- 
gefügt: 

. „Ist der Betrag einer am 31. August 1957 auf 
Grund bisheriger Nachversicherung (§ 72) zu- 
stehenden Rente, die nach § 72 a Abs. 2 Satz 1 
entfällt, weil ab 1. September 1957 gemäß der 
im Gesetz getroffenen Regelung Versorgung 
wegen eines im ersten oder zweiten Weltkrieg 
erlittenen Unfalles (§ 181 a des Bundesbeamten- 
gesetzes) zusteht, höher als die letztgenannte 
Versorgung, so wird eine Zulage in der Höhe 
gewährt, daß der erstgenannte Betrag gewahrt 
bleibt.“ 

10. In Artikel II a Abs. 1 Nr. 2 wird in § 181 a 
Abs. 1 Satz 1 Halbsatz 1 das Wort „fünfund- 
zwanzig“ durch das Wort „zwanzig“ und in 
§ 181 a Abs. 4 das Wort „sechzig“ durch das 
Wort „fünfundfünfzig“ ersetzt. 

11. In Artikel VII a Abs. 4 Satz 2 werden die Worte 
„Absatz 2“ durch die Worte „Absatz 3“ ersetzt. 

12. In Artikel VIII wird der durch den Zweiten 
Nachtrag eingefügte Absatz 1 a gestrichen. 

Bonn, den 4. Juli 1957 

Dr. Krone und Fraktion 
Ollenhauer und Fraktion 
Dr. Becker (Hersfeld) und Fraktion 
Dr. Brühler und Fraktion 
Feiler und Fraktion 


Umdruck 1296 

Ä'nderungsantrag der Abgeordneten Dr. Lind- 
rath, Seuffert, Dr. Miessner, Eickhoff und Genossen 
zum Entschließungsantrag der Fraktioner; der CDU/ 
CSU, DP i(FVP) auf Umdruck 1285 zur dritten Be- 
ratung des von den Abgeordneten Matthes, 
Richarts, Kriedemann, Mauk, Elsner, Dr. Preiß 
und Genossen eingebrachten Entwurfs eines Ge- 
setzes zur Änderung des Vierten Gesetzes zur 
Änderung des Zuckersteuergesetzes (Drucksachen 
3632, 3114). 

Der Bundestag wolle beschließen: 

In Absatz 2 Satz 3 des Entschließungsantrages 
auf Umdruck 1285 werden die Worte „In jedem 
Fall muß aber sidiergestellt werden, daß . . . .“ 
ersetzt durch die Worte „Dabei ist insibesondere zu 
prüfen, ob und gegebenenfalls wie ....“. 

Bonn, den 4. Juli 1957 

Dr. Lindrath 

Krammig 

Schlick 

Dr. Wellhausen 
Dr. Miessner 
Seuffert 
Dr. Baade 
Birkelbach 

Frau Beyer (Frankfurt) 
Frau Keilhack 
Frau Kettig 
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(A) 


Frau Strobel 
Wittrock 
Eickhoff 
Matth es 

Umdruck 1299 

Änderungsantrag der Fraktion der SPD zur 

zweiten Beratung des von den Fraktionen der 
CDU/CSU, FDP, DP, DA eingebrachten Entwurfs 
eines Zweiten Gesetzes zur Änderung des Ge- 
setzes zur Regelung der Rechtsverhältnisse der 


unter Artikel 131 des Grundgesetzes fallenden Per- 
sonen (Drucksachen 3643, 1, und 2. Nachtrag zu 
3643, 2255). 

Der Bundestag wolle beschließen: 

In Artikel I Nr. 29 a Buchstabe a wird das Wort 
„zwanzigjährige“ durch das Wort „'fünfzehnjährige“ 
ersetzt. 

Bonn, den 4. Juli 1957 

Ollenhauer und Fraktion 


(C) 


(Bl 


(D) 
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Namentliche Abstimmungen 

über 

1. den von der Fraktion der SPD eingebrach ten 
Entwurf eines Gesetzes zur Einfügung eines Ar- 
tikels 139 a in das Grundgesetz (Drucksachen 
3623, 2416), in zweiter Beratung, 

2. den gleichen Gesetzentwurf, Schluß abstimmung. 


Name 

Ab- 

stimmung 

1 1 

Ab- 

stimmung 

2 

Name 

Ab- 

stimmung 

1 

Ab- 

stimmung 

2 

CDU/CSU 



Even 

Ja 

Ja 

Frau Ackermann .... 

Ja 

Ja 

Feldmann 

* 

* 

Dr. Adenauer ... 

— 

— 

Gräfin Finckenstein . . 

Ja 

Ja 

Albers 

Ja 

Ja 

Finckh 

Ja 

Ja 

Albrecht (Hamburg) . . 

Ja 

Ja 

Dr. Franz 


* 

Arndgen 

Ja 

Ja 

Franzen 

Ja 

Ja 

Bdier (Buchen) 

Ja 

Ja 

Friese 

Ja 

Ja 

Barlage 

^Ja 

Ja 

Fuchs 

Ja 

Ja 

Dr. Bartram 

beurlaubt 

beurlaubt 

Funk 

* 

* 

Bauer (Wasserburg) . . 

♦ 

* 

Dr. Furier 

Ja 

Ja 

Bauereisen 


* 

Frau Ganswindt .... 

Ja 

Ja 

Bauknecht 

enthalten 

enthalten 

Frau Dr. Gantenberg . . 

Ja 

Ja 

Bausch 

Nein 

Ja 

- Gedat 

Ja 

Ja 

Becker (Pirmasens) . . 

Ja 

Ja 

Geiger (München) . . . 

beurlaubt 

beurlaubt 

Bender 

♦ 

♦ 

Frau Geisendörfer . . . 

Ja 

Ja 

Berendsen 

Ja 

Ja 

Gengier 

beurlaubt 

beurlaubt 

Dr. Bergmeyer 

Ja 

Ja 

Gerns 

beurlaubt 

beurlaubt 

Fürst /on Bismarck . . . 

Ja 

Ja 

D. Dr. Gerstenmaier 

. Ja 

Ja 

Blank (Dortmund) . . . 

Nein 

Nein 

Gibbert 

Ja 

Ja 

Frau Dr. Bleyler 



Giencke 

Ja 

Ja 

™ (Freiburg) 

Ja 

Ja 

Dr. Glasmeyer 

Ja 

Ja 

Blocker 

Ja 

Ja 

Dr. Gleissner (München) 

Ja 

Ja 

Bock 

Ja 

Ja 

Glüsing 

Ja 

Ja 

von Bodelschwingh . . . 

Ja 

Ja 

Gockeln 

Ja 

Ja 

Dr. Böhm (Frankfurt) . 

Ja 

Ja 

Dr. Götz 

Ja 

Ja 

Brand (Remscheid) . . . 

Ja 

Ja 

Goldhagen 

Ja 

Ja 

Frau Brauksiepe .... 

Ja 

Ja 

Gontrum 

Ja 

Ja 

Brenner 

Ja 

Ja 

Günther 

* 

* 

Dr. von Brentano .... 

— 

— 

Haasler 

Ja 

Ja 

Brese 

Ja 

Ja 

Häussler 

beurlaubt 

beurlaubt 

Frau Dr. Brökelschen 

Ja 

Ja 

Hahn 

Ja 

Ja 

Dr, Brönner 

Ja 

Ja 

Harnischfeger 

Ja 

Ja 

Brookmann (Kiel) . . . 

Ja 

Ja 

Heix 

Ja 

Ja 

Brück 

Ja 

Ja 

Dr. Hellwig 

Ja 

Ja 

Dr. Bucerius 

* 


Dr. Graf Henckel 

Ja 

Ja 

Dr. von Buchka .... 

Ja 

Ja 

Dr. Hesberg 

Ja 

Ja 

Dr. Bürkel 

beurlaubt 

beurlaubt 

Heye 

Ja 

Ja 

Burgemeister 

Ja 

Ja 

Hilbert 

enthalten 

enthalten 

Caspers 

Ja 

Ja 

Höcherl 

* 

* 

Cillien 

* 

* 

Dr. Höck 

Ja 

Ja 

Dr. Conring 

Ja 

Ja 

Höfler 

beurlaubt 

beurlaubt 

Dr. Czaja 

Ja 

Ja 

Holla 

Ja 

Ja 

Demmelmeier ... 

Ja 

Ja 

Hoogen 


— 

Diedridisen 

Ja 

Ja 

Dr Horlacher ... 

* 

* 

Frau Dietz 

Ja 

Ja 

Horn 

Ja 

Ja 

Dr. Dittridi 

Ja 

Ja 

Huth 

•>: 

# 

Dr Dollinger 

♦ 

* 

rilerhaus 

Ja 

Ja 

Donhauser 

Ja 

* 

Dr Jaeger 

* 

* 

Dr. Dresbach 

Ja 

Ja 

Jahn (Stuttgart) . . . 

Ja 

Ja 

Dr. Eckhardt 

Ja 

Ja 

Frau Dr. Jochmus 

Ja 

Ja 

Eckstein 

Ja 

Ja 

Josten 

Ja 

Ja 

Ehren 

Ja 

Ja 

Kahn 

beurlaubt 

beurlaubt 

Engel brecht-Greve 

Ja 

Ja 

Kaiser (Bonn) 

— 

— 

Dr. Dr h. c, Erhard , . . 

Ja 

Ja 

Frau Kaiser 



Etzenbach 

Ja 

Ja 

(Schwäbisch-Gmünd) . 

Ja 

Ja 


*) Für Teile der Sitzung beurlaubt. 
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Name 

Ab- 

stimmung 

1 

Ab- 

stimmung 

2 

Name 

Ab- 

stimmung 

1 

Ab- 

stimmung 

2 

Karpf 

beurlaubt 

beurlaubt 

Frau Praetorius . . . 

beurlaubt 

beurlaubt 

Kemmer (Bamberg) . • 

Ja 

Ja 

Frau Dr. Probst .... 

* 


Kemper (Trier) .... 

enthalten 

Ja 

Dr Dr h c Pünder 

Ja 

— 

Kiesinger 

* 

* 

Raestrup 

* 

♦ 

Dr. Kihn (Würzburg) . . 

Ja 

Ja 

Rasner 

Ja 

Ja 

Kirchhoff 

Ja 

Ja 

Frau Dr Rehling .... 

Ja 

Ja 

Klausner 

Ja 

Ja 

Richarts 

Ja 

Ja 

Dr. Kleindinst 

J a 

Ja 

Frhr Biederer von Paar 

Ja 

Ja 

Dr. Kliesing 

Ja 

Ja 

Dr Rinke 

Ja 

Ja 

Knapp 

Ja 

Ja 

Dr. Röder 

beurlaubt 

beurlaubt 

Knobloch 

Ja 

Ja 

Frau Rösch 

Ja 

Ja 

Dr. Köhler 

beurlaubt 

beurlaubt 

Rösing 

Ja 

Ja 

Koops 

Ja 

Ja 

Rümmele 

Ja 

Ja 

Dr. Kopf 

Ja 

Ja 

Ruf 

Ja 

Ja 

Kortmann 

Ja 

Ja 

Sabaß 

Ja 

Ja 

Kraft 

beurlaubt 

beurlaubt 

Sabel 

Ja 

Ja 

Kramei 

Ja 

Ja 

Samwer 

Ja 

Ja 

Krammig 

♦ 

♦ 

Dr. Schaefer (Saarbr.) . 

beurlaubt 

beurlaubt 

Kroll 

Ja 

Ja 

Schäffer 

Ja 

Ja 

Frau Dr. Kuchtner . . . 

enthalten 

Ja 

Scharnberg 

Ja 

Ja 

Kühlthau 

Ja 

Ja 

Scheppmann 

Ja 

Ja 

Kuntscher 

Ja 

Ja 

Schill (Freiburg) .... 

Ja^ 

Ja 

Kunze (Bethel) 

« 

* 

Schlick 

Ja 

Ja 

Lang (München) .... 

Ja 

Ja 

Schmücker 

Ja 

Ja 

Leibing 

Ja 

Ja 

Schneider (Hamburg) . . 

Ja 

J a 

Dr. Leiske 

Ja 

Ja 

Schräder 

* 

* 

Lenz (Brühl) 

Ja 

Ja 

Dr Schröder (Düsseldorf) 

— 

— 

Lenze (Attendorn) . . . 

Ja 

Ja 

Dr -Ing ' E h Schuberth 

Ja 

Ja 

Leonhard 

Ja 

Ja 

Schüttler 

Ja 

Ja 

Lermer 

Ja 

Ja 

Schütz 

Ja 

Ja 

Leukert 

Ja 

Ja 

Schulze-Pellengahr . . . 

Ja 

Ja 

Dr Leverkuehn . . 

Ja 

Ja 

Schwarz 

Ja 

Ja 

Dr, Lindenberg .... 

Ja 

Ja 

Frau Dr Schwarzhrupt 

TJa 

Ja 

Dr. Lindrath 

Ja 

Ja 

Dr. Seffrin 

Ja 

Ja 

Dr. Löhr 

Ja 

Ja 

Seidl (Dorfen) 

Ja 

Ja 

Lotze 

Ja 

Ja 

Dr. Serres 

Ja 

Ja 

Dr. h. c. Lübke .... 

Ja 

Ja 

Siebei 

Ja 

Ja 

Lücke 

Ja 

Ja 

Dr Siemer 

Ja 

Ja 

Lücker (München) • ‘ • 

Ja 

Ja 

Solke 

enthalten 

enthalten 

Lulay 

Ja 

Ja 

Spies (Brücken) .... 

Ja 

Ja 

Maier (Mannheim) . . . 

Ja 

Ja 

Spies (Emmenhausen) 

Ja 

Ja 

Majonica 

Ja 

Ja 

Spörl 

— 

Ja 

Dr. Baron Manteuffel- 



Stauch 

beurlaubt 

beurlaubt 

Szoege 

Ja 

Ja 

Frau Dr Steinbiß . . . 

Ja 

Ja 

Massoth 

beurlaubt 

beurlaubt 

Steinhauer 

Ja 

Ja 

Mayer (Birkenfeld) . . . 

Ja 

Ja 

Stiller 

— 

— 

Menke 

Ja 

Ja 

Storch 

— 

— 

Mensing 

Ja 

Ja 

Dr Storm 

Ja 

Ja 

Meyer (Oppertshofen) 

Ja 

Ja 

Strauß 

— 

— 

Meyer-Ronnenberg . . . 

beurlaubt 

beurlaubt 

Struve 

Ja 

Ja 

Miller 

Ja 

Ja 

Stück len .... 

beurlaubt 

beurlaubt 

Dr. Moerchel 

Ja 

Ja 

Teriete 

enthalten 

Ja 

Morgenthaler 

beurlaubt 

heurlaubt 

Thies 

Ja 

Ja 

Muckermann 

Ja 

Ja 

Unertl 

Ja 

Ja 

Mühlenberg 

Ja 

Ja 

Varelmann 

Ja 

Ja 

Dr. Dr h. c Müller (Bonn) 

beurlaubt 

beurlaubt 

Frau Vietje . . 

enthalten 

enthalten 

Müller-Hermann .... 

Ja 

Ja 

Dr Vogel 

Ja 

Ja 

Müser 

beurlaubt 

beurlaubt 

Voß 

Ja 

Ja 

Nellen 

beurlaubt 

beurlaubt 

Wacher (Hof) ' . . 

« 

♦ 

Neuburger 

Ja 

Ja 

Wacker (Buchen) 

Ja 

Ja 

Nieder alt 

Nein 

Nein 

Dr. Wahl 

Ja 

Ja 

Frau Niggemeyer . . . 

Ja 

Ja 

Walz 

Ja 

Ja 

Dr. Dr. Oberländer . . 

Ja 

Ja 

Frau Dr h c Weber 



Dr. Oesterle 


* 

(Aachen) 

Ja 

Ja 

Oetzel 

beurlaubt 

beurlaubt 

Dr Weher (Koblenz) 

enthalten 

enthalten 

Feister 

enthalten 

Ja 

Wehking 

Ja 

Ja 

Dr. Pferdmenges .... 

Ja 

Ja 

Dr Wellhausen .... 

Ja 

Ja 

Frau Pitz 

Ja 

Ja 

Dr Welskop 


* 

Dr. Pohle (Düsseldorf) 



Frau Weiter (Aachen) . 

Ja 

Ja 


*) Für Teile der Sitzung beurlaubt. 
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Name 

Ab- 

stimmung 

1 

Ab- 

stimmung 

2 

Name 

Ab- 

stimmung 

1 

Ab- 

stimmung 

2 

Dr. Werber 

Ja 

Ja 

Frau Herklotz ' 

Ja 

Ja 

Wiedeck 

Ja 

Ja 

Hermsdorf 

Ja 

Ja 

Wieninger 

* 

* 

Herold 

Ja 

Ja 

Dr Willeke 

Ja 

Ja 

Höckel 

Ja 

Ja 

Winkelheide 

Ja 

Ja 

Höhne 

Ja 

Ja 

Dr. Wintei 

* 

« 

Hörauf 

Ja 

Ja 

Wittmann 

beurlaubt 

beurlaubt 

Frau Dr. Hubert .... 

Ja 

Ja 

Wolf (Stuttgart) . , . . 

Ja 

Ja 

Hufnagel 

Ja 

Ja 

Dr. Wuermeling .... 

— 


Jacobi 

beurlaubt 

beurlaubt 

Wullenhaupt 

Ja 

Ja 

Jacobs 

beurlaubt 

b^^u’^laubt 




Jahn (Frankfurt) .... 

beurlaubt 

beurlaubt 

Lrastei 



Jaksch 

Ja 

Ja 

Ruland 

Ja 

Ja 

Kahn-Ackermann . . , 

beurlaubt 

beurlaubt 

Schneider (Brotdorf) . . 

Ja 

Ja 

Kalbitzer 

Ja 

Ja 




Frau Keilhack 

Ja 

Ja 

SPD 



Frau Kettig 

Ja 

Ja 




Keuning 

Ja 

Ja 

Frau Albertz 

Ja 

Ja 

Kinat 

Ja 

Ja 

Frau Albrecht(Mittenw.) 

Ja 

Ja 

Frau Kipp-Kaule . . . 

beurlaubt 

beurlaubt 

Altmaier 

* 

* 

Könen (Düsseldorf) . . 

Ja 

Ja 

Dr Arndt 

beurlaubt 

beurlaubt 

Koenen (Llppstadt) . . 

Ja 

Ja 

Arnholz 

Ja 

Ja 

Frau Korspeter .... 

Ja 

Ja 

Dr. Baade 

Ja 

Ja 

Dr. Kreyssig 

Ja 

Ja 

Dr. Bärsch 

Ja 

Ja 

Kriedemann 

Ja 

Ja 

Bals 

Ja 

Ja 

Kühn (Köln) 

Ja 

Ja 

Banse 

Ja 

Ja 

Kur Ib a um 

Ja 

Ja 

Bauer (Würzburg) . . . 

Ja 

Ja 

Ladebeck 

Ja 

Ja 

Baur (Augsburg) .... 

Ja 

Ja 

Lange (Essen' 

Ja 

Ja 

Bazille 

Ja 

Ja 

Leitow 

Ja 

Ja 

Behrisch 

Ja 

Ja 

Frau Lockmann . . . 

Ja 

Ja 

Frau Bennemann .... 

Ja 

Ja 

Ludwig 

beurlaubt 

beurlaubt 

Bergmann 

* 

* 

Maier (Freiburg) .... 

• 

* 

Berlin 

Ja 

Ja 

Marx 

Ja 

Ja 

Bettgenhäuser 

Ja 

Ja 

Matzner 

Ja 

Ja 

Frau Beyer (Frankfurt) 

Ja 

Ja 

Meitmann ... ... 

Ja 

Ja 

Birkelbach 

Ja 

Ja 

Mellies 

Ja . 

Ja 

Blachstein 

* 

* 

Dr Menzel 

Ja 

Ja 

Dr. Bleiß 

Ja 

Ja 

Merten 

Ja 

Ja 

Böhm (Düsseldorf) . . . 

beurlaubt 

beurlaubt 

Metzger 

Ja 

Ja 

Bruse 

Ja 

Ja 

Frau Meyer (Dortmund) 

Ja 

Ja 

Corterier 

Ja 

Ja 

Meyer (Wanne-Eickel) . 

• 

0 

Dannebom 

Ja 

Ja 

Frau Meyer-LauJe . . . 

Ja 

Ja 

Daum 

Ja 

Ja 

Mißmahl 


41 

Dr. Deist 

Ja 

Ja 

Moll 





Dewald 

Ja 

Ja 

Dr. Mommer 

Ja 

Ja 

Diekmann 

Ja 

Ja 

. Müller (Erbendorf) . . . 

Ja 

Ja 

Diel 

Ja 

Ja 

Müller (Worms) .... 

Ja 

Ja 

Frau Döhring 

Ja 

Ja 

Frau Nadig 

Ja 

Ja 

Dopatka 

Ja 

Ja 

Odenthal 

Ja 

Ja 

Erler 

beurlaubt 

beurlaubt 

Ohlig 

Ja 

Ja 

Eschmann 

beurlaubt 

beurlaubt 

Ollenhauer 

beurlaubt 

beurlaubt 

Faller 

Ja 

Ja 

Op den Orth 



Ja 

Franke 

Ja 

Ja 

Paul 

Ja 

Ja 

Frehsee 

Ja 

Ja 

Peters 

Ja 

Ja 

Freidhof 

Ja 

Ja 

Pöhler 

Ja 

Ja 

Frenzei 

Ja 

Ja 

Pohle (Eckernförde) . - 

Ja 

Ja 

Gefeller 

beurlaubt 

beurlaubt 

Dr Preller 

Ja 

! Ja 

Geiger (Aalen) 

Ja 

Ja 

Prennel 

Ja 

Ja 

Geritzmann 

Ja 

Ja 

Priebe . . .... 

Ja 

Ja 

^nLMsner (Unna) . . . 

Ja 

Ja 

Pusch 

Ja 

Ja 

Dr. Greve 

beurlaubt 

beurlaubt 

Putzig 

Ja 

Ja 

Dr. Gülich 

Ja 

Ja 

Rasch 

Ja 

Ja 

Hansen (Köln) 

beurlaubt 

beurlaubt 

Dr. Ratzel 

Ja 

Ja 

Hansing (Bremen) . . . 

Ja 

Ja 

Regling 

Ja 

Ja 

Hauffe 

Ja 

Ja 

Rehs 

Ja 

Ja 

Heide 

Ja 

Ja 

Reitz 

Ja 

Ja 

Heiland 

Ja 

Ja 

Reitzner 

Ja 

Ja 

Heinrich 

Ja 

Ja 

Frau Renger 

Ja 

Ja 

Hellenbrock 

Ja 

Ja 

Richter 

i 

beurlaubt 

beurlaubt 


*) Für Teile der Sitzung beurlaubt. 
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Name 

Ab- 

stimmung 

1 

Ab- 

stimmung 

2 

Ritzel 

Ja 

Ja 

Frau Rudoll 

Je 

Ja 

Ruhnke 

beurlaubt 

beurlaubt 

Runge ... ... 

Ja 

Ja 

Frau Schanzenbac±» . . 

Ja 

Ja 

Scheuren ....... 

beurlaubt 

beurlaubt 

Dr. Schmid (Frankfurt) . 

* 

« 

Dt Schmidt (Gellersen) 

Ja 

Ja 

Schmidt (Hamburg) 

Ja 

Ja 

Schmitt (Vockenhau.sen) 

Ja 

Ja 

Dr Schöne 

beurlaubt 

beurlaubt 

Schoettle 

J a 

Ja 

Schreiner 

Ja 

Ja 

Seidel (Fürth) 

Ja 

Ja 

Seither 

Ja 

Ja 

Seuffert 

Ja 

Ja 

Stierle . 

Ja 

Ja 

Sträter 

Ja 

Ja 

Frau Strobl 

Ja 

Ja 

Stümer 

« 


Thieme 

Ja 

Ja 

Wagner (Deggenau) 

Ja 

Ja 

Wagner (Ludwigshafen) 

Ja 

Ja 

Wehner 

beurlaubt 

beurlaubt 

Wehr 

Ja 

Ja 

Welke 

Ja 

Ja 

Weltner (Rinteln) . . 

Ja 

Ja 

Dr. Dr. Wenzel .... 

beurlaubt 

beurlaubt 

Wienand 

# 

* 

Dr. Will (Saarbrücken) 

Ja 

Ja 

Wittrock 

Ja 

J a 

Zühlke 

Ja 

Ja 

FDP 



Dr. Atzenroth 

beurlaubt 

beurlaubt 

Dr Bedrer (Hersfeld) . 


« 

Dr Bücher 

Nein 

Nein 

Dr. Czermak . . - . . . 

♦ 

• 

Dr. Dehler 

beurlaubt 

beurlaubt 

Dr.-Ing Drechsel 

Nein 

Nein 

Eberhard 

beurlaubt 

beurlaubt 

Frau Friese-Korn . . 

Nein 

Nein 

Frühwald 

beurlaubt 

beurlaubt 

Gaul 

Nein 

Nein 

Dr von Golitscheck . . , 

Nein 

Nein 

Graaff (Elze) 

Nein 

* 

Dr. Hammer 

beurlaubt 

beurlaubt 

Held 

Nein 

Nein 

Dr Hoffm^ in ■ • • 

Ja 

Ja 

Frau Hütter . ... 

Ja 

Ja 

Frau Dr. Ilk ..... . 

Nein 

Nein 

Dr. Jentzsch 

* 

* 

Kühn (Bonn) 

Nein 

• 

Lenz (Trossingen . . . 

Nein 

Nein 

Margulies 

Nein 

Nein 

Mauk 

Neil 

Nein 

Dr Mende 

Nein 

Nein 

Dr Miessner 

Nein 

Nein 

Onnen . . . ' 

beurlaubt 

beurlaubt 

Rademacher 

Nein 

Nein 

Scheel 

Nein 

Nein 

Schloß 

Nein 

Nein 

Schwann 

beurlaubt 

beurlaubt 

Stahl 

Nein 

Nein 

Dr Stammberger . . . 

Nein 

Nein 

Dr Starke . ... 

Nein 

Nein 

Weber (Untersontheim) 

Nein 

Nein 


(A) 


Name 

Ab- 

stimmung 

1 

Ab- 

stimmung 

2 

Gaste: 

Dr. Schneider 



(Saarbrücken) .... 

Honrlaubt 

beurlaubt 

Schwertner 

beurlaubt 

beurlaubt 

Wedel 

Nein 

Nein 

DP (FVP) 



Becker (Hamburg) . . . 

Ja 

Nein 

Dr. Berg ....... 

Ja 

fa 

Dr Blank (Oberhausen) . 

Ja 

Ja 

Dr. h. c. Blücher . . . 




Dr Brühler 

♦ 

* 

Eickhoff 

Ja 

Ja 

Dr. Elbrächter 

Ja 

Ja 

uler 

Ja 

Ja 

Fassbender 

Ja 

Ja 

. Dr. Graf (München) . . 

beurlaubt 

beurlaubt 

Gumrum 

beurlaubt 

beurlaubt 

Hepp 

Ja 

Ja 

Frau Kalinke . . . . 

enthalten 

enthalten 

Körner 

Nein 

Nein 

Lahr 

Ja 

Ja 

Dr. Dr. h c. Prinz zi LÖ- 



w enstein 

Ja 

Ja 

von Manteuffel (Neuß) . 

Ja 

Nein 

Matthes 

Ja 

Nein 

Dr. von Merkatz . . . 

— 



Müller (Wehdel) .... 


« 

Dr. h. c. Neumayer . . 

Ja 

Ja 

Platner 

Ja 

Ja 

Dr Preiß 

Ja 

Ja 

Dr. Preusker 




Dr. Schäfer (Hamburg) . 

Ja 

Ja 

Dr Schild (Düsseldorf) . 

Ja 

Ja 

Schneider (Bremerhaven) 

Nein 

enthalten 

Dr Schneider (Lollar) . 

beurlaubt 

beurlaubt 

Dr. Schranz 

Ja 

Ja 

Dr.-Ing. Seebohm . . . 




Walter 

Ja 

Nein 

Wittenburg 

Ja 

Ja 

Dr Zimmermann . . . 

0 

* 

GB/BHE 



Elsner 

Nein 

Net 

Engell 

beul laubt 

beurlaubt 

Feiler . . .* 

Nein 

Nein 

Frau Finselberger . . 

Nein 

Nein 

Gemein 

* 

« 

Dr Gille 



— 

Dr Kather 

Nein 

Nein 

Dr Keller 

Nein 

Nein 

Dr Klötzer 

Nein 

Nein 

Kunz (Schwalbach) 

Nein 

Nein 

Kutschers 

* 

« 

Dr Mocker 

* 


Petersen 

Nein 

Nein 

Dr Reichstein 

Nein 

Nein 

Seiboth 

beurlaubt 

beurlaubt 

Dr Sormk 

Nein 

Nein 

Srock , 

Nein 

Nein 

Stegner 

* 

« 

Dr Strosche 

Nein 

Nein 

Fraktionslos 



Brockmann (Rinkerode) 

Ja 

Ja 


(B) 


(D) 


’) Für Teile der Sitzunq beurlaubt 
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Zusammenstellung der Abstimmungen (C) 



Ab- 

stimmung 

1 

Ab- 

stimmung 

2 

Abgegebene Stimmen 

377 

375 

Davon: 



Ja 

328 

329 

Nein 

39 

39 

Stimmenthaltung 

10 

7 

Zusammen wie oben 

377 

375 


Berliner Abgeordnete 


Name 


CDU/CSÜ 

Dr. Friedensburg 
Grantze .... 
Dr. Krone . . . 
Lemmer . . . 
Frau Dr. Maxsein 
(B) Stingl , . . . 


SPD 

Brandt (Berlin) 
Frau Heise . . 
Klingelhöfer 
Dr. Königswarter 


Ab- 

stimmung 

1 

Ab- 

stimmung 

2 

Name 

Ab- 

stimmung 

1 

Ab- 

stimmung 

2 



Mattick 

Ja 

Ja 



Neubauer 

Ja 

Ja 

Ja 

Ja 

Neumann 

Ja 

Ja 



Dr. Schellenberg . . . 

Ja 

Ja 

Ja 

Ja 

Schröter (Wilmersdorf) . 

Ja 

Ja 



Tausch-Treml 

Ja 

Ja 

Ja 

Ja 

Frau Wolff (Berlin) . . 

* 

* 

Ja 

Ja 

FDP 





Frau Dr. Dr. h. c. Lüders 

Nein 

Nein 



Dr. Reif 

Nein 

Ja 



Dr. Will (Berlin) .... 

enthalten 

Nein 

* 

Ja 

* 

* 

DP (FVP) , 



Ja 

Ja 

Dr. Henn 

Ja 

Ja 

Ja 

Ja 

Hübner 

Ja 

Ja 


(D) 


Zusammenstellung der Abstimmungen der Berliner Abgeordneten 



Ab- 

stimmung 

1 

Ab- 

stimmung 

2 

Abgegebene Stimmen 

18 

17 

Davon: 



Ja 

15 

15 

Nein 

2 

2 

Stimmen tha 1 tung 

1 

— 

Zusammen wie oben . . 

18 

17 


*) Für Teile der Sitzung beurlaubt 
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